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76. Sitzung 


Bonn, Mittwoch, den 6. Dezember 1995 


Beginn: 9.00 Uhr 


Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Guten Morgen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. Die Sitzung ist eröff- 
net. 

Ich komme zunächst zu den amtlichen Mitteilun- 
gen. Wie Sie wissen, hat der frühere Kollege Stefan 
Heym am 31. Oktober 1995 auf die Mitgliedschaft im 
Deutschen Bundestag verzichtet. Sein Nachfolger, 
der Abgeordnete Hanns-Peter Hartmann, hat am 
25. November 1995 die Mitgliedschaft im Deutschen 
Bundestag erworben. Ich begrüße den neuen Kolle- 
gen und hoffe auf gute Zusammenarbeit. 

(Beifall) 

Weiterhin weise ich darauf hin, daß die heutige 
jßj Tagesordnung um eine Regierungserklärung durch 
den Bundeskanzler zum Thema „Deutsche Beteiligung 
an den militärischen Maßnahmen zur Absicherung des 
Friedensvertrages für Bosnien-Herzegowina" erwei- 
tert wird. Sind Sie damit einverstanden? - Dazu höre 
ich keinen Widerspruch. Dann verfahren wir so. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte la) bis Ic) und 
Zusatzpunkt 1 auf: 

ZPl Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung 

Deutsche Beteiligung an den militärischen 
Maßnahmen zur Absicherung des Friedens- 
vertrages für Bosnien-Herzegowina 

1. a) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) 

zu dem Antrag der Bundesregierung 

Deutsche Beteiligung an den militärischen 
Maßnahmen zur Absicherung des Frie- 
densvertrages für Bosnien-Herzegowina 

zu dem Antrag der Gruppe der PDS 

Kein Einsatz der Bundeswehr im früheren 
Jugoslawien 

-Drucksachen 13/3122, 13/3127, 13/3183- 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Karl Lamers 
Karsten D. Voigt (Frankfurt) 

Gert Poppe 
Ulrich Irmer 
Andrea Lederer 


b) Beratung des Antrags der Fraktionen CDU/ 
CSU. SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
undF.D.P. 

Die Lage der Menschen in den Staaten des 
ehemaligen Jugoslawien und die Bedin- 
gungen für die rasche Hilfe beim Wieder- 
aufbau nach dem Friedensschluß 

- Drucksache 13/2978 (neu) - 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Andrea Lederer, Heinrich Graf von Ein- 
siedel, Willibald Jacob, weiterer Abgeord- 
neter und der Gruppe der PDS 

Frieden und Wiederaufbau im früheren (D) 
Jugoslawien 

-Drucksache 13/3078- 

Der gemeinsame Antrag der Fraktionen von CDU/ 
CSU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen und F.D.P. auf 
Drucksache 13/2978 sowie der Antrag der Gruppe 
der PDS auf Drucksache 13/3078 und der Entschlie- 
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf Drucksache 13/3136 wurden in der vergangenen 
Sitzungswoche an die zuständigen Ausschüsse über- 
wiesen. Interfraktionell ist vereinbart, die genannten 
Anträge heute ohne Ausschußempfehlung abschlie- 
ßend zu beraten. Sind Sie mit diesem Verfahren ein- 
verstanden? - Das ist der Fall. Dann verfahren wir so. 

Zur Regierungserklärung liegt ein Entschließungs- 
antrag der Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. 
vor. Ich weise darauf hin, daß wir über die Beschluß- 
empfehlung zum Antrag der Bundesregierung im 
Anschluß an die Aussprache namentlich abstimmen 
werden. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die gemeinsame Aussprache im Anschluß an die 
Regierungserklärung zwei Stunden vorgesehen, 
wobei sich die Fraktionen und die Gruppe auf 
geringfügige zusätzliche Redezeiten verständigt 
haben. - Auch dazu sehe ich keinen Widerspruch. 

Wir verfahren entsprechend. 

Das Wort zur Abgabe einer Regierungserklärung 
hat der Herr Bundeskanzler, Dr. Helmut Kohl. 
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Dr. Helmut Kohl, Bundeskanzler: Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir sind 
heute im Deutschen Bundestag zusammengekom- 
men, um über den deutschen Beitrag zur Absiche- 
rung des Friedensvertrages für Bosnien-Herzego- 
wina zu entscheiden. Wir alle spüren, daß dies ein 
besonderer Tag, daß dies eine besondere Stunde ist. 

Es ist eine Entscheidung, die einen Einschnitt im 
Leben unseres Volkes bedeutet. Es ist eine Entschei- 
dung, die weit in die Zukunft hineinreicht. Wir soll- 
ten diese Debatte dementsprechend mit dem gebote- 
nen Emst führen. Die Soldaten, die jetzt im früheren 
Jugoslawien ihren Friedensdienst tun sollen, und 
auch ihre Angehörigen erwarten dies zu Recht von 
uns. 

Meine Damen und Herren, Ihnen liegt der 
Beschluß der Bundesregierung zum Einsatz bewaff- 
neter Streitkräfte in Bosnien-Herzegowina vor. Die 
Bundesregierung hat diesen Beschluß im vollen 
Bewußtsein der großen Verantwortung, die damit 
verbunden ist, getroffen. 

Die Aufgabe unserer Bundeswehr hat sich nach 
dem Ende des Ost- West-Konfliktes grundlegend ver- 
ändert. Die Erwartungen der Völkergemeinschaft an 
das wiedervereinte Deutschland sind andere als die, 
die an die alte Bundesrepublik gerichtet worden 
waren. Dazu gehört, daß wir Deutsche - gemeinsam 
mit unseren Partnern und Verbündeten - unseren 
Beitrag für die Sicherung des Friedens in Europa lei- 
sten. 

Wir haben uns diese Entscheidung nicht leichtge- 
macht. In vielen Familien, auch in unseren eigenen, 
ist die Erinnerung an die schlimmen, bitteren Erfah- 
rungen des Zweiten Weltkrieges noch lebendig. 
Doch einer Friedensmission mitten in Europa, die 
alle unsere Freunde und Partner von uns erwarten, 
dürfen wir uns nicht verweigern. 

Wir sind uns bewußt, was dieser Einsatz von unse- 
ren Soldaten fordern kann. Wer sich nach vier Jahren 
eines schrecklichen Krieges an der militärischen 
Absicherung des Weges zum Frieden beteiligt, setzt 
sich auch Gefahren für Leib und Leben aus. 

Der Krieg im ehemaligen Jugoslawien hat auf dem 
europäischen Kontinent ein Ausmaß an Leid entste- 
hen lassen, das viele von uns nach den schrecklichen 
Erfahrungen des Zweiten Weltkrieges nicht mehr für 
möglich gehalten hätten. Über 250 000 Tote, 
2 Millionen Flüchtlinge, Vertriebene, Tausende von 
vergewaltigten Frauen, Hunderttausende von Ver- 
letzten, Zerstörung und Elend in einem unvorstellba- 
ren Maß - all das dürfen wir nicht vergessen, wenn 
es jetzt darum geht, den Frieden absichern zu helfen. 

Es ist ein Gebot der Gerechtigkeit, daß jene vor 
Gericht gestellt und bestraft werden, die in den ver- 
gangenen Jahren solche abscheulichen Verbrechen 
begangen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FD.P., der 
SPD und beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der PDS) 

Mit der Vereinbarung von Dayton ist die Voraus- 
setzung dafür geschaffen worden, daß die Menschen 


in Bosnien endlich eine realistische Chance auf Frie- (C) 
den haben. Nach viereinhalb Jahren des Leidens 
kann die Bevölkerung im ehemaligen Jugoslawien 
endlich wieder mit größerer Hoffnung einem neuen 
Jahr entgegensehen. Wir haben allen Anlaß, uns 
hierüber zu freuen und denjenigen zu danken, die 
zum Gelingen der schwierigen Verhandlungen von 
Dayton beigetragen haben. Allen voran gilt unser 
Respekt, unser Dank und unsere Anerkennung Prä- 
sident Clinton und der amerikanischen Administra- 
tion. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND- 
NISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ohne den Einsatz unserer amerikanischen Partner 
und Freunde wäre es nicht zu diesem Erfolg gekom- 
men. Ich habe dies auch Präsident Clinton im Namen 
unseres Volkes am vergangenen Wochenende bei 
unserem gemeinsamen Besuch bei amerikanischen 
Truppen in Baumholder nochmals bekräftigt. 

Unser Dank gilt gleichermaßen den Angehörigen 

der Kontaktgruppe. 

Wir haben auch viel Grund, den deutschen Vertre- 
tern - ich nenne hier den Bundesaußenminister und 
seine Mitarbeiter - für ihren Einsatz zu danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
der SPD sowie bei Abgeordneten des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Sie haben - das stelle ich auch mit großer Freude 
noch einmal öffentlich fest - auch nach dem Zeugnis 
vieler Teilnehmer aus anderen Ländern ganz ent- 
scheidend zum Erfolg beigetragen. 

Meine Damen und Herren, Dank gebührt schließ- 
lich all denjenigen, die durch Kompromiß willen und 
Bereitschaft zum Ausgleich den Weg der Verständi- 
gung eingeschlagen haben. Auf sie wird es jetzt in 
den kommenden Wochen und Monaten in entschei- 
dender Weise ankommen. Es muß gelingen, daß aus 
dem beschlossenen Frieden auch ein gelebter Friede 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
der SPD sowie bei Abgeordneten des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Seit über vier Jahren, meine Damen und Herren, 
findet dieser Konflikt unmittelbar vor unserer Haus- 
tür statt. Viele von uns kennen Land und Leute im 
früheren Jugoslawien. Viele Deutsche haben in den 
letzten Jahrzehnten durch Besuche persönliche, 
auch familiäre Bindungen begründet. Dazu haben 
auch die rund 700 000 Jugoslawen beigetragen, die 
in unserem Lande leben, mit uns arbeiten und die 
seinerzeit mit einem jugoslawischen Paß hierherge- 
kommen sind. 

Viele Bürger unseres Landes haben in den letzten 
Jahren durch persönliche Hilfe versucht, die Not der 
Menschen im Kriegsgebiet zu lindern. Viel wurde 
getan, um das Schicksal der über 400 000 Bürger- 
kriegsflüchtlinge, die bei uns Aufnahme gefunden 
haben, erträglicher zu machen. 
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(A) Die Bundesregierung hat von Anfang an gemein- 
sam mit ihren Partnern in der Europäischen Union 
beharrlich auf eine politische Lösung des Konflikts 
hingearbeitet. Sie hat in erheblichem Umfang huma- 
nitäre Hilfe geleistet. Sie hat darüber hinaus schon 
bisher den Vereinten Nationen in diesem Konflikt 
wichtige Hilfe gewährt. Ich nenne zum Beispiel die 
Hilfsflüge von Transall-Maschinen der Bundeswehr 
nach Sarajevo oder die Teilnahme der Bundesmarine 
an der Überwachung des Waffenembargos. All dies, 
meine Damen und Herren, ist in der Erkenntnis 
geschehen, daß der Friede in Europa immer unser 
Friede, unser gemeinsames Interesse ist. Jetzt nicht 
zu helfen würde für uns alle in Europa letztlich grö- 
ßere Gefahren mit sich bringen, als wenn wir nun 
gemeinsam helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 

sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Aus der Erfahrung dieses Jahrhunderts wissen wir 
Deutsche: Um den Frieden auf unserem Kontinent 
kann es auf Dauer nicht gut bestellt sein, wenn in 
einem Teil Europas Friede herrscht, während in 
einem anderen Teil ein blutiger Konflikt ausgetragen 
wird. Daher sind die Vereinigten Staaten von Ame- 
rika jetzt bereit, gemeinsam mit Großbritannien, 
Frankreich und anderen Verbündeten Soldaten zur 
Absicherung des Friedens in das ehemalige Jugo- 
slawien zu entsenden. Auch das gilt es zu bedenken, 
wenn wir heute über die Entsendung von 4 000 deut- 
schen Soldaten zur Unterstützung der NATO-Frie- 
denstruppe entscheiden. 

(ß) Lassen Sie mich an dieser Stelle auch einige Worte 
an unsere Soldaten richten. Wer als Soldat durch 
Gelöbnis und Eid bekundet, unserer Bundesrepublik 
Deutschland treu zu dienen, hat Anspruch auf die 
Unterstützung des ganzen Volkes. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 

der SPD sowie des Abg. Werner Schulz 
[Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Wer bereit ist. Gefahren für seine Gesundheit und 
sein Leben in Kauf zu nehmen, um dem Frieden eine 
Chance zu geben, der steht nicht allein, der darf 
nicht allein stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Unsere Soldaten sollen wissen, daß die große, große 
Mehrheit unseres Volkes hinter ihnen steht. Unsere 
Soldaten sollen wissen, daß sie ihre verantwortungs- 
volle und nicht ungefährliche Aufgabe für eine wich- 
tige, für eine gute Sache, für den Frieden erfüllen. 

Ich bitte unsere Mitbürgerinnen und Mitbürger, 
die Familien unserer Soldaten wo immer nötig zu 
unterstützen, wenn Väter, Söhne oder Familienange- 
hörige im ehemaligen Jugoslawien im Einsatz sind. 
Diese Bitte gilt selbstverständlich auch für die Fami- 
lien unserer britischen und amerikanischen verbün- 
deten Soldaten, die hier bei uns in Deutschland 
leben. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
der SPD) 


Die Friede ns truppe kann den Frieden gewiß nicht (C) 
allein verwirklichen. Der entscheidende Beitrag muß 
von allen Konfliktparteien kommen. Aber die Frie- 
denstruppe kann dazu beitragen, daß die Umsetzung 
des Abkommens von Dayton eine Chance auf Ver- 
wirklichung erhält. Bei diesem Einsatz für den Frie- 
den, an dem sich schon unter Führung der NATO die 
USA, europäische Staaten, Rußland und Staaten der 
islamischen Welt beteiligen, dürfen wir Deutsche 
nicht abseits stehen. 

Deutschland hat sich in den zurückliegenden Jahr- 
zehnten stets auf die Solidarität seiner Verbündeten 
verlassen können. Heute sind wir aufgerufen, in 
einem veränderten politischen Umfeld nach dem 
Ende des Kalten Krieges in Europa Solidarität zur 
Erhaltung des Friedens zu beweisen. Hier beiseite zu 
stehen hieße, den Menschen im ehemaligen Jugosla- 
wien ihre Chance zum Frieden zu verweigern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Durch die Einbeziehung Rußlands in den Frie- 
densprozeß entsteht auch - wir freuen uns darüber - 
eine Chance für eine neue Qualität der Beziehungen 
zwischen Rußland und der NATO. Dieses Zuammen- 
wirken westlicher Staaten mit Rußland stellt eben- 
falls eine gewaltige historische Veränderung dar. 

Wer hätte noch vor wenigen Jahren gedacht, daß 
die NATO und Rußland in einem solchen Rahmen 
Zusammenarbeiten, um im ehemaligen Jugoslawien 
den Frieden abzusichern und die Voraussetzung für 
den Wiederaufbau zu schaffen? Ich empfinde es als 
eine großartige Erfahrung, daß damit alte Feindbil- (D) 
der überwunden werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P und 
der SPD sowie bei Abgeordneten des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Die Partnerschaft zwischen der NATO und Rußland 
nimmt auf diese Weise konkrete Gestalt an. Dies 
kann und wird uns bei der künftigen Ausgestaltung 
der europäischen Sicherheit einen wesentlichen 
Schritt voranbringen. 

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die 
Vereinbarung von Dayton bedeutet eine große 
Chance zum Frieden. Aber - das muß inan beden- 
ken - sie ist noch nicht der Friede selbst. Neben der 
militärischen Absicherung geht es jetzt darum, in 
einer gemeinsamen Anstrengung der internationalen 
Gemeinschaft die Voraussetzung für den Wiederauf- 
bau und die Rückkehr von Hunderttausenden von 
Flüchtlingen zu schaffen. 

Die Bundesrepublik Deutschland wird sich neben 
ihrem militärischen Beitrag im Rahmen der multina- 
tionalen Friedenstruppe bei der Hilfe zum Wieder- 
aufbau und der Rückkehr der Flüchtlinge im Rah- 
men ihrer Möglichkeiten beteiligen. Das ist für mich 
die selbstverständliche Pflicht eines Volkes nach den 
Erfahrungen von zwei Weltkriegen, vor allem nach 
dem Zusammenbruch am Ende des Zweiten Welt- 
krieges und nach der großartigen Erfahrung der 
Hilfe durch andere, die uns beim Wiederaufbau 
geholfen haben. 
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(A) Aber - so füge ich hinzu - das alles, was wir leisten 
wollen, ist nur möglich, wenn auch andere sich betei- 
ligen, wenn wir zu einer fairen Lastenteilung unter 
den Europäern und anderen Beteiligten kommen. Ich 
sage das ohne Wenn und Aber für alle Beteiligten. 
Ich denke an die islamische Welt, ich denke aber 
auch an die Vereinigten Staaten von Amerika. 

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, 
gemeinsam mit unseren Partnern verfolgen wir im 
wesentlichen vier große Ziele mit dem Einsatz der 
internationalen Friedenstruppe . 

Erstens. Wir müssen die kriegführenden Parteien 
voneinander trennen. Es muß versucht werden, das 
Wiederaufflammen militärischer Konflikte zuverläs- 
sig zu verhindern. Wichtig ist, schnell eine Lösung 
für die militärische Überwachung des in Dayton 
geschlossenen Abkommens zwischen Serbien und 
Kroatien zur Zukunft von Ostslawonien zu finden. 
Sonst würde der Friedensprozeß in Bosnien durch 
einen erneuten Konflikt zwischen Kroatien und Ser- 
bien aufs höchste gefährdet. 

Zweitens. Der so gesicherte Frieden wird die 
Grundlage dafür, daß die Menschen- und Minder- 
heitenrechte wieder respektiert und Teil der dort 
herrschenden Rechtsordnung werden. Unser ganz 
besonderes Anliegen ist dabei die Rückkehr von 
Flüchtlingen, wie sie im Dayton-Abkommen vorgese- 
hen ist. Ich sage noch einmal: Das ist für uns eine 
wichtige Aufgabe; es ist eine wichtige Aufgabe für 
die Europäer insgesamt. 

Wir dürfen nicht vergessen, daß die Achtung der 
(1^) Menschen- und Minderheitenrechte vor allem im 
Kosovo weiterhin eine zentrale Forderung an die 
Adresse Belgrads bleibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P., der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ein umfassender, ein gerechter Friede im ehemali- 
gen Jugoslawien ist ohne eine gerechte Lösung im 
Kosovo auf Dauer nicht möglich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FD.P 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Drittens. Die Anwesenheit der internationalen 
Friedenstruppe schafft ferner die Voraussetzungen 
für weiter notwendige humanitäre Hilfe und den 
Beginn des Wiederaufbaus. Der Friede kann nicht 
sicher werden, wenn die Menschen keine Nahrung, 
keine Wohnung und keine wirtschaftliche Zukunft 
haben. 

Viertens. Die internationale Friedenstruppe soll 
nicht nur Frieden und Stabilität in Bosnien, sondern 
darüber hinaus für die ganze Region garantieren. Die 
Gefahr, daß der bosnische Konflikt mit seinen ethni- 
schen und religiösen Wurzeln auf die angrenzenden 
Länder übergreifen kann, wird nur dann abgewen- 
det, wenn dieses Ziel erreicht wird. Stabilität im ehe- 
maligen Jugoslawien ist mit den vorhandenen riesi- 
gen Waffenarsenalen nicht denkbar. Deshalb haben 
wir, die Bundesrepublik Deutschland, uns besonders 
für ein umfassendes System vertrauensbildender 


Maßnahmen und für Rüstungskontrolle in diesem (C) 
Raum eingesetzt. 

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, in 
über vier Jahren Krieg im ehemaligen Jugoslawien 
ging vieles unwiederbringlich verloren - Menschen- 
leben, Kulturgüter, für viele auch die Heimat. Es ist 
die wichtigste Lehre aus dem Krieg im ehemaligen 
Jugoslawien, daß wir dem Grundsatz eines wirksa- 
men Minderheitenschutzes überall in Europa Aner- 
kennung und Achtung verschaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P., der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es muß jetzt gemeinsame Pflicht sein, das Abkom- 
men von Dayton durchzusetzen; denn eine Fortdauer 
des Krieges würde neue Zerstörung schaffen, neues 
Leid und neues Elend hervorbringen. Hier liegt nicht 
zuletzt auch der Auftrag für die Soldaten unserer 
Bundeswehr: gemeinsam mit unseren Verbündeten 
den Menschen im früheren Jugoslawien und den vie- 
len Hoffenden in Europa den Glauben an eine bes- 
sere Zukunft zu geben, den Glauben an eine faßbare 
Chance des Friedens, den wir uns gemeinsam wün- 
schen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FD.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster 
spricht der Fraktionsvorsitzende der SPD, der Kol- 
lege Rudolf Scharping . 

(D) 

Rudolf Scharping (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wir treffen heute 
eine weitreichende Entscheidung. Der Deutsche 
Bundestag wird beschließen, daß die Bundeswehr 
mit zirka 4 000 Soldaten an einem internationalen 
Friedenseinsatz teilnimmt. Für die SPD möchte ich 
deshalb am Beginn klarstellen: Der heute zu 
beschließende Einsatz der Bundeswehr im ehemali- 
gen Jugoslawien wird mit der breiten Unterstützung 
der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands und 
ihrer Bundestagsfraktion beschlossen werden. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FD.P) 

Niemand kann verschweigen, daß dieser Einsatz 
nicht nur ein großes politisches Ziel verfolgt, sondern 
auch Risiken birgt, politische Risiken und Risiken für 
die beteiligten Soldaten. Das macht das Ausmaß der 
Verantwortung deutlich, die mit dieser Entscheidung 
verbunden ist. Ich möchte deshalb zunächst auch mit 
Blick auf die Soldaten und ihre Familien sagen: Ihre 
Aufgabe ist nicht Krieg und Kampf; ihre Aufgabe ist 
der Schutz und die Durchsetzung von Frieden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN und der FD.P.) 

Ihre Aufgabe ist jetzt nicht die Verteidigung des 
eigenen Landes; ihre Aufgabe ist, gemeinsam mit 
anderen, mit Freunden und Partnern, jenen Werten 
und Grundvorstellungen des Zusammenlebens zum 
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(A) Durchbruch zu verhelfen, die unser Land auszeich- 
nen und die Bedingungen eines friedlichen Zusam- 
menlebens unterschiedlicher Kulturen und Religio- 
nen sind. 

Meine Damen und Herren, Europa hat in diesem 
Konflikt lange Zeit weitgehend versagt. Wir müssen 
das leider feststellen und das nicht nur mit Blick auf 
die vergangenen Jahre bemerken, sondern Schlüsse 
für die Zukunft ziehen. 

Wir haben zu lange zugeschaut, wie Grenzen mit 
brutaler Gewalt willkürlich verändert worden sind, 
wie Menschen zu Hunderttausenden aus ihrer Hei- 
mat vertrieben worden sind, wie große Teile des ehe- 
maligen Jugoslawien mit Krieg, Terror, Tod und 
damit zusammenhängenden Leiden für die Zivilbe- 
völkerung überzogen wurden. Wer daraus Schlüsse 
für die Zukunft ziehen will, der kann in der gegen- 
wärtigen Situation nicht alleine bei notwendigen und 
guten Maßnahmen der Linderung der Not von Men- 
schen stehenbleiben. 

Ich will aber dennoch an dieser Stelle zunächst 
hervorheben, daß wir nicht nur ein Versagen der 
europäischen Staaten im Jugoslawienkonflikt festzu- 
stellen haben, sondern auch das großartige Engage- 
ment vieler Menschen in der Bundesrepublik 
Deutschland, die Flüchtlinge aufgenommen haben, 
ihnen mit Toleranz und Respekt und gegenseitiger 
Hilfe begegnet sind, und auch jener vielen anderen, 
der Nichtregierungsorganisationen und der privaten 
Initiativen, die in vorbildlicher Weise im ehemaligen 
Jugoslawien und in Bosnien-Herzegowina geholfen 

(B) haben. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der RD.P.) 

Das Engagement dieser Menschen zeigt, daß Hilfs- 
bereitschaft und Solidarität in unserer Gesellschaft 
und bei vielen, vielen Menschen nach wie vor einen 
hohen Stellenwert haben. 

Seit langem reift die Erkenntnis, daß man in einem 
solchen Konflikt aber nicht bei humanitärer Hilfe ste- 
henbleiben kann. Der Krieg im ehemaligen Jugosla- 
wien zeigt leider mit brutaler Deutlichkeit, daß gute 
Worte, gute Gesten und humanitäre Hilfe alleine die- 
sen Völkermord nicht stoppen konnten. Der Bosnien- 
krieg ist ein Beispiel dafür, daß Aggression und Völ- 
kermord nur durch entschlossenes Auftreten der 
zivilisierten Welt beendet werden können. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der F.D.P.) 

Die Sozialdemokratie ist eine Partei mit einer lan- 
gen friedenspolitischen Tradition. Wir können voller 
Stolz von uns sagen, daß wir nie daran beteiligt 
waren, wenn über unser eigenes Land oder über 
andere Völker Krieg gebracht wurde. Deshalb haben 
in unseren außenpolitischen Zielvorstellungen Maß- 
nahmen der präventiven Vermeidung von Konflikten 
und Maßnahmen der friedlichen Beilegung von Kon- 
flikten absolute Priorität. 

(Beifall bei der SPD) 


Wir wägen deshalb sorgfältig und mit großem (C) 
Ernst ab, wenn es um militärische Maßnahmen geht, 
auch dann, wenn sie letztlich der Befriedung eines 
Konfliktes dienen sollen. Diese Entscheidung fällt 
deshalb leichter, weil alle beteiligten Staaten, weil 
die Vereinten Nationen, weil die NATO und Rußland 
gemeinsam wollen, daß in einer koordinierten 
gemeinsamen Anstrengung dieser Staaten ein Bei- 
trag zur Beendigung des Konfliktes, zur Sicherung 
und zur Durchsetzung des Friedensabkommens von 
Dayton geleistet wird. 

Ich will deshalb hier ganz grundsätzlich festhalten, 
daß Deutschland nach unserer Auffassung im Prinzip 
an allen von den Vereinten Nationen beschlossenen 
Maßnahmen teilnehmen kann. Kein Kanzler der 
Bundesrepublik Deutschland kann von vornherein 
eine Bitte der Vereinten Nationen um Hilfe bei der 
Durchführung ihrer Maßnahmen ablehnen, und kein 
deutscher Bundeskanzler kann, wie kein anderer 
Regierungschef, von vornherein einen Blankoscheck 
ausstellen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Das bedeutet nicht, meine Damen und Herren, daß 
die Bundesrepublik Deutschland von vornherein und 
in allen Fragen zustimmen müßte, auch die Sozialde- 
mokratie nicht. Wir werden auch künftig in jedem 
einzelnen Fall sorgfältig und genau zu prüfen haben, 
was getan werden kann und was im Rahmen dieses 
Tuns ein sinnvoller deutscher Beitrag sein kann. 

Die Sozialdemokratie ist sich in dieser historischen 
Situation ihrer internationalen Verantwortung (O) 
bewußt und wird trotz mancher Bedenken dem 
heute zu beschließenden Einsatz der Bundeswehr 
zustimmen. Wir befinden uns damit im Einklang mit 
allen sozialdemokratischen Parteien in Europa, mit 
unseren Partnern in der Europäischen Union und mit 
unseren Verbündeten in der NATO. 

Manche werden feststellen wollen, nun habe sich 
die Sozialdemokratie endlich bewegt. Ich will deswe- 
gen hinzufügen: Es ist aus meiner Sicht nicht ehren- 
rührig - im Gegenteil -, sich eine solche Entschei- 
dung schwerzumachen. Denn es werden Tausende 
von Soldaten in ein Konfliktgebiet geschickt, in dem 
schon Hunderttausende ihr Leben verloren haben. 

Es ist nach unserer Auffassung Zeichen von Verant- 
wortungsbewußtsein gegenüber den eigenen Solda- 
ten und Zeichen für eine tiefe Überzeugung, daß 
Frieden vorrangig mit friedlichen Mitteln erreicht 
und gesichert werden kann, wenn wir uns diese Ent- 
scheidung schwermachen. 

Dennoch bleibt richtig: Die Sozialdemokratie in 
Deutschland hat diese Fragen neu bewertet und ist 
zu der Überzeugung gekommen, daß in dieser Situa- 
tion in Bosnien die militärische Absicherung und 
Durchsetzung des Abkommens von Dayton und des 
damit verbundenen Friedensprozesses notwendig 
und richtig sind. 

Lassen Sie mich hinzufügen, daß in der Öffentlich- 
keit keine Verwirrung darüber entstehen darf, daß 
dieser Beitrag dem Frieden dient. Deshalb sind 
Äußerungen des Generalinspekteurs in diesem 
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(A) Zusammenhang zumindest fahrlässig zu nennen und 
zurückzuweisen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
PDS) 

Ich stelle im übrigen fest, daß sich in diesem Hause 
alle von ihren bisherigen Positionen wegbewegt und 
weiterentwickelt haben. Das gilt auch für die Bun- 
desregierung und die sie tragenden Parteien, die in 
der Vergangenheit die feste Haltung vertreten hat- 
ten, daß deutsche Soldaten wegen unserer histori- 
schen Belastungen im ehemaligen Jugoslawien nicht 
eingesetzt werden sollten. 

Allerdings - ich sage das mit großem Respekt 
Der Friedensschluß von Dayton, der unter einem 
enormen Zeitdruck zustande gekommen ist und 
ohne diesen Druck möglicherweise nie zustande 
gekommen wäre, ist eine Chance. Ich stimme Ihnen, 
Herr Bundeskanzler, ausdrücklich zu: Er ist noch 
nicht der Frieden selbst. 

Lassen Sie mich im Zusammenhang mit dem Frie- 
densschluß von Dayton unseren amerikanischen 
Verbündeten große Anerkennung für ihre Initiative 
und für ihre Verhandlungsleistungen aussprechen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN und der F.D.P.) 

Es sollte allerdings nicht vergessen werden, daß - 
trotz der unbestreitbaren und unverzichtbaren Füh- 
rungsrolle der Vereinigten Staaten von Amerika - 

(B) das Ergebnis eine multilaterale Anstrengung vieler 
Beteiligter war. Vor allem die kontinuierliche Arbeit 
der Kontaktgruppe hat wesentlich zu diesem Erfolg 
beigetragen. Ohne die Verhandlungs- und Kompro- 
mißbereitschaft der in der Kontaktgruppe von 
Anfang integrierten Russischen Föderation wäre die- 
ser Friedensschluß nicht möglich gewesen. Also 
gebührt an dieser Stelle auch der Russischen Födera- 
tion Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN und der F.D.P.) 

Dieses Zusammenwirken ist ein Element der politi- 
schen Vertrauensbildung, das für die Herausbildung 
einer künftigen europäischen Sicherheitsarchitektur 
von großer Bedeutung sein wird. Die Menschen im 
ehemaligen Jugoslawien sollten die Zuversicht 
haben, daß der seit Jahren ersehnte Friedensschluß 
rasch und wirksam abgesichert wird. Auf Grund der 
vielen Risiken, die nach wie vor bestehen, sind eine 
zügige Umsetzung und Absicherung des Friedens 
unumgänglich. Vor Ort spürbar und sichtbar müssen 
Tatsachen geschaffen werden, damit die unbestreit- 
bar vorhandenen Risiken nicht erneut virulent wer- 
den können. 

Wir stimmen dem deutschen Beitrag also zu einem 
Zeitpunkt zu, zu dem ein Mandat der Vereinten 
Nationen und ihres Sicherheitsrates noch nicht vor- 
liegt. Wir tun das in sorgfältiger Abwägung und im 
Wissen darum, daß alle Beteiligten schon vor einem 
Mandat des Sicherheitsrates entsprechende Zeichen 


erwarten, daß die Garantie und die Durchsetzung (C) 
dieses Friedensschlusses ernst gemeint sind. 

Ich will für die Bundestagsfraktion der SPD fest- 
stellen: Wir halten am Parlamentsvorbehalt und 
auch daran fest, daß solche Maßnahmen grundsätz- 
lich nur beschlossen werden können, wenn ein kla- 
res Mandat der Vereinten Nationen und die dazuge- 
hörigen sogenannten „Rules of engagement" vorlie- 
gen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Unsere positive Entscheidung heute darf nicht als 
Präjudiz für künftige vergleichbare Fälle mißverstan- 
den werden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich füge hinzu: Das Recht des Parlaments, über die- 
sen Einsatz neu zu entscheiden, wenn sich die Vor- 
aussetzungen grundlegend ändern sollten, muß 
bestehen bleiben. Auch deshalb erwarten wir eine 
lückenlose und kontinuierliche Information über alle 
Schritte im Friedensprozeß in Bosnien und über alle 
entsprechenden Maßnahmen der Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies gilt insbesondere für eventuelle Modifikationen 
des Friedensvertrags sowie für wesentliche Änderun- 
gen von Art und Umfang des Einsatzes der Bundes- 
wehr. Hier sind die Bundesregierung und namentlich 
der Verteidigungs- und Außenminister in der Pflicht. 

Ich will nicht verhehlen, daß die SPD-Fraktion trotz (D) 
der Zustimmung zum Einsatz der Bundeswehr in 
Bosnien nach wie vor die Sorge hat, ob sich das 
Abkommen auf Dauer als tragfähig erweisen wird 
und ob es, wie wir hoffen, letztendlich zu einer dau- 
erhaften Befriedung führen wird. Wir wissen alle, 
daß die nun anlaufenden Aktivitäten erst einmal den 
nur mühsam erreichten Waffenstillstand im Sinne 
eines klassischen „peacekeeping" absichern. Wir 
hoffen, daß keine Seite den Friedensvertrag brechen 
wird und daß die für solche Fälle im Abkommen von 
Dayton vorgesehenen friedensschaffenden Maßnah- 
men nicht notwendig werden. Deshalb begrüßen wir 
auch mit Blick auf die mittlere Sicht der Entwicklun- 
gen die Initiative der Europäischen Union, der inter- 
nationalen Staatengemeinschaft und die Bereitschaft 
der Bundesregierung, auf einer Abrüstungskonfe- 
renz weitere Maßnahmen zur Sicherung des Frie- 
dens gemeinsam mit den Konfliktparteien zu verein- 
baren. 

Meine Damen und Herren, Sie alle wissen, daß wir 
mit dem heutigen Beschluß über den militärischen 
Teil des deutschen Engagements im ehemaligen 
Jugoslawien entscheiden. Wir wissen auch, daß man 
damit allein noch lange keinen tragfähigen Frieden 
schafft, sondern nur die Voraussetzungen dafür, daß 
eine Fülle von friedensschaffenden Maßnahmen län- 
gerfristiger Art erst möglich werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Friede ist mehr als die Abwesenheit von Krieg. 
Deshalb will ich für die Sozialdemokraten heute 
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(A) deutlich machen, daß der für ein Jahr vorgesehene 
Einsatz der Bundeswehr nur ein Teil des deutschen 
Engagements sein kann, dem ein ganzes Bündel 
wichtiger, längerfristig angelegter Maßnahmen zivi- 
ler Art folgen muß. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 


Ohne die Hilfe der internationalen Staatenge- 
meinschaft ist ein Erfolg des Friedensprozesses 
nicht möglich . . . 

Die Erinnerung an die positiven Wirkungen 
des Marshall-Plans auf den Wiederaufbau im 
(B) Westen Deutschlands nach dem Zweiten Welt- 
krieg bringt den Deutschen Bundestag zu der 
Überzeugung, daß ein Erfolg des Friedensprozes- 
ses im ehemaligen Jugoslawien nur mit einem 
ähnlich umfassenden wirtschaftlichen und poli- 
tischen Programm erzielt werden kann. 

Wenn wir das heute beschließen, dann muß uns 
allen klar sein, daß die richtigen Erkenntnisse und 
die in diesem Antrag vom gesamten Bundestag 
geforderten Hilfsmaßnahmen eine große Verpflich- 
tung bedeuten. Die Hauptaufgabe für die internatio- 
nale Staatengemeinschaft wird daher auch der Wie- 
deraufbau des zerstörten Landes und seiner zivilen 
Institutionen sein. Hier liegt die große Aufgabe für 
den Frieden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeord- 
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Um diese Aufgabe möglich zu machen, stimmen 
wir der militärischen Absicherung des Friedensab- 
kommens zu. Die Konsolidierung des Friedenspro- 
zesses wird allerdings eine lange Zeit erfordern; 
daher müssen die notwendigen Maßnahmen umge- 
hend beginnen. Ohne schnelle, wirksame Aufbauhil- 
fen kann es nicht gelingen, die Konfliktparteien aus 
ihrer verhängnisvollen Scheinlogik der gewaltsamen 
Durchsetzung ihrer Interessen herauszuholen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Also erwarten wir, daß die Bundesregierung dem 
Deutschen Bundestag schnellstmöglich ein Konzept 


für den deutschen Beitrag zur zivilen Konsolidie- 
rung des Friedensprozesses vorlegt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir beobachten, Herr Bundeskanzler, mit einer 
gewissen Sorge, daß Programme und Finanzierungs- 
entscheidungen zur nichtmilitärischen, zur zivilen 
Absicherung des Friedens hinter den vorgelegten 
militärischen Maßnahmen herhinken. Was wir heute 
beschließen, soll nach dem Antrag der Bundesregie- 
rung zirka 700 Millionen DM kosten. Das ist bei den 
bekannten Lücken im Haushalt keine Kleinigkeit, 
aber zur Sicherung des Friedens ist dieser Betrag 
angemessen und notwendig. 

Ich füge hinzu, daß der Wiederaufbau und die 
langfristige Befriedung dieses zerrissenen Landes 
sicher ein Vielfaches dieser humanitären Anstren- 
gungen im Sinne von „Hilfe zur Selbsthilfe" beim 
Aufbau ziviler Institutionen erfordern werden. Davon 
wird zur Zeit - zumindest in der öffentlichen Debatte - 
zuwenig gesprochen. Es ist höchste Zeit, daß auch 
für diesen - langfristig noch wichtigeren - Bereich 
deutscher Friedenspolitik konkrete Maßnahmen 
genannt und nicht nur entsprechende Absichtserklä- 
rungen abgegeben werden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

In diesem Zusammenhang reicht ein Verweis auf 
gemeinsame Anstrengungen in der Europäischen 
Union nicht aus. Er reicht schon deshalb nicht aus, 
weil Deutschland die meisten Flüchtlinge aufgenom- 
men und folgerichtig auch das größte Interesse daran 
hat, daß es zu einer Rückkehr der Flüchtlinge in ihre 
Heimat unter menschenwürdigen Bedingungen 
kommen kann. Gerade wer - wie das zum Teil öffent- 
lich, mit einer gewissen Zurückhaltung auch hier im 
Deutschen Bundestag geschieht - auf die gewach- 
sene Bedeutung der Rolle Deutschlands und die 
damit verbundene besondere Verantwortung hin- 
weist, kann sich nicht allein auf europäische oder 
andere Zusammenhänge zurückziehen, wenn es um 
die langfristige Sicherung des Friedens mit zivilen 
Mitteln geht. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wir fordern also die 
Bundesregierung auf, in angemessener Zeit konkrete 
Vorschläge vorzulegen und Maßnahmen vorzuschla- 
gen, wie dem gemeinsamen Antrag aller Fraktionen 
Rechnung getragen werden kann. 

Lassen Sie mich zum Schluß einen weiteren 
Aspekt ansprechen: Mit dem Friedensschluß von 
Dayton sind noch lange nicht alle schwelenden Kon- 
flikte im ehemaligen Jugoslawien beseitigt. Das gilt 
für die ungelösten Probleme in Ostslawonien, in der 
Vojvodina, im Sandschak, in Makedonien und vor 
allen Dingen im Kosovo. In allen diesen Teilen des 
ehemaligen Jugoslawien wird es vor allem auf den 
guten Willen und auf die Kompromißbereitschaft der 
Regierung in Belgrad ankommen. Die offene Frage, 
ob diese Konflikte friedlich beigelegt werden können 


Ich bedanke mich namens der SPD-Bundestagsfrak- 
tion bei allen, die in den Fraktionen dazu beigetra- 
gen haben, daß es zu einem interfraktionellen 
Antrag kommt, der im wesentlichen mit der Initiative 
meines Fraktionskollegen Freimut Duve deutlich 
sagt, was noch getan werden muß: 

Die Folgen des jahrelangen Kriegszustandes, der 
Vertreibungen und der Auswirkungen von 
Embargomaßnahmen bergen die Gefahr einer 
zunehmenden Auflösung der zivilen Gesellschaft 
in allen drei betroffenen Ländern. Die Unsicher- 
heit für die Zukunft von Hunderttausenden von 
Menschen wird durch die vom Krieg zerstörten 
Infrastruktur- und Versorgungseinrichtungen, 
die am Boden liegenden Volkswirtschaften, die 
verheerende Arbeitsplatzsituation, die teilweise 
zusammengebrochenen zivilen Verwaltungen 
und die weitgehend nicht mehr funktionierenden 
Bildungssysteme noch erheblich verschärft. 
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(A) oder ob dort neue Konflikte ausbrechen, wird im 
wesentlichen in Belgrad entschieden. Es ist also not- 
wendig, politischen Druck aufrechtzuerhalten und 
klarzumachen, daß die Aufhebung des Embargos 
und auch die Hilfe für Serbien im Sinne einer euro- 
päischen Perspektive für diesen Staat ganz entschei- 
dend davon abhangen, ob die serbische Politik in 
diesen Gebieten zu einer friedlichen Entwicklung 
beiträgt und Konflikte beilegt, anstatt sie neu zu ver- 
schärfen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, ich habe am Anfang 
davon gesprochen, daß der Konflikt im ehemaligen 
Jugoslawien auch ~ nicht nur und nicht zuerst, aber 
auch - Ausdruck des Versagens europäischer Politik 
ist. Wenn wir daraus für die Zukunft richtige Konse- 
quenzen ziehen wollen, dann ist es jetzt unsere 
Pflicht, zur zivilen und - um die zivile Hilfe möglich 
zu machen - zur militärischen Absicherung des 
Abkommens von Dayton beizutragen, damit Frieden 
und Stabilität auf dem Balkan gefördert und damit 
zugleich Frieden und Stabilität in Europa sicherer 
gemacht werden können. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. 

Antje Vollmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich erteile jetzt das 
Wort an den Fraktionsvorsitzenden der CDU/CSU, 

(B) Kollegen Dr. Wolfgang Schäuble. 

Dr. Woifgang Schäuble (CDU/CSU): Frau Präsi- 
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion begrüßt und unter- 
stützt die Regierungserklärung des Bundeskanzlers. 
Wir stimmen dem Antrag der Bundesregierung zur 
deutschen Beteiligung an dem internationalen Ein- 
satz zur Sicherung des Friedens in Bosnien-Herzego- 
wina zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FD.P.) 

Wir begrüßen auch, Herr Kollege Scharping, daß 
die sozialdemokratische Fraktion diesem Antrag 
ebenfalls zustimmt. Denn ich denke, es ist ganz wich- 
tig, daß diese Entscheidung von einer breiten Mehr- 
heit im Deutschen Bundestag getragen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Niemandem fällt diese Entscheidung leicht. Jeder 
spürt und jeder weiß, daß das eine Entscheidung ist, 
mit der wir - jeder - schwere Verantwortung über- 
nehmen, daß dies eine Entscheidung ist, wie wir sie 
in den langen Jahren, in denen wir zum Teil diesem 
Parlament angehören, noch nicht treffen mußten; das 
ist neu. Dennoch ist die Entscheidung richtig, und sie 
ist notwendig. 

Ohne den Vertrag von Dayton und ohne den Bei- 
trag der NATO und der internationalen Gemein- 
schaft zur Sicherung dieses Friedens und notfalls zur 


Durchsetzung dieses Friedens ist ein Ende des Lei- (C) 
dens und der Verbrechen für die Menschen in Bos- 
nien-Herzegowina nicht möglich. Deswegen ist diese 
Entscheidung richtig und notwendig, auch wenn sie 
schwerfällt. 

Wenn nicht auch im ehemaligen Jugoslawien und 
auf dem Balkan wieder Friede wird, bleibt der Friede 
in Europa gefährdet. Auch das gehört zu dieser Ent- 
scheidung. 

Wir wissen, daß der Friede unteilbar ist. Seit dem 
Ende des Ost-West-Konfliktes, seit dem Fall des 
Eisernen Vorhangs, der Europa 45 Jahre geteilt hat, 
gehört zur Wirklichkeit auch, daß Krieg in Europa 
wieder möglich geworden ist. Krieg in Europa muß 
für die Zukunft ausgeschlossen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
der SPD sowie bei Abgeordneten des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Dazu muß die Bundesrepublik Deutschland ihren 
Beitrag leisten. Das ist der Auftrag an die Soldaten 
der Bundeswehr. 

Keiner kann für sich allein den Frieden bewahren. 
Auch das gehört in die Entscheidung dieses Tages. 

Weil keiner für sich allein den Frieden bewahren 
kann, sind wir auf verläßliche Zusammenarbeit, Part- 
nerschaft und Bündnisse angewiesen. Dazu müssen 
wir Deutsche unseren Beitrag leisten. 

Wir haben in den 50 Jahren seit dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs in sicherem Frieden gelebt, weil 
andere uns verläßliche Partner gewesen sind. Wir 
möchten niemals mehr alleine stehen, weil wir (D) 
alleine den Frieden nicht sichern können. Deswegen 
müssen auch wir verläßliche Partner sein. Deswegen 
leisten die Soldaten der Bundeswehr auch einen 
Dienst für die Sicherung des Friedens der Deutschen 
und für die Sicherung des Friedens in Europa. Sie lei- 
sten nicht nur einen Dienst zur Beendigung der Ver- 
brechen und des Leidens in Bosnien-Herzegowina, 
sondern sie leisten zugleich auch einen Dienst für 
unseren Frieden. Das ist der ureigene Auftrag der 
Bundeswehr und ihrer Soldaten. 

Ich verstehe gut, daß den Sozialdemokraten und - 
mehr noch - den Grünen die Entscheidung schwer- 
fällt und daß sie darüber interne Diskussionspro- 
zesse führen. Ich begrüße jede Stimme für den 
Antrag der Bundesregierung. Die Tatsache aber - 
das muß an dieser Stelle auch gesagt werden daß 
die CDU/CSU-Bundestagsfraktion dem Antrag der 
Bundesregierung geschlossen zustimmt, daß wir 
schon früher die darin zum Audruck gebrachte Auf- 
fassung vertreten haben und daß wir nicht in einem 
langen qualvollen Prozeß, den wir bei anderen 
respektieren, sondern schon früh die Einsicht gehabt 
haben, daß es nicht anders geht, als jetzt geplant, 
darf von niemandem so interpretiert werden, als wür- 
den wir uns die Entscheidung leichter machen als 
andere. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Mangelnde Geschlossenheit in solch einer Frage 
ist auch nicht Ausdruck höheren Gewissens. Weil wir 
geschlossen sind, sind wir nicht von einer geringeren 
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(A) Anstrengung unseres Gewissens. Weil wir schon frü- 
her darauf hingewiesen haben, daß kein Weg daran 
vorbeiführen wird, daß wir unseren Beitrag werden 
leisten müssen, damit Friede in Bosnien entsteht und 
in Europa der Frieden wieder sicher wird, sind wir 
nicht leichtfertiger, sondern nur klarer und kontinu- 
ierlicher. 

Es geht nicht um Recht-Haben; aber es geht auch 
wirklich nicht an, daß diejenigen, die zu lange nicht 
recht gehabt haben, die anderen nun so hinstellen, 
als hätten diese es sich leichter gemacht. Wir haben 
es uns nicht leichter gemacht. Wir haben nur früher 
vorhergesehen, was geschehen wird. 

Man muß vielleicht an diesem Tag daran erinnern: 
Was wäre den Menschen erspart geblieben, wenn 
die Aggressoren die Entschlossenheit früher gespürt 
hätten, daß ihnen notfalls mit überlegenen Mitteln 
entgegengetreten wird? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FD.R 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 
90/DIE GRÜNEN) 

Wenn wir aus den entsetzlichen Opfern dieses 
Kriegs, die der Bundeskanzler in seiner Regierungs- 
erklärung soeben in Erinnerung gerufen hat, etwas 
lernen wollen, dann muß es die Lehre sein, daß wir - 
die Europäer, die NATO und die Völkergemeinschaft 
insgesamt - in Zukunft früher, entschlossener und 
klarer jedem entgegentreten, der zur Durchsetzung 
gleich welcher Ziele militärische Mittel einsetzen 
will. Je klarer diese Entschlossenheit, um so geringer 
wird das Risiko sein, daß es jemals dazu kommt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das war das Prinzip der Abschreckung; so haben 
wir das genannt. Die Franzosen sagen „dissuasion", 
Entmutigung. Es geht darum, jeden davon zu über- 
zeugen, daß sich der Einsatz militärischer Gewalt für 
ihn selbst nicht lohnen wird. Man darf nicht nur auf 
den guten Willen bauen. Die Menschen sind - leider - 
nicht so. Vielmehr muß man notfalls in der Lage sein, 
den Einsatz militärischer Gewalt nicht lohnend 
erscheinen zu lassen. Das ist der eigentliche Kern der 
Friedenssicherung. 

An der Klarheit dieses Auftrags sollten wir auch in 
dieser Stunde keinen Zweifel lassen. Im übrigen 
haben auch die Soldaten der Bundeswehr jeden 
Anspruch auf Unterstützung - auch im Sinne von 
Klarheit, Entschlossenheit und Geschlossenheit. Des- 
wegen finde ich, Herr Kollege Scharping, daß die 
Debatte um die Frage „ Kampf auftrag oder nicht" 
mißverständlich und überflüssig ist. 

(Widerspruch bei der SPD - Dr. Dagmar 
Enkelmann [PDS]: Das sieht Naumann 
anders! Naumann hat die Katze aus dem 
Sack gelassen!) 

- Herr Naumann hat ganz einfach etwas Richtiges 
gesagt. Er hat nämlich genau das gesagt, was der 
Kollege Scharping mit anderen Worten auch gesagt 
hat. Deswegen hätte er den Generalinspekteur nicht 
zu kritisieren brauchen; das war unberechtigt. 

(Widerspruch bei der SPD) 


Das weise ich für uns zurück. (C) 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P. ) 

Natürlich ist der Auftrag aller Streitkräfte - das ist 
doch völlig klar -, den Frieden zu sichern und den 
Frieden durchzusetzen. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

- Genau dies ist der Auftrag. - Dies kann sehr wohl - 
das sind die Risiken, von denen jeder von uns redet 
und die jeder kennen muß, der in diesen Tagen 
zustimmt ~ schneller, als uns lieb sein mag dazu füh- 
ren, daß etwas entsteht, von dem Soldaten dann 
sagen: Jetzt müssen wir kämpfen, um den Frieden zu 
sichern. - Das ist nicht der Auftrag, das ist nicht das 
Ziel. Aber wer nicht bereit ist, zu kämpfen, wird den 
Frieden nicht sichern. Das ist die Lehre aus Bosnien- 
Herzegowina. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Freimut Duve [SPD]: Dann kritisieren Sie 
Ihren Verteidigungsminister! Der hat das 
gestern anders gesagt!) 

- Nein, das ist nicht wahr. Herr Duve, lassen Sie uns 
heute ausnahmsweise nicht streiten! 

(Zuruf von der SPD: Wer fängt denn damit 
an? - Lachen und weitere Zurufe von der 
SPD) 

- Ich bitte Sie! Ich habe den Generalinspekteur 
gegen Ihre Kritik in Schutz genommen. 

(Günter Verheugen [SPD]: Der redet (D) 
sowieso zuviel!) 

~ Herr Verheugen, überlegen Sie in welcher Stunde 
wir uns befinden und was wir im Augenblick 
machen. 

Ich habe begrüßt, daß Sie zustimmen. Ich habe 
gesagt, ich werde Ihnen jetzt nicht Vorhalten, was Sie 
noch vor ein paar Monaten gesagt haben. Aber Sie 
werden doch in dieser Stunde ertragen, daß sich die 
CDU/CSU-Fraktiori vor den Generalinspekteur stellt, 
wenn Sie ihn nach unserer Auffassung zu Unrecht 
kritisieren. Das werden Sie gerade noch ertragen! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Herr Kollege Duve, es gibt aus meiner Sicht keinen 
Unterschied - auch ich habe das nachgelesen - zwi- 
schen dem, was der Generalinspekteur gesagt hat 
und dem, was der Bundesverteidigungsminister 
gesagt hat. Der Bundesverteidigungsminister redet 
wie ich und wie der Kollege Scharping von dem Auf- 
trag der Bundeswehr, den Frieden zu sichern - 
zusammen mit anderen, die wir unterstützen, zum 
Beispiel die NATO-Truppe. Aber der Generalinspek- 
teur hat auch davon gesprochen - davon haben auch 
wir gesprochen, auch Herr Scharping -, daß dieser 
Auftrag ein gefährlicher ist und daß es schnell zu 
Risiken kommen kann, von denen wir hoffen, daß sie 
nicht eintreten. Aber die Bundeswehr, die Soldaten 
der Bundeswehr müssen sich - wie die Amerikaner, 
die Briten, die Franzosen und alle anderen - bewußt 
sein, daß dies nicht das Ziel ist. Doch sie müssen dar- 
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(A) auf vorereitet sein. Ein Offizier, der seinen Soldaten 
den Auftrag erklärt, sagt damit nichts anderes als wir 
mit unseren Worten. 

Nun will ich eine zweite Bemerkung machen: Ich 
halte die Diskussion mit der Eingrenzung auf Völker- 
mord für eine problematische Verwirrung. Natürlich 
sind wir gegen Völkermord und wollen wir Völker- 
mord verhindern. Aber wir sollten Friedenssicherung 
nicht mit der Verhinderung von Völkermord gleich- 
setzen. 

Herr Kollege Fischer, die Lehre aus Srebrenica zu 
ziehen ist richtig. Aber ich finde, wir müssen auch 
die Lehre aus München 1938 ziehen: Je früher ein 
Aggressor davon überzeugt wird, daß er auf ent- 
schiedenen und überlegenen Widerstand stößt, desto 
sicherer ist der Friede, und je weniger er davon über- 
zeugt ist, desto gefährdeter. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie des Abg. Werner Schulz [Berlin] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Dann habe ich noch eine Bitte: Wir alle fühlen in 
diesen Stunden und Tagen und in den kommenden 
Monaten mit den Soldaten der Bundeswehr. Wir 
sagen ihnen, daß wir ihnen danken, daß wir stolz auf 
sie sind wegen der Art, wegen des Mutes und der 
Gelassenheit zugleich, in der sie diesen schweren 
Dienst tun, daß wir uns vor sie stellen, daß wir sie 
unterstützen und schützen. Wir alle sollten ihnen 
sagen: Sie sind keine Mörder. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Gerhard Zwerenz [PDS]) 

Herr Kollege Fischer, vielleicht könnten wir uns 
sogar darauf verständigen, daß sich in Zukunft nie- 
mand aus diesem Hause oder zumindest keine Par- 
tei, die mit einer Fraktion in diesem Hause vertreten 
ist, an der Organisation von Veranstaltungen betei- 
ligt, aus denen heraus die Soldaten als Mörder 
beschimpft werden. Vielleicht gehört auch das zu 
dieser Stunde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P 
sowie des Abg. Werner Schulz [Berlin] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Ich sage es als Bitte, und ich füge die weitere Bitte 
an; Unterhalten Sie sich gelegentlich mit Wehrpflich- 
tigen, die am Wochenende in Uniform nach Hause 
fahren und sich dann von Gleichaltrigen in den 
Zügen dumm anmachen lassen müssen. 

(Walter Kolbow [SPD]: Das ist doch nicht 
die Regel!) 

- Nein, aber es kommt noch zu oft vor, und einmal ist 
zuviel. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich finde, die Soldaten, die ihren Wehrdienst und 
ihren Dienst für Frieden und Freiheit unseres Landes 
leisten, haben Anspruch darauf, daß wir allen in 


unserer Gesellschaft sagen: Begreift, daß keiner in (C) 
Frieden leben könnte, 

(Unruhe beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

wenn die Soldaten der Bundeswehr und die Soldaten 
der Streitkräfte unserer Verbündeten ihren Dienst für 
unseren Frieden nicht leisteten! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Sie bringen es noch fertig, 
daß wir es uns anders überlegen! Sie wer- 
den es noch schaffen! Das ist wirklich wahr! 

- Zurufe von der CDU/CSU) 

- Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, wenn 
wir das Stenographische Protokoll jetzt hätten, 
würde ich am liebsten vorlesen, was ich eben gesagt 
habe. Ich habe es noch nicht, und da ich frei gespro- 
chen habe, muß ich es dem Sinn nach wiederholen. 

Ich finde es schon bemerkenswert, daß die Bitte, daß 
Soldaten der Bundeswehr nicht angepöbelt werden, 
dazu führt, daß hier gerufen wird, dies mache es 
einem schwer, der Entscheidung zuzustimmen. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Ihr Auftritt! Nicht die Bitte, 

Ihr Auftritt! Tun Sie doch nicht so unschul- 
dig! Es ist unglaublich, was Sie sich hier 
erlauben! - Gegenruf des Bundesministers 
Dr. Theodor Waigel: Ihr Auftritt!) 

- Herr Kollege Fischer, wir lassen einmal Ihren Auf- 
tritt ein bißchen wirken. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ p. 
DIE GRÜNEN]: Das ist ein Auftritt, der die- 
ser Stunde wirklich angemessen ist! 
Unglaublich!) 

Am liebsten würde ich noch einmal ganz von vorne 
anfangen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich finde, in einer Stunde, in der wir den Soldaten 
der Bundeswehr einen Auftrag erteilen müssen, 

(Zuruf der Abg. Edelgard Bulmahn [SPD]) 

sollte man dafür werben dürfen, daß Soldaten der 
Bundeswehr in diesem Lande nicht als Mörder ver- 
unglimpft werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Dr. Schäuble, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Gansei? 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Ja, bitte. 

Norbert Gansei (SPD): Herr Schäuble, wären Sie 
bereit, einen Augenblick darüber nachzudenken, ob 
in dieser schwierigen Debatte, in der, wie mein 
Fraktionsvorsitzender sagte, die SPD eine neue 
Bewertung vorgenommen hat und, wie wir wissen, 
viele Mitglieder der Fraktion der Grünen vor sehr 
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(A) schweren individuellen Gewissensentscheidungen 
stehen - - 

(Zurufe von der CDU/CSU: Alle! - Walter 
Hirche [F.D,R]: Alle in diesem Hause!) 

- Nein, lassen Sie mich das hinzufügen: ohne daß ich 
die Gewissensentscheidung irgendeines anderen 
Mitglieds des Hauses in Frage stellen will. Ich 
glaube, ich kann das nach der Debatte und persönli- 
chen Entscheidung am 30. Juni 1995 mit einer gewis- 
sen Berechtigung sagen. 

Herr Schäuble, wären Sie nicht bereit, in dieser 
Situation, statt auf die Lektüre des Protokolls zu ver- 
weisen, schlicht und einfach geradezurücken, daß 
Sie niemanden im Bundestag verdächtigen wollen, 
Soldaten als Mörder zu bezeichnen? 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Sie müßten doch daran interessiert sein, daß wir 
heute nach einer ernsten und fairen Diskussion das 
entscheiden, was zu entscheiden ist. Es geht um 
unseren Beitrag für den Frieden im ehemaligen 
Jugoslawien, um nichts anderes. Es geht nicht 
darum, innenpolitische Pluspunkte zu sammeln, son- 
dern außenpolitische Verantwortung zu zeigen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
PDS) 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Herr Kollege 
Gansei, ich habe keinem Mitglied des Bundestages 
unterstellt, Soldaten als Mörder bezeichnet zu haben. 

(Zuruf der Abg. Edelgard Bulmahn [SPD]) 

- Jetzt lassen Sie mich doch erst einmal antworten, 
bevor Sie wieder dazwischenrufen. 

Es ist schon bemerkenswert, daß Sie in der Form 
Ihrer Fragestellung den Inhalt meiner Aussagen ver- 
fälschend interpretiert haben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Was ich gesagt habe, ist - ich will es einmal so 
sagen Jeder von uns hat eine Entscheidung zu tref- 
fen, die er sich nicht leichtmacht. Im übrigen trifft 
keiner diese Entscheidung leichter als ein anderer. 
Jeder von uns hat über genau das gleiche zu ent- 
scheiden, über nicht mehr oder weniger. 

(Zustimmung bei der F.D.P.) 

Ich sage Ihnen aber: Reden wir nicht so sehr über 
die Last unserer Entscheidung! Die Soldaten der 
Bundeswehr, die wir in die Nähe von Bosnien-Herze- 
gowina schicken, tragen eine viel schwerere Last. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P) 

Deswegen finde ich, daß es in dieser Stunde richtig 
ist, daran zu erinnern - ich habe gesagt: lassen 
Sie uns doch alle dafür eintreten, sie davor zu schüt- 
zen -, daß die Soldaten keine Mörder sind. Wir soll- 
ten uns vor sie stellen. 


An die Fraktion der Grünen habe ich die Bitte (C) 
geäußert, sich in Zukunft daran zu halten. 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Entschuldigung, aber die Partei der Grünen hat 
sich an der Gegenveranstaltung zum 40jährigen 
Jubiläum der Bundeswehr beteiligt. Von dort wurde 
die Jubiläumsfeier mit den Rufen „Soldaten sind 
Mörder" gestört. Ich habe nur darum gebeten, dies in 
Zukunft zu unterlassen. Das ist doch die Wahrheit. 

Die Wahrheit muß hier doch noch gesagt werden 
dürfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P) 

Glauben Sie denn, Sie gewinnen an Glaubwürdig- 
keit oder gar Vertrauen bei den Menschen, wenn sie 
nicht mehr aussprechen, was war, und wenn Sie 
nicht in Ordnung bringen, was nicht in Ordnung 
gewesen ist? Das muß an diesem Tag gesagt und am 
besten für die Zukunft in Ordnung gebracht werden. 

(Zuruf des Abg. Freimut Duve [SPD]) 

- Wenn Sie mich fragen, wiederhole ich es eben. Das 
liegt ja an Ihnen. 

Ich möchte gerne noch eine Bemerkung machen. 

Der Friede bleibt gefährdet, auch nach dem Frie- 
densvertrag. Auch deswegen ist der Auftrag so ris- 
kant und so gefährlich. Um so notwendiger ist es, 
daß wir uns mit allem, was in unseren Möglichkeiten 
steht, dafür einsetzen, den Menschen in diesem 
geschundenen Land zu helfen, wieder zueinander zu 
finden. Da wird viel Aufbauhilfe notwendig sein. 

Herr Scharping, lassen Sie uns keinen Streit dar- 
über führen, ob das national, europäisch oder welt- 
weit erfolgen soll. Ich finde, der ganze Prozeß der 
Friedenssicherung ist multilateral; bilateral ist er 
nicht zu leisten. Ich glaube, auch die Aufbauhilfe im 
ehemaligen Jugoslawien kann nur multilateral gelin- 
gen. Nicht einmal die Europäer alleine können es 
schaffen; die ganze Weltgemeinschaft muß ihren Bei- 
trag dazu leisten. Wir Deutsche werden unseren Bei- 
trag leisten. 

Wir werden darüber hinaus natürlich, wie schon in 
der Vergangenheit, vielfältige zusätzliche, bilaterale 
Initiativen ergreifen. Mit Hilfe humanitärer Organisa- 
tionen haben schon in der Vergangenheit viele Mit- 
bürger vieles getan. Das wird sich verstärken. Ich 
hoffe, daß wir Städtepartnerschaften finden. Ich 
könnte mir vorstellen, daß die Bereitschaft der 
Flüchtlinge - aus dem Kriegsgebiet sind mehr Flücht- 
linge in Deutschland als in allen europäischen Län- 
dern zusammen -, zurückzukehren und ihre Heimat 
aufzubauen, mit der Bereitschaft zur Aufbauhilfe aus 
Deutschland verbunden werden könnte. Daraus 
könnte etwas Sinnvolles werden, gerade auch durch 
Gemeinschaftsaktionen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir können helfen, daß die Menschen, Kroaten, Ser- 
ben, Moslems, schon in Deutschland lernen, mitein- 
ander zu leben. Mit ihnen gemeinsam können wir 
helfen, das Land aufzubauen, auch mit Freiwilligen- 
organisationen - beides miteinander. 
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Wenn wir es so verknüpfen, haben wir eine 
Chance, auch aus dem großen Dienst, den unser 
Land mit der Aufnahme so vieler Flüchtlinge gelei- 
stet hat, einen besonderen Beitrag zum Aufbau die- 
ses zerstörten Landes zu leisten. Auch das sollten wir 
tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der RD.P.) 

Meine Damen und Herren, die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion stimmt dem Antrag der Bundesregie- 
rung zu, weil wir davon überzeugt sind, daß dieser 
Beitrag der Bundeswehr und ihrer Soldaten für die 
Sicherung des Friedens in Bosnien-Herzegowina, im 
ehemaligen Jugoslawien notwendig ist; weil wir 
davon überzeugt sind, daß unser Beitrag zur Bewah- 
rung und zur Sicherung des Friedens im ehemaligen 
Jugoslawien notwendig ist, um den Frieden in 
Europa und damit auch für uns für die Zukunft zu 
sichern; weil wir im übrigen davon überzeugt sind, 
Herr Bundesverteidigungsminister, daß die größt- 
mögliche Vorsorge getroffen worden ist, um die Risi- 
ken für die Soldaten der Bundeswehr wie für alle 
anderen Soldaten in diesem Einsatz so gering wie 
irgend möglich zu halten. 

Wir sagen der Bundesregierung jede Unterstüt- 
zung zu, wenn es darum geht - auch in der Durch- 
führung dieses Auftrags jede Vorsorge für alle an 
der Friedenssicherung beteiligten Soldaten und vor 
allen Dingen für unsere Soldaten der Bundeswehr zu 
leisten. Wir sind dankbar, daß so umsichtig und vor- 
sichtig gehandelt und vorbereitet worden ist. 

In dem Vertrauen, daß jede mögliche Anstrengung 
geleistet worden ist und in der Zukunft geleistet 
wird, um Schaden von den Soldaten zu wenden, 
stimmen wir dem Antrag zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es spricht jetzt die 
Kollegin Christa Nickels. 

Christa Nickels (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Menschliche Zivili- 
sation kann nur da sein und existieren, wo die, die 
handeln, das tun im Angesicht der Lebenden, des- 
sen, was ihnen glückt und gelingt, aber auch beson- 
ders im Angesicht dessen, was lebende Menschen zu 
leiden und zu dulden haben und wo sie Opfer wer- 
den, und im Bewußtsein dessen, was die Geschichte 
uns lehrt, und mit Ausblick auf die Zukunft. Daran 
muß sich unser jeweiliges aktuelles Handeln messen 
lassen, auch das der Bündnisgrünen, die mittlerweile 
als drittstärkste parlamentarische Kraft in diesem 
Land Verantwortung zu tragen haben. 

Ich möchte daran erinnern, daß die Geschichte uns 
lehrt, daß der Versuch, Frieden mit gewaltsamen 
Mitteln zu verteidigen, davon begleitet ist, daß 
Ströme von Blut geflossen sind, Millionen und Mil- 
liarden von Werten letzten Endes zu Schrott und Leid 
geworden sind. Diese gewaltsamen Mittel, im Über- 
maß angehäuft, haben zu Unterdrückung, zu entsetz- 
lichen Völkermorden und Kriegen geführt. 


Diese Entwicklung hat ihren schrecklichen Höhe- (C) 
punkt in der Entwicklung der Atombombe gefunden. 

Ich möchte noch einmal innehalten und an den 
Anfang der 80er Jahre erinnern, als das jedem klar 
war. Daran wird deutlich, daß letzten Endes der Ver- 
such, mit gewaltsamen Mitteln Frieden zu schaffen, 
zu sichern und zu erhalten, auch die Vernichtung 
dessen beinhalten kann, was man eigentlich verteidi- 
gen will. 

Die Grünen sind auch vor dem Hintergrund dieses 
Problems entstanden. Wir wissen, daß es ein sehr 
schweres Unterfangen ist, gewaltfreie und zivile Mit- 
tel der Verteidigung im Angesicht dessen, was an 
Brutalität und Machtinteressen in der Welt ist, in stra- 
tegische Optionen umzusetzen, zu erforschen, zu 
planen und als gewaltfreie Strategien in die gelten- 
den Verteidigungsstrategien einzubauen und diese 
auch finanziert zu bekommen. Das ist äußerst 
schwierig. 

Damit sind wir im politischen Alltag nach wie vor 
in der absoluten Minderheit. Das ist aber eine histo- 
risch wichtige Aufgabe, die niemand außer uns lei- 
stet. Wir sind nicht arrogant, wir finden das nicht toll. 

Das ist eine schwere Last, und das ist unser Grund- 
gründungsimpuls. Wir dürfen uns dem nicht entzie- 
hen und wir müssen uns gerade bei solch schweren 
Entscheidungen, wie sie heute zur Debatte stehen, 
an dieser Aufgabe messen lassen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der PDS) 

Heute geht es in erster Linie um Bosnien. Es geht 
um Menschen, die entsetzlich gelitten haben, die mit (f^) 
militärischer, brutaler Brachialgewalt unterdrückt 
worden sind, die gefoltert, ermordet, vergewaltigt 
worden sind. Es geht darum, daß im Kern das, was 
Zivilisation ausmacht, erhalten bleibt, daß Menschen 
über alle Grenzen von ethnischen, kulturellen Ver- 
schiedenheiten hinweg Zusammenleben, daß sie in 
Familien als verschiedene Menschen in einem 
Staatsgebilde Zusammenleben, Handel und Wandel 
betreiben, sich aufeinander einlassen und Nachbar- 
schaft in einer friedlichen Art und Weise pflegen. Das 
ist zerbrochen und brutal zerstört worden durch sol- 
che, die nur die Sprache der Waffen und die Sprache 
einseitiger Interessen verstehen. 

Wir müssen im Angesicht dieser Katastrophe als 
Grüne und als solche, die versuchen, gewaltfreie 
Verteidigungsstrategien in die herrschenden 
Systeme umzusetzen, sagen, daß wir die Lösungs- 
möglichkeiten, um die Entwicklung zu stoppen, noch 
nicht zur Verfügung hatten, daß wir ihr mit einer 
gewissen Hilflosigkeit gegenüberstanden. Deshalb 
haben wir keinen Grund mit Arroganz oder besser- 
wisserischer Manier aufzutreten. 

Gerade in dieser Stunde, wo die Einsatzrichtlinien 
und die Ausgestaltung des Friedensvertrages» die 
den Ländern freigestellt sind, beschlossen werden, 
muß festgestellt werden: Sie hatten als Regierung die 
Möglichkeit, diesen Auftrag auf verschiedene Art 
auszufüllen. Sie haben sich entschieden, ihn mit gro- 
ßen Risiken auszufüllen, verschiedene Optionen von 
Friedensbewahrung und Friedensschaffung im mili- 
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(A) tärischen Sinne offenzuhalten, wobei Sie zugrunde 
legen, daß das Mandat der NATO wichtiger ist als 
die Stärke der UNO. 

Sie haben zwar die Opposition informiert, aber zu 
keinem einzigen Zeitpunkt haben Sie uns gefragt, 
was aus unserem Blickwinkel an gewaltfreien und an 
anderen friedenssichernden Maßnahmen unabding- 
bar nötig ist. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg. Ger- 
hard Zwerenz [PDS]) 

Es geht nicht an, daß man die gewaltfreie Option als 
etwas Zahnloses, als etwas Individuelles, zwar 
Humanes, bestenfalls als etwas Menschliches, aber 
im Grunde genommen als politisch Gefühlsduseliges 
darstellt. Die gewaltfreie Strategie ist gerade auch 
durch die Grünen in den letzten Jahren so weit ent- 
wickelt worden, daß sie in die bestehenden Systeme 
einzubauen ist mit dem Ziel, militärische und gewalt- 
förmige Sicherungssysteme der Verteidigung 
z urückzudrä ngen . 

Man muß leider feststellen, daß die Bundesregie- 
rung den Spielraum, den sie hinsichtlich des Frie- 
densvertrages von Dayton hatte, überhaupt nicht 
genutzt hat. Im Gegenteil, Sie haben den militäri- 
schen Auftrag mit Risiken behaftet. In dem Antrag 
sind Feststellungen enthalten, die den Parlaments- 
vorbehalt aussetzen können, was die Höhe der Zah- 
len angeht, was die Art der Bewaffnung angeht. 

Sie haben für die zivile Absicherung des Friedens- 
prozesses, für das, was wirklich nötig ist, um den 
Frieden letzten Endes in Gang zu setzen, beständig 
zu machen und als sich selbst tragenden Prozeß in 
diesem geschundenen Land einzupflanzen, keine 
Vorsorge getragen. Das muß abgesichert werden. Es 
sind schätzungsweise 6 Milliarden DM veranschlagt. 
Herr Kinkel, Sie haben sich auf Anfrage nicht festge- 
legt, wieviel das eigentlich kostet. Herr Schäuble, Sie 
haben im Gegensatz zu den militärischen Optionen, 
für die Sie werben - in einer Rede, die ich strecken- 
weise als Stammtischrede empfunden habe, die der 
Situation und dem Ernst der Stunde nicht angemes- 
sen ist -, die zivilen und gewaltfreien Optionen über- 
haupt nicht berücksichtigt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS) 

Herr Rühe, dieses Mandat ist auf ein Jahr 
beschränkt. Im Januar nächsten Jahres wird die vor- 
gesehene Zahl der Soldaten wahrscheinlich dort 
sein. Mitte Juli wird man anfangen, die militärischen 
Einheiten, die, wie Sie sagen, diesen Raum schaffen 
sollen, wieder zurückzuziehen. Nach einem Jahr soll 
dieser Friedensprozeß wieder ein sich selbst tragen- 
der Prozeß sein. Ich frage Sie: Wie soll das denn 
gehen, wenn die Mittel, die nötig sind, um die Men- 
schen wieder in den Dialog miteinander zu bringen - 
militärisch nennt man das Entfeindungsstrategien -, 
als strategische Option nicht gründlich durchdacht, 
geplant, sicher finanziert und damit überhaupt nicht 
abgesichert sind? Wo nehmen Sie da die Hoffnung 
her, daß der Friedensprozeß, den Sie militärisch 


ermöglichen wollen, überhaupt abgesichert werden (C) 
kann? Er muß ja erst geschaffen werden. 

Die Grundlagen dafür sind in der Entscheidung, 
die uns die Bundesregierung abverlangt, nicht ent- 
halten. Man kann aber auf diese absolut nicht ver- 
zichten. Wenn auch sonst hier im Hause niemand 
darauf besteht, das einzufordern: es ist unsere Pflicht 
als Bündnisgrüne, dies zu tun. 

Es hat nichts damit zu tun, vor der Verantwortung 
zu kneifen. Ich glaube. Sie müssen lernen, daß Sie 
mit Ihrem Setzen alleine auf militärische Optionen in 
vielen Fällen schrecklich gescheitert sind. Es ist 
historisch endlich angesagt, gewaltfreie Optionen zu 
fördern und als Mittel der Politik einzusetzen. Es 
würde auch in diesem Fall den Menschen in Bosnien 
helfen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Es wird versprochen, daß man den Frieden mit ein- 
seitigen Mitteln durchsetzen kann. Das ist ein Ver- 
sprechen, das Sie nicht werden halten können, wenn 
Sie es nicht mit einem Beschluß auffüllen, in dem die 
materiellen, finanziellen und strategischen Mittel auf 
der gewaltfreien Ebene vorgesehen werden und mit 
dem der Frieden als sich selbst tragender Prozeß in 
dem Land in Gang gesetzt werden kann. 

Danke schön. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich erteile jetzt 
dem Kollegen Ulrich Irmer das Wort. 

Ulrich Irmer (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren Kollegen! Die Fraktion der 
Freien Demokraten im Deutschen Bundestag wird 
dem Antrag der Bundesregierung zustimmen. 

Der Vertrag von Dayton hat die Chance des Frie- 
dens eröffnet, aber er hat den Frieden noch nicht 
gebracht. 

Es ist sicher richtig, daß wir uns auch darüber 
Gedanken machen müssen, wie wir das Entstehen 
von Kriegen in Zukunft verhindern können. 

Herr Scharping, Sie haben den internationalen 
Organisationen Versagen vorgeworfen. Sie haben 
gesagt: Europa hat bei der Verhinderung des Krieges 
in Bosnien versagt. Es ist einzuräumen, daß es nicht 
gelungen ist, den Krieg zu verhindern, aber ich 
möchte Sie doch bitten, Herr Scharping, mit dem 
Vorwurf des Versagens nicht leichtfertig umzugehen. 

Es ist schnell gesagt, daß ein Versagen vorgekom- 
men ist, aber ich erinnere an Boutros-Ghali, General- 
sekretär der Vereinten Nationen, der immer sagt, die 
Vereinten Nationen können nur so stark sein, wie sie 
von ihren Mitgliedstaaten gemacht werden. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 

Ich erinnere auch daran, daß der Durchbruch zum 
Friedensschluß von Dayton erst durch Maßnahmen 
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(A) möglich wurde, die unter anderem Sie, Herr Schar- 
ping, am 30. Juni dieses Jahres noch vehement abge- 
lehnt haben. 

(Rudolf Scharping [SPD]: Nein!) 

Sagen wir doch ehrlich, daß die Bereitschaft der 
Kriegsparteien im ehemaligen Jugoslawien, sich an 
den Friedensverhandlungen zu beteiligen und den 
Friedensschluß letzten Endes zu vollziehen, erst 
durch massiveres militärisches Eingreifen herbeige- 
führt wurde. 

(Beifall bei der FD.P, und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Meine Kollegen, es ist mit Recht gesagt worden, 
daß wir es uns mit der Entscheidung nicht einfach 
machen. Frau Nickels, Ihnen muß ich sagen: Wir 
haben doch heute nach der Verfassung über den Ein- 
satz der Bundeswehr zu entscheiden. Die humanitäre 
Hilfe, die Aufbauhilfe hätte die Bundesregierung 
alleine beschließen können. Worum es hier geht, ist, 
die 4 000 Soldaten der Bundeswehr in die Friedens- 
mission in das ehemalige Jugoslawien, nach Krea- 
tion und nach Bosnien, zu entsenden. Insofern, Frau 
Nickels, habe ich nicht verstanden, was Sie zur 
Erläuterung der Auffassung Ihrer Fraktion gesagt 
haben. 

Ich betone noch einmal: Es handelt sich bei dem, 
was die deutschen und alle anderen Soldaten dort 
tun sollen, um eine Friedensmission. Es handelt sich 
nicht um eine Kriegsaktion. Vielmehr soll die Frie- 
denschance erst geschaffen und dann abgesichert 
werden. Ohne militärische Absicherung wären die 
Chancen für einen dauerhaften Frieden im ehemali- 
gen Jugoslawien leider sehr gering. 

Ich möchte auch betonen, daß wir Deutsche, die 
wir 40 Jahre lang Solidarität von den anderen erfah- 
ren haben, heute mit als erste dazu aufgerufen sind, 
unsererseits die internationale Solidarität zu zeigen, 
die von uns erwartet wird. 

(Beifall bei der FD.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Irmer, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Schuster? 

Ulrich Irmer (FD.P): Bitte sehr. 

Dr. R. Werner Schuster (SPD): Herr Irmer, würden 
Sie mir zustimmen, wenn ich formuliere, daß es in 
Bosnien nur Frieden gibt, wenn zwei Vorbedingun- 
gen erfüllt sind: das Schweigen der Waffen und 
wenn die betroffenen Menschen in Bosnien für sich 
selber wieder eine Perspektive sehen? Wenn Sie die- 
ser Aussage zustimmen, dann frage ich Sie: Warum 
sind wir perfekt in der Planung des ersten Teils, der 
militärischen Intervention, 

(Günther Friedrich Nolting [FD.P.]: Also! ~ 

Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Völliger 
Blödsinn!) 

und warum sind wir sehr viel weniger perfekt und 
sehr viel weniger engagiert bei der Ausarbeitung der 


unbedingt notwendigen zweiten Option, der ent- (C) 
wicklungspolitischen Aspekte des Friedensprozesses 
in Bosnien? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Gün- 
ther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Unglaublich!) 

Ulrich Irmer (FD.P.): Herr Kollege Schuster, Ihrer 
ersten Feststellung über die doppelte Natur der Frie- 
denschance in Bosnien kann ich selbstverständlich 
uneingeschränkt zustimmen. Nur, bei Ihrer eigentli- 
chen Frage gehen Sie von einer völlig falschen Vor- 
aussetzung aus. Denn es ist schlicht nicht wahr, daß 
die militärische Planung der zivilen Planung in der 
von Ihnen geschilderten Art vorauseilt. Es ist doch so 
gewesen - das muß ich auch Frau Nickels sagen -, 

Herr Schuster, daß in den Ausschüssen nun wirkhch 
breitestens seitens der Bundesregierung vorgetragen 
worden ist, was in beiden Bereichen geschehen soll. 

Es ist doch nur natürüch, Herr Schuster, daß wir 
uns heute in dieser Debatte insbesondere deshalb 
mit der militärischen Komponente beschäftigen, 
weil uns das Bundesverfassungsgericht aufgegeben 
hat, den Einsatz der Streitkräfte im Deutschen Bun- 
destag konstitutiv zu beschließen. Es verhält sich 
nicht so, daß wir lediglich zu einem Beschluß der 
Bundesregierung nicken. Vielmehr tragen wir 
höchstpersönlich, jeder einzelne von uns, die Verant- 
wortung. Wenn wir diesen Beschluß nicht fassen, 
dann können die Soldaten nicht entsandt werden. 

Das ist der Unterschied. Die zivile Leistung kann, wie 
gesagt, von der Bundesregierung aus eigener Ver- 
antwortung ohne detaillierte Zustimmung des Parla- 
mentes erfolgen; dies geschieht ja. Sie wissen es 
auch ganz genau. 

Meine Damen und Herren, wir haben 40 Jahre 
lang Solidarität erfahren. Die Bundeswehr ist 
40 Jahre lang eine Friedensarmee gewesen, und sie 
bleibt es. Der Einsatz, in den sie jetzt geschickt wird, 
unterstreicht es. Ich halte es für einen Vorgang von 
hoher Symbolik, daß der erste größere Einsatz, den 
die Bundeswehr leisten muß, der Beendigung eines 
langandauernden Krieges und der Herstellung von 
Frieden gilt. 

Ich glaube, wir sollten uns in dieser Stunde, in der 
wir zu entscheiden haben, auch klarmachen, daß wir 
Menschen in ein Risiko schicken. Wir sollten an der 
Seite der Soldaten und ihrer Familien stehen. Nie- 
mand bilde sich ein, daß es sich um einen Spazier- 
gang handeln könnte. Es ist ein hochrisikoreiches 
Unternehmen. Es ist zu verantworten, weü alle 
Sicherheitsvorkehrungen, die menschenmöglich 
sind, getroffen werden. Aber machen wir uns nichts 
vor: Wir schicken die Soldaten in eine schwierige 
und gefährliche Situation. 

Ich möchte allen Soldaten sagen: Das Wichtigste 
ist: Kommt heil zurück! 

(Beifall bei der FD.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU und der SPD) 

Diejenigen, die gegen den Antrag der Bundesre- 
gierung stimmen wollen, muß ich fragen, ob die 
Gründe wirklich tragen. Ich freue mich sehr darüber, 
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(A) daß die SPD -Fraktion unsere Auffassung teilt. Ich 
respektiere, daß Sie es sich mit der Entwicklung in 
Ihrer eigenen Partei und Fraktion sehr schwer 
gemacht haben. Ich freue mich über das Ergebnis; 
denn ich glaube, es ist gerade für die Soldaten wich- 
tig, daß sie das Gefühl haben, der Deutsche Bundes- 
tag steht mit überwältigender Mehrheit hinter ihnen 
und ist bei ihnen, wenn sie den Auftrag für unser 
Land, für den Frieden, für die internationale Gemein- 
schaft erfüllen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Ich freue mich darüber, daß die SPD und Teile der 
Fraktion Bündnis 90/Grüne mit uns stimmen. 

Aber ich möchte noch einmal fragen: Welche Argu- 
mente werden denn für eine deutsche Verweigerung 
vorgebracht? Da wird gesagt, deutsche Soldaten hät- 
ten in der Vergangenheit viel Unheil in Europa ange- 
richtet, und deshalb sollte kein deutscher Soldat 
außerhalb eingesetzt werden. Meine Damen und 
Herren, diese Argumentation verkennt doch völlig 
die Voraussetzungen: Deutsche Soldaten sind in der 
Vergangenheit von einem verbrecherischen Regime 
dazu mißbraucht worden, das internationale Recht zu 
brechen und den Frieden zu zerstören. Heute ist 
Deutschland ein demokratischer Staat, ein Rechts- 
staat. Heute geht es darum, das internationale Recht 
wiederherzustellen, dem Frieden eine Chance zu 
geben. Da können wir uns nicht im Blick auf unsere 
Geschichte verweigern, wenn wir ersucht werden, 
uns zu beteiligen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 

(B) ten der CDU/CSU) 

Eher ist es umgekehrt: Gerade daraus, daß deut- 
sche Soldaten in der Vergangenheit gezwungen 
waren, Recht zu brechen, erwächst für uns eine Ver- 
pflichtung, uns heute als rechtsstaatliche Demokratie 
auch international für die Friedenswahrung einzuset- 
zen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Irmer, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Opel? 

Ulrich Irmer (F.D.P.): Ja, bitte sehr. 

Manfred Opel (SPD): Herr Kollege Irmer, gestatten 
Sie mir, auch Ihnen als Jurist eine Frage zu stellen: 
Unter welchen Kriterien wird der Einsatz in Bosnien 
durchgeführt? Ist es ein Kapitel- VI-Einsatz, ein robu- 
ster vorsorgender Einsatz mit einer verstärkten 
Selbstverteidigungskomponente, oder ist es nach 
Ihrem Verständnis ein Kampf einsatz nach Kapitel VII? 
Haben Sie, hat sich Ihre Fraktion Gedanken darüber 
gemacht, um welche Art von Einsatz es sich handelt? 
Dies würde manchem von uns die Entscheidung, die 
Sie eingefordert haben, erleichtern. 

Ulrich Irmer (F.D.P): Lieber Herr Kollege Opel, es 
genügt doch ein Blick in den Antrag der Bundesre- 
gierung, dem wir heute zustimmen sollen, um ganz 


klar zu wissen, um was für einen Einsatz es sich han- (C) 
delt: Es ist ein Einsatz, der dazu gedacht ist, den Frie- 
den in Bosnien herzustellen, den Wiederaufbau zu 
ermöglichen, 

(Günter Verheugen [SPD]: Einen Friedens- 
vertrag zu sichern!) 

dafür zu sorgen, daß die bisherigen Konfliktparteien 
nicht wieder übereinander herfallen, daß der zivile 
Wiederaufbau nicht gestört wird, sondern sich in 
Ruhe vollziehen kann. 

Wenn es dann notwendig sein sollte, sich mit mili- 
tärischen Mitteln durchzusetzen - weil die Soldaten 
angegriffen werden oder weil die Aufbauarbeit, von 
wem auch immer, kaputtgemacht werden soll -, 
dann muß auch dies im Friedensauftrag möglich 
sein. Dabei kommt es doch gar nicht darauf an, ob es 
sich um einen Einsatz nach Kapitel VI oder nach 
Kapitel VII handelt oder ob sich das verwischt und 
ineinander übergeht. Es kommt auf den Auftrag an, 
der besteht: den Frieden durchzusetzen, zu erhalten 
und dafür zu sorgen, daß der Wiederaufbau zivil 
stattfinden kann. 

Denn alle befürchten ja - sonst wäre das Ganze 
auch überflüssig -, daß der Prozeß nicht so ablaufen 
wird, daß es der militärischen Präsenz nicht bedürfte. 

Die Militärs sind auch dort, um abzuschrecken, um 
jedem klarzumachen, daß der Wiederaufbau nicht 
gestört werden darf. 

Ich will dazusagen: Es war interessant, daß Frau 
Nickels hier in erster Linie gefragt hat, was das alles 
kostet. Sicher ist das ein Nebenaspekt. Aber wenn es (D) 
darum geht, Menschenleben zu retten und den Frie- 
den zu sichern, kann man doch nicht als erstes fra- 
gen, was das kostet. Sicherlich wird es Geld kosten. 

Aber ich sage Ihnen: Jede Mark, die für den zivilen 
Aufbau ausgegeben wird, wäre verschwendet, wenn 
dann Friedensstörer herkämen und alles wieder ein- 
reißen könnten. Deshalb muß der Aufbau mit militä- 
rischen Mitteln abgesichert werden. 

Ich stelle auch denjenigen eine Frage, die zwar die 
Landes- und Bündnisverteidigung immer bejaht 
haben, dann aber gesagt haben: Außerhalb der Lan- 
des- und Bündnisverteidigung kommt ein Einsatz 
nicht in Frage. Was ist denn moralischer, meine 
Damen und Herren? Anderen zu helfen, andere zu 
verteidigen, oder sich selbst? Ich drehe hier die Hand 
nicht um. Ich bin überhaupt der Meinung, daß es an 
der Zeit ist, damit aufzuhören, daß die einen immer 
den anderen vorwerfen, sie seien nicht so moralisch 
wie sie selbst. Wir alle hier tragen eine schwere Ver- 
antwortung. Keiner sollte dem anderen vorwerfen, 
daß seine Entscheidung, wie auch immer sie aus- 
geht, nicht von einer ernsthaften Gewissensprüfung 
getragen sei. 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch etwas 
zu der Frage der Flüchtlinge sagen. In Deutschland 
haben die meisten Flüchtlinge aus dem ehemaligen 
Jugoslawien Aufnahme gefunden. Ich möchte noch 
einmal all denjenigen danken, die bereit waren, 
diese Flüchtlinge im Geiste guter Nachbarschaft bei 
uns aufzunehmen. Das ist sicher nicht immer leicht 
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(A) gewesen; deshalb verdient dies Dank und Anerken- 
nung. 

{Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU und der SPD) 

Von uns ist immer übereinstimmend gesagt worden, 
daß wir Bürgerkriegsflüchtlinge unter einem ande- 
ren Status als dem, den Asylbewerber haben, auf- 
nehmen sollten. Denn in der Tat sind Bürgerkriegs- 
flüchtlinge etwas anderes. Wir haben einen eigenen 
rechtlichen Status für die Bürgerkriegsflüchtlinge 
geschaffen, um ihnen zu ersparen, den Weg ins Asyl 
suchen zu müssen. 

Meine Damen und Herren, hier haben wir leider 
Defizite. Der Status des Bürgerkriegsflüchtlings, wie 
er nach der Neuregelung des Asylrechtes vorgese- 
hen war, ist leider bis heute nicht geregelt worden, 
weil sich Bund und Länder nach wie vor um die 
Finanzierung streiten. Ich meine, es ist höchste Zeit, 
daß wir diesen Zustand ändern, weil wir nämlich 
sonst den neugeschaffenen Status Bürgerkriegs- 
flüchtling seines Sinns entleeren. 

Ich fürchte, daß wir auch im übrigen Defizite 
haben. Für uns - ich stelle das hier für die Freien 
Demokraten ganz klar fest - kommt es nicht in Frage, 
daß Flüchtlinge, die bei uns Aufnahme gefunden 
, haben, zurückgeschickt werden, ehe gewährleistet 
ist, daß sie dort in eine Situation kommen, in der sie 
am Aufbau mitwirken und wieder ein Zuhause fin- 
den können. Wir wollen niemand in Unsicherheit 
und Unfrieden zurückschieben. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
^ ^ ten der SPD) 

Ich glaube, das kann niemand ernsthaft wollen. Es 
will mit Sicherheit niemand. 

Ich hätte nur die herzliche Bitte an den Innenmi- 
nister Kanther: Geben Sie sich einen Ruck, Herr Kan- 
ther, und reden Sie ausführlich und dringlich mit der 
Hochkommissarin der Vereinten Nationen für 
Flüchtlinge, Frau Ogata. 

(Beifall bei der F.D.P. und der SPD) 

Es lohnt sich, mit ihr zu reden. Wir müssen in enger 
Abstimmung mit Frau Ogata die Frage, wie wir den 
Bürgerkriegsflüchtlingen die Chance geben können, 
unter menschenwürdigen Verhältnissen in ihr Hei- 
matland zurückzugehen, lösen. Wir können dies nur 
in enger Abstimmung mit dieser Behörde der Verein- 
ten Nationen tun. Wir sollten die Chance ergreifen. 

Meine Damen und Herren, eine letzte außenpoliti- 
sche Bemerkung: Ich unterstreiche das, was der Bun- 
deskanzler gesagt hat. Die Tatsache, daß die Russen 
jetzt mit NATO-Truppen gemeinsam im ehemaligen 
Jugoslawien eine Friedensmission erfüllen, hat eine 
außenpolitische Bedeutung, die gar nicht hoch 
genug eingeschätzt werden kann. Es gibt in Rußland 
nach wie vor das Feindbild NATO. Hier wird jetzt 
praktiziert: Die NATO hat keine aggressiven Absich- 
ten, gegen niemanden, gegen Rußland schon gar 
nicht. Wenn jetzt Russen und NATO-Soldaten 
gemeinsam für den Frieden in Jugoslawien einste- 
hen, gemeinsames Risiko tragen, gemeinsam operie- 


ren, dann ist dies, glaube ich, eine sehr hoffnungs- (C) 
volle Entwicklung für die weitere Zukunft und für 
die Erhaltung des Friedens in Europa. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat jetzt 
der Kollege Dr. Gregor Gysi. 

Dr. Gregor Gysi (PDS): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich weiß nicht, ob es nur Zufall 
ist oder nicht doch eine gewisse Symbolik hat, daß 
der Deutsche Bundestag die ersten deutschen Trup- 
pen im Rahmen des UN-Einsatzes ins ehemalige 
Jugoslawien schickte, danach in den Sommerurlaub 
ging und die Soldaten jetzt zum Kampf einsatz nach 
Bosnien schickt und danach in die Weihnachtspause 
geht. Was ich damit ansprechen will und was ein 
ungutes Gefühl bei mir auslöst, sind die Selbstver- 
ständlichkeit, mit der dies alles geschieht, und das 
Tempo der Schritte, das enorm zugenommen hat. 

Seit 1990 habe ich von der Regierungsseite ver- 
meintlich friedenspolitische Reden nur noch in Form 
von militärpolitischen Reden gehört. Ich meine, das 
ist ein bißchen zuwenig. Wer wirklich Frieden will, 
muß in erster Linie nach ganz anderen Mitteln und 
Methoden suchen als nach militärischen. Ich habe 
den Eindruck: Es wird alles auf das Militärische redu- 
ziert. 

(Beifall bei der PDS) 

Welche Versprechungen hat es früher gegeben? (D) 
Die Deutschen in West und Ost haben die System- 
konfrontation sehr unmittelbar erlebt. Beiden Seiten 
wurde immer erklärt, die Hochrüstung sei erforder- 
lich, weil die jeweils anderen wieder eine neue Waffe 
entwickelt oder aufgebaut hätten und das Gleichge- 
wicht des Schreckens aufrechterhalten werden 
müsse. Es hieß, nur so könne Krieg verhindert wer- 
den. 

Mit dieser Argumentation waren doch eigentlich 
immer das Versprechen und die Hoffnung verbun- 
den, daß, wenn die Systemkonfrontation wegfällt, 
der Tag gekommen ist, an dem militärische Bünd- 
nisse aufgelöst werden und abgerüstet wird. Den 
Warschauer Vertrag gibt es nicht mehr. Die Sowjet- 
union ist zusammengebrochen. Die DDR existiert 
nicht mehr. Im Westen wird aber gerüstet, als ob sich 
nichts verändert hätte. 

(Widerspruch bei der F.D.P.) 

Niemand hat über die Auflösung der NATO nachge- 
dacht. 

(Zurufe von der F.D.P.: Das ist doch dummes 
Zeug! Das erzählen Sie doch wider besseres 
Wissen!) 

Die OSZE ist stark geschwächt worden. Dabei wäre 
genau das die gesamteuropäische Konferenz gewe- 
sen, die die Chance gehabt hätte, konfliktvorbeu- 
gend und konfliktbeseitigend zu wirken. 

(Beifall bei der PDS) 
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(A) Sie spielt heute aber kaum noch eine Rolle. Schauen 
Sie sich den Bundeshaushalt an, schauen Sie sich an, 
was für die OSZE zur Verfügung gestellt wird. Das 
sind Peanuts im Vergleich zu allen militärischen Aus- 
gaben. 

Wir haben einen Prozeß erlebt, in dem wir scheib- 
chenweise an den internationalen Einsatz der Bun- 
deswehr und auch an die Militarisierung der Außen- 
politik gewöhnt wurden. Wir sollten uns daran 
gewöhnen - aber nicht alle machen das daß die 
Großmachtrolle Deutschlands auch durch Militärein- 
sätze unterstrichen werden muß. 

Ich darf Sie daran erinnern, daß sich das Grundge- 
setz der Bundesrepublik diesbezüglich nicht verän- 
dert hat. Aber wie hat sich die Politik verändert? Am 
24. Januar 1991 hat der damalige Verteidigungsmi- 
nister Stoltenberg erklärt: 

Wir haben den befreundeten Regierungen ver- 
deutlicht, daß unsere Verfassungslage es nicht 
ermöglicht, deutsche Truppen an den Golf zu 
schicken. 

Die Verfassung hat sich nicht geändert; die Politik 
sehr wohl. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Dr. Gysi, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Duve? 

Dr. Gregor Gysi (PDS): Ja. 

(B) Freimut Duve (SPD): Herr Kollege Gysi, ist Ihnen, 
da Sie das Abkommen von Dayton und die sich dar- 
aus für uns ergebenden Konsequenzen nur hinsicht- 
lich der militärischen Seite dargestellt haben, ent- 
gangen, daß in dem Abkommen der von Ihnen eben 
so geschmähten OSZE auf die zivile Seite eine ganz 
besondere, sehr schwierige, erstmalig auch ganz 
wichtige Aufgabe zukommt 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU und der F.D.P.) 

und daß es absurd ist, hier einfach zu sagen, es han- 
dele sich um eine Militarisierung der Sache? Das 
Gegenteil ist der Fall: Die OSZE hat dabei mit wahr- 
scheinlich 200 bis 300 Mitarbeitern eine ganz wich- 
tige Rolle bei ausschließlich zivilen Aufgaben zu 
übernehmen. Wenn das nicht gesehen wird, tragen 
Sie selber dazu bei, daß ausschließlich das Militäri- 
sche im Blickfeld steht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - 
Zustimmung bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Dr. Gregor Gysi (PDS): Herr Kollege Duve, ich sehe 
das wohl. Ich sehe auch, daß Tagungen der OSZE 
stattfinden. Sie selbst sprechen von 200 bis 
300 Leuten. Schauen Sie sich einmal an, was dort an 
Militäreinsatz geplant ist. 

Ich habe lediglich darauf hingewiesen, daß es nach 
dem Zusammenbruch des Ostblocks die Möglichkeit 
gegeben hätte, den OSZE-Prozeß in jeder Hinsicht 
auszubauen. Statt dessen ist die NATO wesentlich 


wichtiger geworden als diese Konferenz. Das sieht (C) 
man auch an der Verteilung der Haushaltsmittel und 
daran, daß die Aufgaben der OSZE sehr klein sind. 
Wenn sie sich vergrößern sollten, ist das um so bes- 
ser. Das war seit 1990 unsere Forderung. 

(Beifall bei der PDS) 

Die Verfassung hat sich nicht geändert, und den- 
noch stand plötzlich fest, daß mit derselben Verfas- 
sung das geht, was die Bundesregierung und auch 
der Bundeskanzler gerade zuvor noch ausgeschlos- 
sen hatten. So etwas zerstört die Rechtskultur, weil 
Sie damit der eigenen Bevölkerung sagen: Wir kön- 
nen die Verfassung jederzeit so interpretieren, wie es 
der politischen Zweckmäßigkeit entspricht. Das zer- 
stört Rechtskultur, weil die Verfassung nicht mehr 
einschränkt und bindet. 

(Beifall bei der PDS) 

Welche Aussagen gab es zum militärischen Ein- 
satz im ehemaligen Jugoslawien? Sie haben heute 
immer nur davon gesprochen, daß die Sozialdemo- 
kratie ihre Auffassung verändert hat. Was ist mit 
Ihren eigenen Auffassungen? 

Herr Außenminister Kinkel, Sie haben am 
30. November 1994 in der „FAZ“ gesagt: 

Auch jetzt können wir es aus politischen und aus 
historischen Gründen wohl nicht, ich hätte große 
Sorge, wenn ausgerechnet im früheren Jugosla- 
wien der erste deutsche Auslandseinsatz außer- 
halb des Bündnisgebietes stattfinden würde. 

Welche Sorge hatten Sie? Wodurch sind diese Sorgen 
beseitigt worden? 

Verteidigungsminister Rühe hat in seiner Bundes- 
tagsrede am 22. Juli 1992 gesagt: „Eine militärische 
Option in Jugoslawien kommt für mich nicht in 
Frage.'' Jetzt ist sie Realität geworden. 

Bundeskanzler Kohl hat am 27. November 1991 im 
Bundestag erklärt: 

. . . die Geschichte hat uns einmal mehr einge- 
holt. Deswegen ist es doch ganz klar - darüber 
braucht man wirklich nicht zu sprechen; ich habe 
es immer wieder gesagt, auch die Bundesregie- 
rung hat es gesagt -, daß es in Europa - wie man 
auch über einen Truppeneinsatz in Jugoslawien 
entscheiden mag - einige Gebiete gibt *- dazu 
gehört mit Sicherheit auch Jugoslawien -, bei 
denen man sich nicht vorstellen kann, daß dort 
deutsche Soldaten eingesetzt werden. 

. . . das ist ein Akt politischer Vernunft. 

Wann ist hier erklärt worden, warum diese politi- 
sche Vernunft beendet wird? Was hat sich an der 
Situation geändert? 

(Dr. Uwe- Jens Heuer [PDS]: Hört! Hört!) 

Er hat das am 17. Februar 1994 noch einmal im ZDF 
wiederholt. 

Im Rahmen der Diskussion, in der das Militärische 
im Vordergrund steht, stört mich der Mißbrauch des 
Begriffs des Völkermords. Das will ich auch Herrn 
Fischer sagen. Für Völkermord gibt es eine UN-Defi- 
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(A) nition. Ich weiß, daß schreckliche Verbrechen im 
ehemaligen Jugoslawien geschehen sind. Dennoch 
möchte ich uns davor warnen, militärische Aktionen 
mit einer Gleichsetzung dessen, was im ehemaligen 
Jugoslawien zwischen 1939 und 1945 geschehen ist, 
zu rechtfertigen. Ich will heute nichts verharmlosen, 
das ist nicht wahr. 

Sie können das jedoch nicht damit vergleichen, 
daß damals das Ziel gesetzt worden ist, ganze Völker 
wirklich vollständig auszurotten, und daß man im 
Zweiten Weltkrieg diesem Ziel sehr nahegekommen 
ist. 

Ich will auf etwas anderes hinaus: 

(Freimut Duve [SPD]: Was lesen Sie denn?) 

Was mich daran ärgert, ist, wie man diesen Begriff 
benutzt. Wenn man ihn so benutzt, wie Sie es tun, 
dann gab es einen schlimmen Völkermord in Kambo- 
dscha, bei dem das Pol-Pot-Regime davongejagt 
wurde. Diese Bundesregierung hat danach die Pol- 
Pot-Regierung, diese Scheinregierung, bei der UNO 
unterstützt. 

In Ruanda wurden 500 000 Menschen ermordet, 
ohne daß jemand eingriff. Täglich sterben in Afgha- 
nistan mehr Menschen als im ehemaligen Jugosla- 
wien. 

(Freimut Duve [SPD]: Da darf man es 

anwenden und da nicht, weil Herr Gysi das 
so bestimmt!) 

- Nein, ich will Ihnen etwas ganz anderes sagen, 
jßj Herr Duve. 

Präsidentin Dr, Rita Süssmuth: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Kollegen Weisskirchen? 

Dr. Gregor Gysi (PDS): Ja. 

Gert Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Kollege Gysi, 
seien Sie so freundlich und erklären mir den Unter- 
schied zwischen dem Begriff Völkermord und dem 
Begriff der ethnischen Säuberung. Wären Sie so 
freundlich, mir zu sagen, ob ethnische Säuberungen 
etwas sind, das Sie unter militärischer Aktion verste- 
hen könnten? 

Dr. Gregor Gysi (PDS): Es fällt mir ungeheuer 
schwer, zwischen Verbrechen zu relativieren, aber 
die ethnische Säuberung enthält die Vertreibung als 
ein Hauptmittel, um ethnische Trennungen vorzu- 
nehmen, was ich bereits für katastrophal genug 
halte. Aber der Begriff Völkermord ist damals als 
Ziel, ein ganzes Volk vollständig auszurotten, defi- 
niert worden. 

(Manfred Opel [SPD]: Ganz oder teilweise!) 

Ich will auf etwas anderes hinaus: Wenn Sie es so 
definieren, dann finde ich die Ungleichbehandlung 
auf dieser Welt unerträglich, Glauben Sie denn im 
Ernst, es ist ein Zufall, daß der Krieg in Afghanistan 
zum Beispiel in unseren Medien so gut wie über- 
haupt nicht stattfindet, daß es keine Bilder von Toten, 


Verstümmelten, Verletzten und Vertriebenen gibt? (C) 
Wenn man nämlich den ganzen Militäreinsatz nur 
moralisch rechtfertigt - wie das hier ständig 
geschieht -, dann stellte sich doch sofort die Frage, 
warum es dort keinen militärischen Einsatz gibt. 
Diese könnte man letztlich nur dadurch beantworten, 
daß man sagt: Dort haben wir keine Interessen, hier 
aber haben wir Interessen; deshalb gehen wir hier- 
hin und nicht dorthin. Dann wäre eine der Wahrhei- 
ten verkündet. 

(Beifall bei der PDS) 

Auch Sie, Herr Fischer, haben sich mit den ande- 
ren Kriegen in dieser Welt recht wenig beschäftigt, 
weil nämlich in der Konsequenz Ihrer Logik stünde, 
daß man dann auch dort militärisch eingreifen 
müßte. Aber solche Anträge kenne ich nicht. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Wer ist „man"?) 

- Zum Beispiel diese Bundesrepublik Deutschland. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Was halten Sie von der 
UNO?) 

- Zum Beispiel die UNO. 

Das ist auch interessant: Wenn nun schon ein Frie- 
densvertrag geschlossen wird und wenn es um die 
Einhaltung eines Friedensvertrages geht, warum ist 
dann plötzlich nicht mehr von Blauhelmen der UNO 
die Rede? Weshalb müssen das jetzt Kampf einsätze 
der NATO sein, mit betont grünen Helmen? In der ^ 
Diskussion ist Schluß mit Blauhelmen. 

(Beifall bei der PDS) 

Sie wissen auch: Der Krieg im ehemaligen Jugosla- 
wien wäre vermeidbar gewesen. Sie wissen auch, 
daß die Westmächte sehr unterschiedliche Interessen 
hatten, daß sie zum Teil durchaus Verantwortung für 
die militärischen Auseinandersetzungen im ehemali- 
gen Jugoslawien auf sich geladen haben. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Aber das hat doch auch 
etwas mit dem kommunistischen System in 
Jugoslawien zu tun! 1985 ging es los!) 

Deutschland hat seinen Anteil mit der frühen 
Anerkennung Kroatiens und Sloweniens und mit der 
sehr einseitigen Beziehung zu Kroatien. Frankreich 
hat seinen Anteil, andere Länder auch. 

Nun passiert folgendes: Es wird in gewisser Hin- 
sicht ein Konflikt zugelassen; er wird auch genutzt. 

Es wird auch eine Interessenpolitik gemacht. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Machterhait der Nomenkla- 
tura!) 

Am Schluß, wenn es scheinbar nur noch eine mili- 
tärische Lösung gibt, dann soll man auf diese 
Schiene gesetzt werden, die die anderen mit verur- 
sacht haben. Das kommt mir vor wie die Standortde- 
batte. 
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(A) Ich bin nicht bereit, mich auf diese Logik der Bun- 
desregierung einzulassen, weil ich dann sozusagen 
alles mitmachen muß, nachdem sie selber einen 
beachtlichen Anteil an Verantwortung und Schuld 
dafür trägt - wie übrigens andere Westmächte auch. 

(Beifall bei der PDS) 

Wer schon politisch nicht in der Lage war, zur Kon- 
fliktbewältigung beizutragen, bei dem glaube ich 
auch nicht, daß er militärisch dazu in der Lage sein 
wird. 

(Beifall bei der PDS) 

Dann frage ich mich bei den Grünen und auch bei 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten: Woher 
nehmen Sie eigentlich Ihr uneingeschränktes Ver- 
trauen in die politische und militärische Führung, 
wenn es schon vor dem Einsatz einen Widerspruch 
zwischen dem Verteidigungsminister Rühe und dem 
Generalinspekteur über den Auftrag gibt? Woher 
nehmen Sie eigentlich Ihr grenzenloses Vertrauen? 

(Beifall bei der PDS) 

Ich frage Sie: Ist es denn nicht wahr, daß der Gene- 
ralinspekteur in seinem Aufsatz Nummer 1/1995 dar- 
auf ausdrücklich hingewiesen hat, daß für ihn der 
Einsatz militärischer Mittel keineswegs das letzte 
Mittel ist, daß er das Militär in ökonomische und poli- 
tische Zielstellungen einordnet? 

Ist es denn nicht wahr, daß uns der Bundesverteidi- 
gungsminister bis heute nicht erklärt hat, was es 
bedeutet, wenn in den Verteidigungspolitischen 

(B) Richtlinien vom 26. November 1992 darauf hingewie- 
sen wird, daß „vitale Sicherheitsinteressen" - ich 
betone: vitale Sicherheitsinteressen! - der deutschen 
Politik unter anderem - Nummer 8 - in der 

Aufrechterhaltung des freien Welthandels und 
des ungehinderten Zugangs zu Märkten und 
Rohstoffen in aller Welt im Rahmen einer gerech- 
ten Weltwirtschaftsordnung 

liegen? Wer übersetzt mir das einmal? Was muß in 
welchem Land passieren, damit diese vitalen Wirt- 
schaftsinteressen der Bundesrepublik so beeinträch- 
tigt sind, daß man einmarschiert? 

(Walter Kolbow [SPD]: Was hat das mit Bos- 
nien zu tun?) 

- Das hat insofern etwas damit zu tun, weil Sie jetzt 
eine Tür auf machen, die Sie nie wieder zubekom- 
men, wenn dieser Fall eintritt und deshalb militärisch 
an- und eingegriffen wird. 

(Beifall bei der PDS) 

Woher kommt Ihr Vertrauen bei einer Bundeswehr, 
die erst vor wenigen Tagen die Kübler-Kaserne und 
die Dietl-Kaserne umbenannt hat - ausgesprochen 
nazistische Gewährsleute, die mit traditionsbildend 
waren? Wir haben eine Rommel-Kaserne, wir haben 
ein Institut des Sanitätsdienstes der Bundeswehr, 
genannt nach Ernst Rodenwaldt, einem der schlimm- 
sten Rassenhygieniker, der die Nürnberger Gesetze 
und anderes mehr gerechtfertigt hat. 


Ich spreche hier nicht von den einfachen Soldaten; (C) 
das ist nicht mein Problem. Aber solange das so ist, 
fehlt mir im Unterschied zu Ihnen das Vertrauen in 
die politische und militärische Führung dieser Bun- 
deswehr, und so lange kann ich Ihrem Einsatz nicht 
zustimmen. 

(Beifall bei der PDS) 

Allerdings ginge das auch aus anderen Gründen 
nicht. Ich glaube nämlich, daß wir aus der 
2000jährigen Geschichte der Militärspirale endlich 
heraus müssen. Wir müssen davon wegkommen, daß 
man militärische Aggression nur mit der Androhung 
militärischer Gewalt oder mit einem Einsatz bekämp- 
fen kann. Wann, frage ich Sie, haben wir den Frieden 
wirklich attraktiv gemacht? Wo war das große Ange- 
bot dieser Bundesrepublik Deutschland, mit zivilen 
und humanitären Hilfen und mit Aufbauzusicherun- 
gen den Völkern den Frieden schmackhaft zu 
machen, anstatt immer nur in militärischen Katego- 
rien zu denken und zu handeln? 

(Beifall bei der PDS) 

Herr Schäuble, Sie regen sich darüber auf, daß es 
junge Leute gibt, die eine Gegenkundgebung zum 
Großen Zapfenstreich veranstalten. Seien Sie doch 
froh darüber, daß wir viele Jugendliche haben, die 
nicht so einfach fürs Militärische zu begeistern sind, 
sondern eher für das Gegenteil davon! 

(Beifall bei der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich erteile jetzt 
dem Bundesminister des Auswärtigen, Dr. Klaus Kin- 
kel, das Wort. 

Dr. Kiaus Kinkel, Bundesminister des Auswärtigen: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr 
Gysi, das, was Sie gesagt haben, ist einfach unlo- 
gisch. Über drei Jahre lang haben insgesamt über 
30 000 UNO-Soldaten aus über 30 Ländern versucht, 
das zu erreichen, was Sie - und auch wir - gern 
erreicht gesehen hätten. Es war offensichtlich und 
offenkundig, daß es nicht möglich war. Deshalb sind 
wir auch nicht früher zu einem Abkommen wie jetzt 
in Dayton gekommen. 

Wir sollten froh sein, daß wir das erreicht haben. 

Aber das Abkommen erfordert nun einmal eine mili- 
tärische und auch eine zivile Umsetzung. Ich kann 
Sie alle beruhigen: Es ist nicht so, daß die militäri- 
sche Umsetzung des Abkommens im Vordergrund 
steht, sondern natürlich die zivile Umsetzung. Das 
geht doch schon daraus hervor, daß wir deutlich und 
klar sagen: ein Jahr. Wir wollen gemeinsam rein - 
das wurde gestern bei der NATO-Tagung deutlich -, 
wir wollen aber auch gemeinsam raus. Aber was in 
der Region zivil an Wiederaufbau geleistet werden 
muß, wird Jahre dauern. Insofern ist die Behauptung, 
das Militärische stünde im Vordergrund, absurd. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Es ist nun einmal so, daß die NATO das Umfeld für 
die Rückkehr der Flüchtlinge, für die Gewährlei- 
stung der Menschen- und Minderheitenrechte und 
für die Durchführung der demokratischen Wahlen 
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(A) schaffen muß. Vor allem muß sie auch die Vorausset- 
zungen dafür leisten, daß die Menschen lernen, sich 
wieder gegenseitig zu verstehen, und miteinander 
umgehen können, daß also Kroaten, Serben und Bos- 
niaken miteinander auskommen. Auch das wird Zeit 
brauchen, und zwar weit mehr als ein Jahr - leider! 

Heute steht die militärische Implementierung im 
Mittelpunkt der Debatte. Gestern haben 32 Außen- 
und Verteidigungsminister der NATO die größte 
internationale Friedensoperation seit ihrem Bestehen 
beschlossen. Da herrschte alles andere als „Hurra- 
Stimmung", da ist sehr bedächtig und sehr verant- 
wortungsvoll diskutiert worden. Es ist schließlich 
nicht so, daß die NATO diesen Friedensauftrag allein 
absichert. Vielmehr werden 1 500 - vielleicht sogar 
die doppelte Zahl - Russen dabei sein; die Finnen 
haben angeboten, dabei zu sein, ebenso die Ukrai- 
ner, die Pakistanis und auch Bangladesch sowie 
Ägypten. Eine große Zahl von Ländern wird sich, 
wenn sie gebraucht werden - es sieht so aus, daß das 
so sein wird -, der NATO zugesellen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 

Innerhalb des Bündnisses ist gestern eine ruhige 
Einigkeit für die Friedensaufgabe in Bosnien 
bemerkbar gewesen. Dabei möchte ich noch einmal 
darauf hinweisen, daß unser Beitrag ganz offensicht- 
lich hoch geachtet wird. Das Bündnis ist entschlos- 
sen, seinen Beitrag für den Frieden in der Region zu 
leisten, für einen Frieden, der, wie Sie alle wissen - 
„ und wie auch ich es nach den langen Verhandlungen 
weiß -, fragil ist und leider Gottes noch weiter fragil 
bleiben wird. 

Wir müssen immer wieder sagen, daß dieser Ein- 
satz moralisch gerechtfertigt ist, was ja in der letzten 
Debatte eine große Rolle gespielt hat. Er soll nämlich 
dazu beitragen, nicht Krieg zu führen, sondern den 
Frieden in einer geschundenen Region zu sichern 
und Menschen in tiefer Not zu helfen. Das ist das 
Ziel des Einsatzes. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 

Weil dies immer wieder gefragt wird: Es sind viele 
Organisationen gefordert. Die Europäische Union 
und die Weltbank werden sich auf die Wiederauf- 
bauhilfe konzentrieren. UNO und UNHCR werden 
sich auf die Flüchtlinge konzentrieren, was für uns 
besonders wichtig ist. Wir sind an einer schnellen 
Rückführung interessiert. Die OSZE wird eine ganz 
entscheidende und zunehmend wichtige Rolle spie- 
len. Die Schweizer, die in der nächsten Zeit in der 
Headlinerschaft sein werden, sind ungeheuer enga- 
giert, haben sich viel vorgenommen und werden sich 
bei der Vorbereitung und Durchführung demokrati- 
scher Wahlen und beim Minderheitenschutz hinein- 
knien. 

Für uns - das wurde heute schon mehrfach 
erwähnt - ist Rüstungskontrolle ganz besonders 
wichtig. Ich habe für Montag, den 18. Dezember 


1995, auf den Petersberg zur Rüstungskontrollkonfe- (C) 
renz eingeladen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Burkhard 

Hirsch) 

Deshalb kann es nicht so sein - wie immer wieder 
behauptet wird -, daß die zivilen Anstrengungen für 
den Wiederaufbau im Schatten der militärischen ste- 
hen. Beide Bereiche sind gleichgewichtig. Aber 
natürlich ist es notwendig - ich sage es noch einmal -, 
zunächst militärisch zu ermöglichen, daß der zivile 
Wiederaufbau überhaupt beginnen kann. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 

Ich will noch auf ein paar Ergebnisse eingehen, die 
bisher in der Diskussion ein bißchen in den Hinter- 
grund getreten sind. Die heutige Abstimmung gilt 
auch der Erhaltung der deutschen Bündnisfähigkeit 
und der Glaubwürdigkeit der deutschen Politik. Ich 
will noch einmal erläutern, warum. Bei Fragen der 
Friedenssicherung und dem Einsatz deutscher Solda- 
ten hatten wir Deutsche in den vergangenen Jahren 
sowohl im politischen wie im militärischen Bereich 
sehr oft einen sehr schwierigen Stand. Das gilt für die 
NATO. Das gilt für die WEU. Das gilt für die EU, 
soweit es um die gemeinsame Außen- und Sicher- 
heitspolitik ging. Wir hatten einen sehr schwierigen 
Stand, weil viele unserer Partner und Freunde unsere 
verfassungsrechtlichen Beschränkungen und auch 
die notwendige Rücksichtnahme auf historische 
Gegebenheiten nicht verstanden haben. 

Das galt im übrigen auch und gerade für unsere (D) 
Soldaten innerhalb der NATO und innerhalb der 
WEU. Am Montag bei der Tagung des Europäischen 
Rates und gestern bei der gemeinsamen Tagung der 
Außen- und Verteidigungsminister der NATO, an der 
Volker Rühe und ich teilgenommen haben, ist deut- 
lich geworden: Wir finden ein inzwischen grundle- 
gend verändertes Klima für Deutschland vor, weil wir 
mit diesem Beitrag zur internationalen Friedens- 
truppe einen Grad der Normalität im internationalen 
Umgang in der Außen- und Sicherheitspolitik 
erreicht haben, der unserem Land und seinem Anse- 
hen zugute kommt. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 

Jch erwähne noch einen Aspekt, der ein bißchen 
zu kurz gekommen ist. Die Friedensanstrengungen 
der internationalen Gemeinschaft, die leider auch in 
meinen Augen zu lange erfolglos waren, aber nun zu 
Dayton führten, haben einige bemerkenswerte Wir- 
kungen und Perspektiven gebracht, die über den 
Bosnien-Konflikt als regionales und europäisches 
Problem hinausgehen. Es sind vor allem drei 
Aspekte, auf die ich kurz eingehen will. 

Erstens. Aus der Chance der Friedenssicherung in 
Bosnien erwachsen zugleich neue Möglichkeiten der 
Stärkung im transatlantischen Verhältnis. 

Zweitens. Die Neubestimmung des Verhältnisses 
zwischen Frankreich und der NATO, die gestern 
über die Bühne gegangen ist, ist eine ganz bemer- 
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(A) kenswerte Entscheidung, die wir begrüßen sollten 
und die gestern große Anerkennung gefunden hat. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Drittens. Dieser Punkt ist schon erwähnt worden: 
die Beziehungen zwischen der NATO und Rußland, 

Erstens. Zum transatlantischen Verhältnis: Mit der 
amerikanischen Bereitschaft, sich mit 20 000 Solda- 
ten - das fällt den Amerikanern nicht so ganz leicht - 
unmittelbar in Bosnien zu engagieren, gewinnt der 
Begriff der Bündnisfähigkeit und Solidarität neue 
und aktuelle Bedeutung im transatlantischen Ver- 
hältnis. Mit der jetzt anlaufenden größten NATO- 
Operation überhaupt zeigt das Bündnis, daß es auf 
beiden Seiten des Atlantik nach wie vor fest verwur- 
zelt und vor allem handlungsfähig ist. Es hat eine so 
große Aktion der NATO in der Vergangenheit noch 
nie gegeben. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 

Ich füge hinzu - das habe ich auch gestern gesagt 
Das Bündnis braucht die amerikanische Führung 
und die amerikanische Präsenz in Europa, aber es 
braucht auch die Mitwirkung Europas. Diese zeigen 
wir: Allein Frankreich, Großbritannien und Deutsch- 
land stellen zusammen 27 000 von 60 000 Soldaten. 

Zweitens. Das Verhältnis zu Frankreich: Die 
gestern in der NATO erfolgte französische Ankündi- 
gung, künftig auch in den militärischen Gremien - 
bei den Verteidigungsministern und im Militäraus- 

(B) schuß - nach fast 30 Jahren wieder uneingeschränkt 
mitzuwirken, ist ein bedeutsamer, ich würde sogar 
sagen, ein historischer Schritt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das ist gestern auch mit großem Beifall von 
32 Außen- und Verteidigungsministern der NATO 
anerkannt worden. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Außen- und 
Sicherheitspolitik diese Wiederannäherung seit vie- 
len Jahren gefordert und auch gefördert. Mit diesem 
Schritt stärkt Frankreich die Handlungsfähigkeit des 
gesamten Bündnisses und eröffnet zugleich, was 
ganz wichtig ist, neue Chancen für die Definition der 
europäischen sicherheits- und verteidigungspoliti- 
schen Identität. Wir sollten von diesem ganz wichti- 
gen französischen Schritt erhoffen, daß weitere sub- 
stantielle Schritte folgen, die dieser historischen 
Dimension würdig sind. 

Schließlich drittens - das ist schon betont worden, 
kann aber nicht stark genug hervorgehoben werden 
Was bringt es an Änderungen im Verhältnis zu Ruß- 
land? Rußland hat massive Einwendungen gegen die 
Erweiterung der NATO. Diese Einwendungen müs- 
sen wir beim Bau der neuen Sicherheitsarchitektur in 
Europa ernst nehmen, einer Sicherheitsarchitektur, 
die wir nicht unter Ausschluß Rußlands, sondern 
unter Einbeziehung Rußlands schaffen wollen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 


Wir müssen zur Kenntnis nehmen, daß es in Ruß- (C) 
land auch große Sorge, und zwar nicht nur in der 
Bevölkerung, im Hinblick auf die NATO-Erweite- 
rung gibt. Wenn jetzt erstmals NATO-Truppen 
zusammen mit russischen Soldaten bei diesem Bos- 
nien-Einsatz tätig sein werden, dann baut dies auf 
der einen Seite in Rußland diese Sorge mit Sicherheit 
ab und macht der Bevölkerung klar, daß so etwas 
heute normal und üblich ist und auch Zukunft haben 
wird. Auf der anderen Seite ist dies natürlich auch 
ein Schritt, der es der russischen Regierung vielleicht 
erleichtert, ein paar Hindernisse, die sie sieht, umge- 
hen zu können. 

Wir sollten die Sorge, die Rußland hat, nicht leicht 
nehmen. Das alles hat jetzt wiederum nichts mit 
einem Veto zu tun, sondern es hat damit zu tun, daß 
wir Rußland das Gefühl nehmen sollten, durch die 
NATO-Erweiterung isoliert zu werden. Wir können 
jetzt über „Partnerschaft für den Frieden“ und einen 
Sonderdialog, den wir Rußland angeboten haben, 
eine Brücke zu einem Sonderverhältnis bauen, das 
hoffentlich in eine Sondercharta zwischen der NATO 
und Rußland einmündet, so daß die Sorgen abgebaut 
werden können. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir stimmen heute 
über die deutsche Mithüfe zur Schaffung eines 
dauerhaften Friedens im ehemaligen Jugoslawien 
ab. Ich glaube, das Signal an Europa und die Welt, 
das heute von der Entscheidung des Deutschen Bun- 
destages ausgeht, muß sein: Deutschland praktiziert 
Verantwortung und Mitverantwortung. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU) 

Vielleicht sollte man doch einmal sagen dürfen, 
daß dieses Jahrhundert mit einem Krieg begonnen 
hat, der von Sarajevo ausging, und daß es nicht mit 
einem Krieg in Sarajevo enden darf. 

Herr Verheugen, Sie haben bei der letzten Debatte 
gesagt, es reiche nicht aus, Frieden zu fordern, man 
müsse alles tun, damit er möglich werde. Wir sollten 
uns alle heute dieser Forderung anschließen. Daß 
sich heute ganz offensichtlich im Deutschen Bundes- 
tag bei dieser historischen Entscheidung - es ist eine 
historische Entscheidung - eine große Mehrheit 
abzeichnet, freut mich als Außenminister nach drei- 
einhalb Jahren schwieriger Verhandlungen wegen 
der schrecklichen Ereignisse im früheren Jugosla- 
wien ganz besonders; das werden Sie verstehen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie des Abg. Otto Schily [SPD]) 

Vizepräsident Dr, Burkhard Hirsch: Ich erteile der 
Abgeordneten Brigitte Schulte das Wort. 

Brigitte Schulte (Hameln) (SPD): Herr Präsident! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Wir alle 
wissen, daß der Friedensvertrag von Dayton, der am 
14. Dezember 1995 in Paris feierlich unterzeichnet 
werden soll, den jahrelangen Bürgerkrieg im frühe- 
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(A) ren Jugoslawien beenden und eine neue Stabilität 
auf dem Balkan schaffen kann. Dabei wird es ganz 
entscheidend davon abhängen, ob die betroffenen 
Bürgerkriegsparteien, die Staaten Europas und die 
USA, aber auch die übrigen Staaten der NATO aus 
der Katastrophe Lehren ziehen. 

Besonders wir Deutsche dürfen an solch einem Tag 
nicht vergessen, daß wir im April 1941 Jugoslawien 
den Krieg erklärt und es in elf Tagen zur Kapitulation 
gezwungen haben. Es begann am 6. April 1941 mit 
der Bombardierung Belgrads und endete am 17. April 
1941 mit der Einschließung der jugoslawischen 
Armee in Bosnien. Dabei war uns dieser Staat eigent- 
lich freundschaftlich gesonnen, arbeitete mit uns 
wirtschaftlich zusammen und wollte sich eigentlich, 
wie Griechenland, aus dem Zweiten Weltkrieg her- 
aushalten. 

Nach der Kapitulation teilte das siegreiche Hitler- 
Deutschland Jugoslawien an seine Nachbarn auf. Ita- 
lien annektierte das südliche Slowenien und errich- 
tete Montenegro als italienisches Protektorat. Das 
jugoslawische Mazedonien wurde von Bulgaren und 
Albanern, die unter dem Einfluß der Italiener stan- 
den, aufgeteilt. Ungarn erhielt Gebiete zwischen 
Drau und Mur, das Baranja-Dreieck sowie die 
Batschka - Namen, die uns heute manchmal gar 
nichts mehr sagen. 

Deutschland kassierte, da es um Österreich schon 
größer geworden war, Nordslowenien, machte Kroa- 
tien zu einem selbständigen diktatorischen Staat und 
stellte das allseitig beschnittene Serbien unter deut- 
sche Militärverwaltung. 

Die Widerstandsbewegungen wurden von Anfang 
an von Briten und Sowjets unterstützt. Den Jugosla- 
wen selbst aber gelang es erst im Herbst 1944, sich 
von der deutschen Besatzung zu befreien. Wie so oft 
in Mittel-, Süd- und Osteuropa mündete die Be- 
freiung leider zunächst im Kommunismus. 

Der spätere Staatspräsident und Marschall Tito 
löste sich allerdings schon im Juli 1948 von der 
Bevormundung Moskaus und baute wirtschaftliche 
und diplomatische Beziehungen zum Westen auf, 
auch zur Bundesrepublik Deutschland, bis diese am 
18. Oktober 1957 abrupt abgebrochen wurden, weil 
die Republik Jugoslawien die damalige DDR aner- 
kannt hatte und wir deutsche Politik noch unter der 
Hallstein-Doktrin betrieben. 

Es war Willy Brandt als Außenminister der Großen 
Koalition, der zu Beginn des Jahres 1968 die diplo- 
matischen Beziehungen wieder aufnahm. Deutsch- 
land wuchs zum wichtigsten Handelspartner Jugo- 
slawiens heran. Millionen Deutsche entdeckten, wie 
der Bundeskanzler heute morgen schon zu Recht 
gesagt hat, Jugoslawien als ihr Urlaubsland. Hun- 
derttausende von Jugoslawen fanden mit ihrer Fami- 
lie in der Bundesrepublik das Land, in dem sie einen 
Arbeitsplatz erhielten, ohne die familiären Bindun- 
gen an die Heimat zu verlieren. 

Vielleicht hätten wir, wenn wir Ende der 80er 
Jahre von den Vorgängen in der Sowjetunion unter 
Gorbatschow und in den Mitgliedstaaten des War- 
schauer Pakts nicht so fasziniert gewesen wären. 


wahrgenommen, welche Probleme sich nach dem (C) 
Tode Titos auf dem Balkan, in Jugoslawien entwik- 
kelten. 

Ich erinnere mich noch sehr genau, daß ich, als wir 
im Herbst 1987 in Oslo im Ausschuß für zivile An- 
gelegenheiten der Nordatlantischen Versammlung 
über Minderheitenprobleme in Europa redeten, 
einen Kollegen über die wachsenden Spannungen in 
Jugoslawien sprechen hörte - im Herbst 19871 Aber 
interessierten wir uns wirklich dafür? 

1991 hat uns die Entwicklung in Jugoslawien ein- 
geholt. Vier Jahre haben Europa, die UNO und 
schließlich auch die USA und die NATO nicht genü- 
gend gehandelt. Die Glaubwürdigkeit der internatio- 
nalen Organisationen hatte am Ende Schaden 
genommen. 5 Millionen Flüchtlinge, Herr Bundes- 
kanzler, klagen uns an, denn im ehemaligen Jugosla- 
wien hat es in den letzten Jahren 5 Millionen Flücht- 
linge innerhalb des Landes und außerhalb in den 
neuen Gaststaaten gegeben. Diese leben heute noch 
oft unter erbärmlichen Umständen. Welches Leid sie 
durchgemacht haben, müßten wir Deutsche doch am 
besten verstehen, denn Vertreibung und Flucht 
haben viele Millionen von uns selbst am eigenen 
Leib erfahren. 

Ich konnte nicht ganz verstehen, warum Sie ausge- 
rechnet in dieser Situation, ausgerechnet zu Beginn 
des Winters öffentlich darüber debattieren mußten, 
daß die Flüchtlinge in Deutschland so schnell wie 
möglich nach Jugoslawien zurückkehren müssen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN p) 
und der PDS) 

Natürlich sollen die Menschen zurückkehren, aber 
zunächst einmal müssen doch auch die, die jetzt im 
Lande noch als Flüchtlinge kein Dach über dem Kopf 
haben, eine Chance finden, bevor wir einen solchen 
Antrag, wie Sie ihn uns heute als Entschließungsan- 
trag vorgelegt haben, überhaupt ernst nehmen kön- 
nen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Ger- 
hard Zwerenz [PDS]) 

Es waren - da sehe ich ein wenig zur linken Seite - 
die oft geschmähten Amerikaner, die nach drei Jah- 
ren stümperhaften Handelns der Europäer - ich wie- 
derhole: stümperhaften Handelns der Europäer! - 
versuchten, diesen Bürgerkrieg zu beenden, bevor er 
gänzlich in einen Religionskrieg ausartete, was sie 
als multikulturelles Land mit vielen Religionsgemein- 
schaften im eigenen Land nicht wollten. 

Erst versuchten auch sie es mit dem ehemaligen 
Präsidenten Carter im Guten, dann mit militärischer 
Gewalt und schließlich mit massivem pohtischen 
Druck. Leider haben erst letztere Maßnahmen die 
Bürgerkriegsparteien zum Einlenken bewogen und 
zum Abkommen von Dayton geführt. 

Doch damit ist der Friede - das ist heute morgen 
mehrfach gesagt worden - noch nicht gesichert. Es 
bedarf einer multilateralen Friedenstruppe, um ihn 
vor allen Dingen in dem multiethnischen Staat Bos- 
nien-Herzegowina abzusichern. Diesmal werden die 
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(A) USA das Kommando von vornherein selbst überneh- 
men und erwarten von ihren Partnern im Bündnis, 
aber auch von den befreundeten Ländern außerhalb 
des Bündnisses Unterstützung, also auch von uns 
Deutschen. 

Die deutsche Einheit, die Auflösung der Nationa- 
len Volksarmee und die Reduzierung der Bundes- 
wehr erlauben es, daß wir als Deutsche zunächst ein 
kleineres Kontingent zur Verfügung stellen, als es 
von der Größe, der Einwohnerzahl und der wirt- 
schaftlichen Kraft der Bundesrepublik her angemes- 
sen wäre. Ich mahne Sie, auch ein bißchen daran zu 
denken, daß ein Land wie die Niederlande, die 
gerade in den letzten Wochen so sehr gescholten 
worden sind, immerhin 2 000 Soldaten zur Verfü- 
gung gestellt hat und daß Großbritannien sogar 
14 000 Soldaten als Kontingent stellt. Wir sollten uns 
das vor Augen führen. 

Doch wir haben noch das Verständnis unserer Part- 
ner angesichts der besonderen Situation, die wir nun 
einmal im früheren Jugoslawien hatten, und ange- 
sichts der Situation, daß die Umstrukturierung der 
Bundeswehr bis zum heutigen Tag nicht erfolgreich 
gelungen ist. Aber gerade deshalb sind wir umge- 
kehrt auch gefordert, für diesen Frieden mehr zu tun. 

Übrigens wissen viele von uns, daß das Verhältnis 
zwischen Serben und Deutschen keineswegs vom 
Haß dominiert wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die Menschen können genau zwischen dem Han- 
deln der Politiker und ihren persönlichen Erfahrun- 
gen unterscheiden. 

Der Generalinspekteur hat deshalb recht, wenn er 
sagt, das könnte ein gefährlicher Krieg werden. Aber 
er hat überhaupt nicht recht, wenn er öffentlich sagt, 
die Bundeswehr würde hier einen Kampfauftrag 
haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich darf als Verteidigungspolitikerin nicht aus den 
Rules of engagement zitieren, weil sie klassifiziert 
sind, aber Ihnen, Herr Naumann, hätte ich abver- 
langt, daß Sie den Inhalt dieser Regeln bei Ihren 
öffentlichen Äußerungen und auch vor der Füh- 
rungsakademie berücksichtigt hätten. Darin steht, 
daß Selbstverteidigung und nicht aktiver Kriegsein- 
satz vorgesehen ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Der Verteidigungsminister hat also ausdrücklich 
unsere Unterstützung, wenn er den Generalinspek- 
teur kritisiert. Herr Schäuble, Sie haben unrecht, weil 
Sie offensichtlich die Papiere auch nicht gelesen 
haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Gerade - das habe ich Ihnen am Anfang sagen wol- 
len - angesichts der geschichtlichen Ereignisse müs- 
sen doch deutsche Offiziere ganz besonders behut- 
sam den Gedanken des Friedens herausstellen und 
dürfen nicht den Eindruck erwecken, daß sie mög- 
licherweise zu denen gehören, die von vornherein 
eine Eskalation erwarten. Das verträgt sich übrigens. 


Herr Naumann, auch nicht mit der Darstellung, die (C) 
Sie am letzten Freitag im Parlament gegeben haben. 

Ich fand Ihre Beschreibung der Lage in Bosnien 
damals etwas zu optimistisch, und ich war deswegen 
um so überraschter, daß wir am Montag und Diens- 
tag Ihre Ausführungen in der Öffentlichkeit hörten. 

Und doch, meine Damen und Herren, liebe Kolle- 
ginnen und Kollegen, müssen wir uns als Parlamen- 
tarier heute Fragen von den Soldaten und ihren 
Familien gefallen lassen. Sie lauten: Habt ihr euch 
genau überlegt, was ihr von uns verlangt? Was 
glaubt ihr, was wir empfinden, wenn sich Millionen 
Bundesbürger auf ein gemütliches Weihnachtsfest 
freuen, wir aber mit Sorgen in das neue Jahr gehen? 
Müssen wir nicht den Kopf für Fehler hinhalten, die 
die Diplomatie und ihr Politiker gemacht haben? 

In meinem Wahlkreis in Hameln sind seit dem 
Ende des letzten Weltkrieges britische Soldaten sta- 
tioniert, die uns auch heute und in der Zukunft herz- 
lich willkommen sind. Sie mußten schon häufig 
schwierige internationale Einsätze bestreiten. Zuletzt 
waren sie bis November in Jugoslawien. Viele von 
ihnen haben deutsche Ehepartner. Wie war den 
Frauen, den Kindern und den Angehörigen wohl 
zumute, als sie die Diskussion unter uns Bundesdeut- 
schen verfolgten? Was empfinden die Familienange- 
hörigen der Soldaten aus den USA oder aus anderen 
Partnerländern, die nun nach Bosnien gehen sollen? 

Die Familienangehörigen der Soldaten der Bun- 
deswehr tragen zum erstenmal das gleiche Schicksal 
wie Briten, Amerikaner, Franzosen, Spanier, Russen, 
Schweden oder andere. Auch das verbindet und ver- 
pflichtet uns als Parlamentarier. Das Partnerbataillon 
der britischen Pioniere in Hameln ist das Bundes- 
wehrpionierbataillon in Holzminden, das für den Ein- 
satz in Kroatien und Bosnien vorgesehen ist und das 
diesmal andere britische Einheiten in Bosnien unter- 
stützen soll, nämlich bei der Versorgung und der 
Wiederherstellung von Straßen und Brücken. 

Die deutschen Soldaten sind also gut beraten, von 
den Erfahrungen der britischen Kollegen, die zurück- 
gekehrt sind, zu lernen. Sie könnten jetzt - es ist mir 
ungeheuer wichtig, dies heute zu sagen - in der 
Zusammenarbeit mit den Briten in Kroatien und in 
Bosnien beweisen, daß es doch eine Chance gibt, aus 
der Geschichte zu lernen, 

(Beifall bei der SPD) 

daß nämlich heute Briten und Deutsche Zusammen- 
kommen, um zu helfen, den Frieden im ehemaligen 
Jugoslawien wiederherzustellen. 

Wir Sozialdemokraten werden für den Einsatz der 
Bundeswehr im früheren Jugoslawien stimmen, 
jedenfalls die große Mehrheit. Wir sollten diejenigen 
respektieren, die mit der Entscheidung Schwierigkei- 
ten haben. Wir wollen diesen Einsatz, um die Not der 
unter dem Bürgerkrieg leidenden Menschen zu 
beenden, und nicht, wie manche polemisch behaup- 
ten - auch Sie, Herr Gysi -, um unsere militärischen 
Fähigkeiten unter Beweis zu stellen. Das Risiko, 
meine Damen und Herren, ist für unsere deutschen 
Soldaten wahrscheinlich geringer, als das für Briten, 
Franzosen oder Amerikaner, die in den Grenzlinien 
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(A) zwischen bosnischen Serben und Kroaten, zwischen 
bosnischen Muslimen und bosnischen Serben han- 
deln müssen. Nach dem Einsatz der internationalen 
Friedenstruppe und der Wiederherstellung des Frie- 
dens, von dem ich persönlich nicht erwarte, daß wir 
ihn in einem Jahr schaffen werden, müssen sich alle 
Europäer und besonders wir Deutsche fragen, was 
wir aus dieser Tragödie lernen wollen. Lassen Sie uns 
das ganz besonnen und offen tun. Lassen wir jetzt 
die Bundeswehrsoldaten in dem Gefühl gehen: Der 
ganze Bundestag steht hinter ihnen, begleitet und 
schützt sie und ihre Angehörigen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU und der RD.R) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile dem 
Abgeordneten Dr. Theodor Waigel das Wort. 

Dr. Theodor Waigel (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Das Friedensab- 
kommen von Dayton setzt ein ermutigendes Zeichen 
der Hoffnung für die Menschen im kriegsgeplagten 
Bosnien. Nun muß die zügige politische Umsetzung 
dieser Vereinbarung folgen. 

Zwei Faktoren haben entscheidend zum Zustande- 
kommen des Friedensabkommens von Dayton beige- 
tragen. Erstens die Initiative des französischen Prä- 
sidenten Chirac zugunsten eines schnellen Eingreif- 
verbandes. Endlich wurden damit die Blauhelmsol- 
daten aus der unwürdigen Lage befreit, Opfer poli- 
tisch organisierter Unterlegenheit zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FD.P.) 

' Die NATO konnte sich auf diese Weise aus den Fes- 
seln widersprüchlicher UN-Mandate lösen. Zwei- 
tens. Die aktive Führungsrolle der Vereinigten Staa- 
ten ermöglichte genau das, was in den vorangegan- 
genen Jahren als undurchführbar galt: den begrenz- 
ten Einsatz militärischer Mittel zur Durchsetzung 
einer politischen Friedenslösung. Es waren die politi- 
sche Entschlossenheit der NATO und ihr militäri- 
scher Einsatz, die ein Ende des Gemetzels herbeige- 
führt haben. 

Meine Damen und Herren, 4 000 Bundeswehrsol- 
daten werden an dieser humanitären Mission teil- 
nehmen und unsere Verbündeten unterstützen. Das 
ist der größte Einsatz unserer Soldaten in der 
Geschichte der Bundesrepublik. Wir wollen den blu- 
tigen Krieg beenden und beteiligen uns deshalb 
aktiv am militärischen Schutz von Frieden und Frei- 
heit. Das schulden wir den notleidenden Menschen 
in Gorazde, Tuzla, Mostar, Bihac, Sarajevo und in vie- 
len anderen Städten und Dörfern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FD.P.) 

Wir sind uns der Mitverantwortung für die erfolg- 
reiche Gestaltung des Friedensprozesses in Bosnien- 
Herzegowina sehr wohl bewußt. Wir bekennen uns 
ausdrücklich dazu. Alle, die mitgeholfen haben und 
mithelfen, die Not der Menschen zu lindern, verdie- 
nen unseren Dank, diejenigen, die ihren Dienst im 


Rahmen von UN-, NATO- und WEU-Operationen (C) 
erfüllen, auf der Donau, in Mostar, in der Adria, bei 
der Luftbrücke nach Sarajevo, bei den Hilfstranspor- 
ten oder bei den Sanitätern in Split und bei den Tor- 
nadobesatzungen aus Piacenza. 

Wir danken den Bürgern, die sich tatkräftig für die 
Flüchtlinge in Deutschland und die Überwindung 
der Not der im ehemaligen Jugoslawien Verbliebe- 
nen einsetzen. Wir danken schließlich den Kommu- 
nen in Deutschland, die Hunderttausende von 
Flüchtlingen aus Bosnien, Kroatien und anderen Kri- 
senherden im ehemaligen Jugoslawien aufgenom- 
men haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FD.P.) 

Meine Damen und Herren, eines haben die Dis- 
kussion und die politische Entwicklung der letzten 
Jahre gezeigt: Politik darf sich nicht auf Reden und 
Ersatzhandlungen beschränken. Die letzten Jahre 
haben gezeigt, wohin es führt, wenn der europäi- 
schen Diplomatie der nötige politische und auch mili- 
tärische Nachdruck fehlt. 

Vergessen wir nicht: Seit über vier Jahrzehnten 
schützen unsere Freunde in der NATO die Freiheit 
und den Frieden unseres Landes. Heute ist Deutsch- 
land bereit, mit allen Rechten und Pflichten an der 
Seite seiner Bündnispartner aktiv für Frieden, Frei- 
heit und Sicherheit einzutreten. Wer sich dem ver- 
weigert, der kann keine Hilfe und Solidarität für uns 
jetzt sowie in den nächsten Jahren und Jahrzehnten 
einfordern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FD.P.) 

(D) 

Ein Bündnis besteht aus Geben und Nehmen. Wer 
einen angemessenen Beitrag zur Sicherung von Frie- 
den und Stabilität verweigert, der wird umgekehrt 
nicht auf die Solidarität der Partner zählen können. 
Freiheit, Gerechtigkeit, Aggressionsabwehr, Solidari- 
tät mit den Schutzlosen, Menschenleben retten - all 
das wird von einem Teil der Grünen mit der Beru- 
fung auf eine höhere Moral und das Prinzip der 
Gewaltlosigkeit preisgegeben. Dies ist eine ethisch 
wie politisch unhaltbare Position. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wer die Freiheit für geringerwertiger hält als den 
Frieden, gehorcht einer verbogenen moralischen 
Kompaßnadel. Wer nicht hilft, obwohl er es könnte, 
handelt unsittlich und macht sich mitschuldig. 

Dazu nur ein Beispiel: Der Westen hat drei Jahre 
lang in Bosnien auf Gewalt verzichtet. Drei Jahre 
danach - erinnert sei an die Vertreibungen und an 
den Massenmord von Srebrenica - herrschte noch 
mehr Gewalt und überhaupt kein Frieden. Erst die 
Luftangriffe der NATO haben es ermöglicht, Frieden 
und Sicherheit für die Menschen endlich wiederher- 
zustellen. Wer dies leugnet, lügt sich etwas vor. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FD.P.) 

Meine Damen und Herren, die Mission der interna- 
tionalen Friedenstruppe in Bosnien liegt im deut- 
schen und europäischen Interesse. Die Wiederher- 
stellung von Frieden, Sicherheit und Stabilität auf 
dem Balkan zeitigt unmittelbare Rückwirkungen auf 
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Bundesminister Dr. Theodor Waigel 

(A) Deutschland. Die Bundesrepublik hat mit etwa 
400 000 Menschen mehr Flüchtlinge aufgenommen 
als alle anderen EU-Partner zusammen. Ihnen kon- 
krete Möglichkeiten zur Rückkehr in ihre befriedete 
Heimat zu eröffnen, hilft diesen Menschen und dient 
dem Wiederaufbau in Bosnien-Herzegowina und 
Kroatien. Was wir brauchen und anmahnen, ist eine 
faire Lastenteilung für alles, was auch mit dem Wie- 
deraufbau in Bosnien-Herzegowina zusammen- 
hängt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Eines ist klar: Wir können den Bürgern in Deutsch- 
land und in Europa die notwendigen Opfer für den 
Wiederaufbau nur zumuten, wenn sichergestellt ist, 
daß die Kriegsverbrecher dort zur Rechenschaft 
gezogen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das ehemalige Jugoslawien darf nicht als weiterer 
Beleg dafür in die Geschichte eingehen, daß Erobe- 
rungskriege und Verbrechen von der internationalen 
Staatengemeinschaft vergessen oder gar noch 
belohnt werden. 

Die Bundeswehr ist seit Sommer dieses Jahres mit 
etwa 700 Soldaten in Kroatien präsent. Für diesen 
Einsatz sind bisher Mehrkosten in einer Größenord- 
nung von rund 167 Millionen DM angefallen, die sich 
auf etwa 182 Millionen DM erhöhen werden. Diese 
Mehrkosten werden aus dem Einzelplan des Bundes- 

(B) ministeriums der Verteidigung getragen. Wir haben 
die Zweckbestimmung dieses Titels zum Haushalt 
1995 erweitert, um hieraus in Anpassung an die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
auch Einsätze der Bundeswehr dieser Art finanzieren 
zu können. Wir schätzen die Mehrkosten für einen 
zwölfmonatigen Einsatz auf zirka 700 Millionen DM. 
Wir haben am 24. Oktober 1995 im Kabinett 
beschlossen, daß diese Mehrkosten in Höhe von 
400 Millionen DM wiederum aus dem Einzelplan 14 
gedeckt werden, und über die Finanzierung der 
Restsumme werden wir spätestens Mitte 1996 im 
Lichte der Entwicklung und des dann noch 
bestehenden tatsächlichen Bedarfs entscheiden. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich vier 
Lehren ziehen - sie haben wir zu beherzigen -, die 
sich aus dem Krieg auf dem Balkan ergeben. 

Die erste Lehre: Ethnisch bedingte Konflikte im 
Europa des ausgehenden 20. Jahrhunderts lassen 
sich nur eindämmen, wenn Europäische Union und 
Vereinigte Staaten im bewährten Schulterschluß 
rasch und entschlossen handeln. Europa braucht 
eine schlüssige gemeinsame Außen- und Sicher- 
heitspolitik, die diesen Namen auch wirklich ver- 
dient. 

Zweitens. Der Konflikt in Bosnien-Herzegowina 
kann nur mit dem politischen Gestaltungswillen der 
Vereinigten Staaten befriedet werden. Für Frieden, 
Freiheit und Stabilität in Europa ist auch weiterhin 
ein substantielles politisches, wirtschaftliches und 


militärisches Engagement der Vereinigten Staaten (C) 
unverzichtbar. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Dritte Lehre: Jeder Konflikt hat unmittelbare Rück- 
wirkungen auf Deutschland. Auch bei künftigen 
Konflikten im Osten unseres Kontinents werden zahl- 
reiche Flüchtlinge den Weg nach Deutschland 
suchen. Eines muß klar sein: Es handelt sich um die 
Aufnahme von Kriegsflüchtlingen und nicht um die 
Errichtung eines dauerhaften Wohnsitzes. 

Viertens. Wer glaubt, mit Geld, Worten und gesin- 
nungsethischer Einstellung allein derartige Konflikte 
entschärfen zu können, der täuscht sich. Ein Ohne- 
mich-Standpunkt würde Deutschland in eine ver- 
hängnisvolle außen- und bündnispolitische Isolie- 
rung führen. Dies müssen wir unter allen Umständen 
verhindern. 

Diese Entscheidung steht in einer Reihe schwer- 
wiegender, schwieriger und großer Entscheidungen, 
um Freiheit und Frieden zu verteidigen, um Solidari- 
tät unter Beweis zu stellen: Es war das Ja zur Bundes- 
wehr. Es war das Ja zur europäischen Verteidigung. 

Es war das Ja zur NATO, das Ja zum NATO-Doppel- 
beschluß und ist jetzt das Ja zur internationalen Soli- 
darität in Bosnien. Alle diese Entscheidungen waren 
Richtungsentscheidungen. Sie waren und sind not- 
wendig. Sie waren und sind ethisch begründet. 

Meine Freunde und ich stimmen dem Einsatz der 
Bundeswehr in der von der Bundesregierung vorge- 
schlagenen Form mit Überzeugung zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zu einer Kurz- 
intervention erteile ich dem Abgeordneten Gansei 
das Wort. 

Norbert Gansei (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte kurz auf die Ein- 
gangs- und Schlußbemerkungen von Herrn Waigel 
reagieren. 

Er hat in einem besonderen Maße herausgestellt, 
es gehe hier um eine NATO- Verpflichtung. Bei der 
Beteiligung von Einheiten der Bundeswehr im Rah- 
men der Umsetzung des Friedensvertrages von Day- 
ton im ehemaligen Jugoslawien geht es nicht um 
einen NATO-Einsatz, sondern um einen UNO-Ein- 
satz. 

(Beifall bei der SPD) 

Es handelt sich nicht um einen Bündnisfall gegen 
einen Angriff, es handelt sich um einen UNO-Fall für 
den Frieden. Es handelt sich also nicht um eine 
Bündnisverpflichtung, sondern darum, daß die Bun- 
desrepublik Deutschland gegenüber den Vereinten 
Nationen ihre Verpflichtungen, die sich aus der 
Charta ergeben, einschließlich des Kapitels VII, 
wahrnimmt und dadurch einen Beitrag zum Frieden 
im ehemaligen Jugoslawien leistet. 

Für diejenigen aus meiner Partei, die schon am 
30. Juni dieses Jahres der Beteiligung von Bundes- 
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(A) Wehreinheiten zum Schutz der Schnellen Einsatz- 
truppe im ehemaligen Jugoslawien zugestimmt 
haben, mag es in der Konsequenz liegen, auch heute 
zuzustimmen. Und trotzdem ist es auch heute wieder 
eine Gewissensentscheidung, freilich eine Gewis- 
sensentscheidung, die sich in diesem Fall auf eine 
Mehrheitsentscheidung der SPD-Fraktion stützen 
kann; dies macht die Gewissensentscheidung nicht 
leichter, aber es gibt ihr ein anderes politisches 
Gewicht. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Ja, eben! Das ist 

eine makabre Debatte für eine Gewissens- 
entscheidung!) 

Für uns haben im Juni nicht nur die Beteiligung an 
UNO-Maßnahmen, die Beteiligung an den Friedens- 
bemühungen im ehemaligen Jugoslawien und die 
Rückendeckung für unsere Soldaten eine Rolle 
gespielt, sondern auch die Einhaltung klarer verfas- 
sungsrechtlicher Bestimmungen, die nach dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts den Parlamentsvor- 
behalt in den Zusammenhang von UNO-Resolutio- 
nen stellt. 

Deshalb möchte ich heute darauf hinweisen: Es ist 
ein schweres politisches und parlamentarisches Defi- 
zit und bewegt sich am Rande der Verfassungsmä- 
ßigkeit, daß der Deutsche Bundestag abstimmt, ohne 
daß der Beschluß des UNO-Sicherheitsrates vorliegt 
und uns im vollen Wortlaut bekannt ist. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. 

Dr. Christa Luft [PDS]) 

Eine Sondersitzung nach dem endgültigen Beschluß 
des UNO-Sicherheitsrates hätte dem Deutschen Bun- 
destag in Anbetracht der Bedeutung der Entschei- 
dung sehr wohl angestanden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Lassen Sie mich schließen mit dem Wunsch, daß 
wir, die wir heute in dieser Verantwortung handeln, 
einen wirksamen Beitrag zum Frieden im ehemali- 
gen Jugoslawien leisten können. Wir hoffen, daß 
unsere Soldaten zurückkommen können - nach 
einem Jahr oder vielleicht auch früher -, ohne daß 
auf sie geschossen wurde und ohne daß sie auf 
andere schießen mußten. Für beides übernehmen 
wir heute eine Mitverantwortung. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 

Dr. Helmut Lippelt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Waigel, Sie können darauf antworten, wenn Sie 
möchten. 

(Dr. Theodor Waigel [CDU/CSU]: Nein, weil 
es mit meiner Rede nichts zu tun hatte!) 

Dann erteile ich dem Vorsitzenden der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen, dem Abgeordneten Joseph 
Fischer, das Wort. 

Joseph Fischer (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Präsident! Meine Damen und Her- 


ren! Der Deutsche Bundestag trifft heute eine sehr (C) 
wichtige, für das Land sehr weitreichende Entschei- 
dung. Alle Kollegen, egal, wie sie sich entscheiden 
werden, ob Zustimmung, ob Nein, ob Enthaltung, 
wissen, daß es eine Entscheidung ist, die das Leben 
der Menschen in Bosnien, aber auch das Leben der 
dorthin zu entsendenden deutschen Soldaten unmit- 
telbar betreffen kann. Insofern gehe ich davon aus, 
daß alle, egal, wie sie sich entscheiden, und egal, in 
welcher Fraktion sie in diesem Hause Politik 
machen, ihr Gewissen befragt und sich entsprechend 
entschieden haben. Wir sollten daher aufhören, sozu- 
sagen mit unterschiedlichen Qualitäten von Gewis- 
sensentscheidungen zu argumentieren. Das halte ich 
für nicht angemessen. 

(BeifaU beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD sowie bei 
Abgeordneten der PDS - Zuruf von der 
F.D.P.: Auch nicht von unserer Seite!) 

- Ich sagte bewußt: alle. 

(Ulrich Irmer [F.D.P.]: Auch an die eigene 
Adresse!) 

Die Frage, die heute zur Entscheidung ansteht - 
Beteiligt sich die Bundesrepublik Deutschland an der 
Umsetzung des Friedensvertrags von Dayton mit Ein- 
heiten der Bundeswehr? -, ist für meine Partei, für 
meine Fraktion eine Frage, die wir in aller Öffentlich- 
keit diskutiert haben, die uns zu zerreißen droht. 
Warum? Wir entstammen der Friedensbewegung. 

Wir sind eine gewaltfreie Partei. Diese Wurzeln teilen 
wir gemeinsam. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Und 
was sind wir? - Siegfried Hornung [CDU/ 

CSU]: Sind wir eine Gewaltpartei?) 

- Nein. Wir setzen auf eine gewaltfreie Politik, so wie 
wir sie definieren. Ich respektiere, auch wenn ich 
Ihre Politik nicht teile, Ihre Überzeugung genauso, 
wie Sie meine Überzeugung respektieren sollten. Ich 
denke mir. Sie haben ein Interesse daran, die Grund- 
lage für unsere heutige Entscheidung zur Kenntnis 
zu nehmen. Diese will ich Ihnen zur Kenntnis brin- 
gen. 

Für mich sind diese Wurzeln nach wie vor gültig. 

Nur sind wir in einem echten Grundwertekonflikt: 
auf der einen Seite Gewaltfreiheit als Vision einer 
Welt, in der Konflikte durch Vernunft, durch Recht 
und durch Mehrheitsentscheidungen, durch Verfas- 
sungsstaat und nicht mehr durch nackte Gewalt 
gelöst werden, der Verzicht auf militärische Gewalt, 
das Ziel, Strukturen zu schaffen, damit diese nicht 
mehr notwendig ist; auf der anderen Seite das ver- 
fluchte Dilemma, Menschen zum Überleben nur 
noch durch die Entsendung von Militär helfen zu 
können. Zwischen der Solidarität zum Überleben 
und der Verpflichtung zur Gewaltfreiheit - das ist 
unser Widerspruch auch in dieser Entscheidung. 

Die eindeutige Mehrheit meiner Partei lehnt aus 
grundsätzlichen Gründen, aber auch aus dem Miß- 
trauen gegenüber der Politik, wie sie die Mehrheit 
hier in der Vergangenheit formuliert hat, nach wie 
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(A) vor eine militärische Beteiligung Deutschlands an 
der Umsetzung von Dayton ab. 

Herr Kollege Schäuble, nachdem ich Sie heute 
gehört habe, muß ich Ihnen ehrlich sagen: Wenn ich 
nicht an Srebrenica denken würde, wenn ich nicht 
an die Chance des Friedens denken würde - das, 
was Sie hier heute wieder geboten haben, zerschlägt 
im Grunde genommen jede Gemeinsamkeit. 

(Lebhafter Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der SPD - Beifall bei Abge- 
ordneten der PDS) 

Eines will ich Ihnen sagen, Herr Kollege Schäuble; 
Der Kollege Volmer, die Kollegin Beer, beide in die- 
ser Frage weiß Gott anders positioniert als ich, haben 
beide hier im Deutschen Bundestag den Vorwurf 
„Soldaten sind Mörder" gegenüber der Bundeswehr 
eindeutig zurückgewiesen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD - Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Welche bodenlose Heuchelei ist es, Herr Schäuble, 
wenn Ihre Fraktion - ich rege mich jetzt wirklich auf - 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Ich 
auch! Auch ich rege mich auf!) 

einen ehemaligen Kriegsrichter der Hitler-Wehr- 
macht als Experten zu einer Anhörung einlädt, den 
Vertreter einer mörderischen Justiz! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der SPD) 

(B) 

Dieser Herr Experte Ihrer Fraktion hat nichts zurück- 
zunehmen. Dieser Herr hat nichts zu bereuen. 

Ich will Ihnen einmal etwas sagen: Mir ist diese 
Debatte von beiden Seiten dermaßen zuwider; diese 
Verallgemeinerungen sind mir dermaßen zuwider. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Wer hat 
denn die Schilder hochgehalten?) 

Jodl und Keitel, die Chefs der Wehrmacht, wurden 
als Hauptkriegsverbrecher verurteilt und gehängt. 
Herr Pinochet wurde nie zur Rechenschaft gezogen. 
Ich sage Ihnen: Es gibt und gab Soldaten als Mörder, 
als mörderische Soldateska. Es gab aber auch die 
Soldaten, die die KZs befreit haben: die Soldaten der 
Roten Armee in Auschwitz und genauso die Soldaten 
der Westalliierten in Bergen-Belsen, Dachau und an 
anderen Orten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS - Abg. Dr. Wolfgang Schäuble 
[CDU/CSU] meldet sich zu einer Zwischen- 
frage) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Fischer, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Joseph Fischer (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Nein, ich gestatte keine Zwischenfrage. 
Ich möchte jetzt im Zusammenhang reden. 


Ich sage Ihnen, Herr Kollege Schäuble: Rechtsstaat (C) 
und Demokratie sind die Voraussetzungen dafür, 
daß Soldaten keine Mörder werden. Friedenspolitik 
ist die Verpflichtung auch den Soldaten gegenüber; 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD) 

denn am besten ist es, wenn Soldaten nicht einge- 
setzt werden müssen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Ich habe die Mehrheitsentscheidung meiner Partei 
dargestellt. Ich kann nicht für die Fraktion sprechen, 
sondern nur für die Gruppe, die von dieser Mehr- 
heitsentscheidung abweicht. Der Krieg in Bosnien 
hat uns in diesen Grundwertekonflikt geführt. Ursa- 
che war ein blutiger Nationalismus, ja, ein neuer 
Faschismus, der dort im Entstehen ist. Die Nieder- 
lage des multiethnischen Bosnien betrifft uns alle. 

Ein Stück weit gelebte europäische Realität ist dort 
von einem blutigen Nationalismus und neuem 
Faschismus - durch ethnische Säuberungen, durch 
Massenvergewaltigungen, durch Massenmord - in 
die nationalistische Realität der ethnischen Separie- 
rung, der Trennung, umgesetzt worden. 

Damit komme ich zum schmerzhaftesten Punkt. 

Der Friede von Dayton ist für uns ein bitterer und 
gefährdeter Friede. Er ist bitter, weil sich die Anstif- 
ter der ethnischen Säuberung letztendlich durchzu- pj 
setzen drohen, bitter, weil vieles dafür spricht, daß 
das multiethnische Bosnien der Vergangenheit ange- 
hört. Er ist auch ein gefährdeter Friede. Wir wissen, 
daß die Kräfte, die diesen mörderischen, irrsinnigen 
Nationalismus in Krieg umgesetzt haben, nach wie 
vor das Sagen haben und in Dayton mit am Verhand- 
lungstisch saßen. 

Wir sehen in der Tatsache, daß es nicht die UN 
waren, die diesen Frieden durchsetzen konnten, 
einen großen Rückschritt. Das ist keine Kritik an den 
Blauhelmsoidaten, vor denen ich persönlich großen 
Respekt habe, und an den vielen zivilen Helfern, die 
unter Risiko und unter Einsatz ihres Lebens in Bos- 
nien seit vielen Jahren helfen. Die Mächte sind 
gefragt. Zur Umsetzung der Schutzzonen wurden 
4 300 Soldaten zur Verfügung gestellt; 34 000 waren 
beantragt worden. Das war die Realität. Wir sehen in 
diesem Schritt - weg von der UNO, hin zur NATO - 
einen Schritt zurück. Da unterscheiden wir uns. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Frieden ist ein 
Schritt zurück?) 

Die Überwindung der Trennung nach Kapitel VI 
und VII der UN-Charta ist für uns ein sehr, sehr gro- 
ßes Problem. In der Tat handelt es sich hierbei um 
eine Mischung: Es geht um die Friedensbewahrung, 
um die Umsetzung eines Friedens, der unter Umstän- 
den aber bewaffnet durchgesetzt werden muß. Inso- 
fern ist es eine Ausnahmesituation. 
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Wir halten die Aufhebung des Waffenembargos 
für einen schweren Fehler im Vertrag von Dayton. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN 

und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS) 

Wir halten ohne Wenn und Aber am Parlaments- 
vorbehalt fest. Wenn es zu einer Änderung des Auf- 
trags in Form, Inhalt und Größenordnung kommt, 
muß das Parlament erneut damit befaßt werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD - Ulrich 

Irmer [F.D.P]; Das ist völlig unstreitig, Herr 
Fischer! Wer behauptet etwas anderes?) 

- Ich halte nur die Punkte fest, die für uns wichtig 
sind. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Sie sind nicht 
auf Ihrem Parteitag!) 

Meine Damen und Herren, die zivile Konfliktüber- 
windung, Friedenspolitik in Bosnien, hat für uns jetzt 
unbedingten Vorrang. Der entscheidende Punkt wird 
sein, ob wir dort eine Entfeindung erleben. Das 
Drama ist - an diesem Punkt sind wir uns doch einig 
Wenn dieser Nationalismus, wenn diese Form von 
Zerlegung multiethnischer Gesellschaften mit nack- 
ter Gewalt in Europa erfolgreich wird, dann stehen 
die europäische Identitäts- und damit auch die Frie- 
dens- und Sicherheitsfrage zur Disposition. 

(Dr. Theodor Waigel [CDU/CSU]: Das mer- 
ken Sie jetzt erst?) 

Das ist das Gefährliche an diesem Krieg gewesen 
und bleibt es. 

Deswegen wird die Frage der zivilen Entfeindung, 
des Wieder-zusammenleben-Könnens die entschei- 
dende Frage sein. Hier wünschen wir uns eine füh- 
rende Rolle der Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Ein letzter Appell an Sie, Herr Bundesinnenmi- 
nister, Herr Bundesaußenminister, Herr Bundeskanz- 
ler: Der Friede von Dayton ist ein Friede, ein erzwun- 
gener, ein bitterer, ein gefährdeter Friede. Aber die 
Alternative heißt Krieg. Das ist für uns der Grund, 
warum wir in unserer Gewissensentscheidung als 
einzelne Abgeordnete - die meisten von uns werden 
das zum erstenmal tun - nicht einer Mehrheitsent- 
scheidung unserer Partei folgen. Das ist für uns keine 
Selbstverständhchkeit. 

Wir werden diesem Frieden von Dayton, weil er 
anders nicht umzusetzen ist, auch in seinem militäri- 
schen Teil zustimmen müssen, und wir werden Ihrem 
Antrag zustimmen. 

Eines möchte ich abschließend sagen: Ich bitte Sie, 
überdenken Sie noch einmal Ihre Position bei der 
Rückführung der Flüchtlinge. Ich bitte Sie darum. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 


Auch hier haben wir die Chance, einen breiten Kon- (C) 
sens zu bekommen. Ich möchte Sie, Herr Bundes- 
kanzler, auffordern, daß wir hier zu konkreten, mit 
der Opposition gemeinsam getragenen Vereinbarun- 
gen kommen. Ich denke, das wäre insgesamt im 
Sinne einer breiten Fundierung dieses Friedenspro- 
zesses und des deutschen Beitrags. 

(BeifaU beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zu einer Kurz- 
intervention gebe ich dem Vorsitzenden der CDU/ 
CSU-Fraktion, dem Abgeordneten Schäuble, das 
Wort. 


Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine Damen und Herren! Herr Kollege 
Fischer, ich habe in meiner Rede aus Anlaß der 
Debatte darum gebeten, daß sich in Zukunft keine 
Partei, die mit einer Fraktion in diesem Hause vertre- 
ten ist, an der Organisation einer Veranstaltung 
beteiligen möge, wie es Ihre Partei am 26. Oktober 
getan hat, als sie die Gegenveranstaltung organisiert 
hat, aus der heraus die Soldaten der Bundeswehr als 
Mörder beschimpft worden sind. 

Das war meine Bitte, nicht mehr und nicht weni- 
ger. Sie haben die Frage und die Bitte, die darin zum 
Ausdruck kommt, nicht beantwortet. 


(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P.) 


(D) 


Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Fischer, Sie können dazu noch Stellung nehmen. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Ich habe alles, was zu 
sagen war, dazu gesagt!) 

Ich erteile dem Abgeordneten Paul Breuer das 
Wort. 


Paul Breuer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Im Sommer 1993 hatte ich Gele- 
genheit, in der Konfliktregion des ehemaligen Jugo- 
slawien zu sein. Ich erinnere mich sehr genau, an 
einem Sommertag auf einem Friedhof in der Stadt 
Osijek in Kroatien gewesen zu sein. Auf diesem 
Friedhof sah ich an einem Sonntag nachmittag junge 
Frauen, die mit kleinen Kindern an den Gräbern 
ihrer gerade gefallenen Männer ihre Trauer zum 
Ausdruck brachten. 

Ich habe mich an dieses Bild erinnert, als wir die 
Meldungen aus Srebrenica hören und sehen mußten. 
Ich habe mich wie viele in unserem Lande gefragt: 
Ist es eigentlich nicht so, daß wir uns in den letzten 
Jahren manchmal ein Bild im Hinblick auf unser 
eigenes Handeln zurechtgelegt haben, das uns die 
Möglichkeit gab - das ist auch nicht unbegründet -, 
draußen zu bleiben? Ich denke, daß in dieser Debatte 
heute vieles von dem deutlich geworden ist. Das ist 
der emotionale Aspekt des Ganzen. 
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Dann kommt der moralische Aspekt. Viele Redner 
haben heute gesagt: Es ist nicht höhere Moral, dann, 
wenn Gewalt an Menschen nicht abgewehrt werden 
kann, nichts zu tun, eine pazifistische Position einzu- 
nehmen. 

Wer Gewaltlosigkeit für wichtiger hält als alles 
andere, der mißachtet andere Werte. Er mißachtet 
die Werte von Freiheit und Solidarität und die Ver- 
pflichtung, Menschen in Not zu retten. Diesem mora- 
lischen Aspekt tragen wir heute Rechnung. 

Aber das allein reicht immer noch nicht aus, meine 
ich. Wir tragen auch eine moralische Verpflichtung 
für unsere Soldaten, die wir in diesen Konflikt hinein- 
schicken, und ihre Familien. 

Das Empfinden von Schmerz, von Mitleid mit den 
geschundenen Menschen der Region - das ist die 
eine Seite, der moralische Aspekt; er gehört dazu. 
Aber die moralische Verantwortung für die deut- 
schen Soldaten, die wir in dieses Konfliktgebiet hin- 
einschicken, gehört mit dazu. 

Es stellt sich auch die Frage: Können wir das im 
Hinblick auf ihre Ausbildung, im Hinblick auf ihre 
Ausrüstung verantworten? Ich habe durch eigene 
Inaugenscheinnahme den festen und sicheren Ein- 
druck gewonnen, daß wir die Verantwortung dafür, 
deutsche Soldaten in das Konfliktgebiet zu schicken, 
auf Grund von Ausrüstung, Auftrag und Ausbildung 
übernehmen können und tragen können. Das 
möchte ich heute sagen. 

Aber ich möchte auch sagen, daß der Auftrag, den 
die deutschen Soldaten ausführen, nicht ungefähr- 
lich ist. Der Streit darüber, ob das ein Kampfeinsatz 
oder kein Kampfeinsatz ist, ist leider eine Ablenkung 
von dem, was wirklich festgestellt werden muß. 
Rechtlich gesehen ist das ein Einsatz nach Kapitel VII 
der UN-Charta. Es ist, rechtlich gesehen, ein Kampf- 
einsatz. Vom direkten Auftrag her ist das ein Einsatz, 
der Kampftruppen unterstützt, militärisch betrachtet. 

Aber egal, ob gekämpft werden muß oder unter- 
stützt wird: Es dient der Friedenssicherung in dem 
Land, in dem Friedenssicherung in der Vergangen- 
heit mit anderen Mitteln leider nicht möglich war. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Der Streit darüber offenbart natürlich auch etwas 
anderes: Er offenbart, daß zum Teil nicht ganz klar 
ist, daß unsere Verbündeten oder andere Partner in 
dieser Mission andere militärische Aufträge unter 
dem gleichen rechtlichen Dach haben und mögli- 
cherweise in die Gefahr kommen, sehr wohl kämp- 
fen zu müssen. 

Wir können uns nicht moralisch von denjenigen 
abheben wollen, die dies letztlich auch für uns tun 
müssen. Es wäre verwerflich, so etwas zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich sage noch ein weiteres: Das wäre verwerflich 
auch im Hinblick auf die Erfahrungen der jüngeren 
deutschen Geschichte, 

Der Kompaß unseres Handelns ist nicht nur emo- 
tional, er ist nicht nur moralisch, vielmehr ist er auch 


der Kompaß der Frage der Orientierung der deut- (C) 
sehen Außenpolitik. Die deutsche Außenpolitik der 
Nachkriegszeit war völlig klar auf zwei Begriffe aus- 
gerichtet, nämlich auf Integration und auf Koopera- 
tion. Es war die Integration in das westliche Bündnis, 
und von dort aus bestand die Möglichkeit der Koope- 
ration mit all denjenigen, die dazu bereit waren, die 
demokratischen Werte des westlichen Abendlandes 
zu teilen. Dieser Kompaß hat dazu geführt, daß die 
Entscheidung, die heute getroffen werden muß, letzt- 
lich in einem politischen Entscheidungsprozeß zu- 
stande gekommen ist. 

Herr Fischer, daß Sie so, wie Sie es eben getan 
haben, hier auftreten und den Kollegen Schäuble in 
einer Art und Weise angreifen, die völlig unverständ- 
lich ist, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

beweist letztlich, daß Sie sich, um die großen Risse in 
Ihrer Fraktion und Partei zu überdecken, einen Papp- 
kameraden suchen - ob er geeignet ist, oder nicht. 

Das ist der Punkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Breuer, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle- 
gen Urbaniak? 


Paul Breuer (CDU/CSU): Bitte schön. 


(Bernd Reuter [SPD]: Schäuble ist kein 
Pappkamerad!) 


Hans-Eberhard Urbaniak (SPD): Herr Kollege, kön- 
nen Sie einmal klarstellen, was denn jetzt eigentlich 
gilt: das, was Herr Naumann, oder das, was Herr 
Rühe gesagt hat? Denn der Verteidigungsminister 
sagt, dies sei kein Kampf einsatz, während Sie unent- 
wegt davon sprechen. Ich möchte jetzt Klarheit 
haben: Was ist es für ein Einsatz? Für mich ist es ein 
Einsatz zur Friedenssicherung. 


Paul Breuer (CDU/CSU): Wir stellen fest: Erstens 
ist es ein Einsatz zur Friedenssicherung, zweitens ist 
es rechtlich gesehen ein Kampfeinsatz nach Kapitel 
VII der UN-Charta, und drittens ist es, was den deut- 
schen militärischen Auftrag angeht, 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Darum 
geht es doch nur!) 

nicht der Einsatz von Kampftruppen. Ich denke, wir 
sollten uns gemeinsam darum bemühen, nicht zur 
weiteren Begriffsverwirrung beizutragen, sondern 
völlig klarzustellen, daß das, was Deutschland bei- 
trägt, ein Beitrag zur Friedenssicherung ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Aber der Streit, Herr Kollege, hat etwas damit zu 
tun, daß in Deutschland in den letzten Jahren in 
unterschiedlicher Art und Weise gewertet worden ist. 
Es ist zum Teil so getan worden, als ob der kämp- 
fende Einsatz unserer Verbündeten im Bereich des 
ehemaligen Jugoslawien, der eindeutig ein Kampf- 
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(A) einsatz gewesen ist, moralisch verwerflich wäre. Man 
kann nicht zulassen, daß eine solche Diskussion statt- 
findet. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Der Einsatz der Bundeswehr mit 4 000 Soldaten im 
Gebiet des ehemaligen Jugoslawien ist der umfang- 
reichste Einsatz, den Soldaten der Bundesrepubhk 
Deutschland bisher durchführen mußten. Es ist ein 
Einsatz, der die Bundeswehr fordert, und es ist ein 
Einsatz, der die Familien der Soldaten hier in der 
Heimat genauso fordern wird. Ich denke, daß wir 
heute gemeinsam festhalten sollten, daß wir die 
Familien der Soldaten der Bundeswehr, die wir in 
dieses Kampfgebiet hineinschicken müssen, unter- 
stützen. Wir können sie nicht in der Angst, daß etwas 
passieren könnte, allein lassen. Ich denke, es ist 
wichtig, daß wir in unseren Wahlkreisen, also dort, 
wo diese Familien leben, etwas tun, um ihnen das 
sichere Gefühl zu geben, daß wir sie und ihre Män- 
ner, ihre Brüder, ihre Söhne begleiten 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Nicht nur 
bei den Deutschen!) 

und daß dies Soldaten sind, die im Dienste von Frei- 
heit und Demokratie vor den Grundwerten unseres 
Landes stehen. - Ich nehme den Zwischenruf, Frau 
Kollegin Schulte, gerne auf. Sie sagten: Nicht nur bei 
den Deutschen! Es ist richtig: Auch für die Familien 
der alliierten Soldaten, die in Deutschland statio- 
niert sind, gilt dies. Sie haben das in der Vergangen- 
heit - ich glaube, darüber denken wir genauso - lei- 
der oftmals vermißt. Wenn man mit den alliierten Sol- 

(B) daten, die im Konfliktgebiet eingesetzt gewesen 
sind, und ihren Familien redet, dann stellt man 
manchmal auch ein Stück Verbitterung darüber fest, 
daß ihr Einsatz, der ein Einsatz auch für uns und 
unsere Werte gewesen ist, nicht genügend gewür- 
digt worden ist. Geben wir uns gemeinsam Mühe, 
daß dieser Eindruck in den kommenden Monaten in 
Deutschland nicht entsteht! 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P.) 

Der Antrag der Bundesregierung, der heute an uns 
gestellt wird, ist im Hinblick auf das deutsche Kontin- 
gent in Art, Umfang und Zusammensetzung nach 
meiner festen Überzeugung sorgfältig und verant- 
wortlich gestellt. Der Einsatz ist in einen internatio- 
nalen Friedensprozeß eingebettet. Das ist nicht nur 
das Vertragswerk von Dayton. Es sind die entspre- 
chenden Beschlüsse der NATO-Gremien. Es wird der 
Beschluß des UN-Sicherheitsrates sein. 

Insofern möchte ich Sie, da alle Voraussetzungen, 
die wir uns im Hinblick auf Kriterien auch geben 
müssen, erfüllt sind, herzlich bitten, diesem Antrag 
zuzustimmen. Es ist ein Beschluß, der auch für die 
Zukunft unseres Landes, eingebettet in Frieden und 
Freiheit in Europa, wichtig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile dem 
Kollegen Freimut Duve das Wort. 


Freimut Duve (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolle- (Q 
gen! Sowohl in der deutschen Parlamentsgeschichte, 
in der gesamten Parlamentsgeschichte von deut- 
schen Parlamenten, als auch in der Gesamtheit der 
militärischen Geschichte der Deutschen ist dies ein 
erster und besonderer Tag. Zum erstenmal findet das 
statt, was die deutsche Bundeswehr, seit es sie gibt, 
in ihrer Qualität zu einer völlig anderen Armee 
gemacht hat als irgendeine andere Armee, deren Sol- 
daten deutsche Soldaten waren. Denn wenn es zu 
einer solchen Situation kommt, muß es dieses Parla- 
ment beschließen. Zu dieser Qualität gehört, daß in 
diesem Parlament sehr ernst darüber diskutiert wird. 

Zu dieser Qualität gehört auch, daß es viele Kollegin- 
nen und Kollegen gibt, die für sich sagen: Gerade 
weil ich diese andere Qualität deutscher Soldaten 
sehe, kann ich heute nicht zustimmen. 


Ich glaube, jeder muß dies alles heute wissen, 
denn das ist unsere Geschichte. Ich finde, der Herr 
Bundeskanzler hat das in einer ruhigen Art richtig 
erkennen lassen, anders vielleicht als sein Fraktions- 
vorsitzender. Wir müssen gegeneinander und mitein- 
ander die Art respektieren, wie wir mit diesem Tag 
umgehen. 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 


Darum will ich dem Bundesverteidigungsminister 
danken. Es geht nicht so sehr um eine Wortklauberei: 
Kampfeinsatz oder nicht. Vielmehr geht es darum, 
daß der zivile Verteidigungsminister den Auftrag, die 
Pflicht und das Recht hat, die Definition zu geben, 
und daß er diese auch dem obersten Militär sagen 
können muß und er dann von uns gemeinsam unter- 
stützt wird: Dies ist ein Friedensauftrag, und zu die- 
sem Friedensauftrag gehört die Kampfbereitschaft, 
weil drei in den Kämpfen involvierte Präsidenten um 
andere Soldaten gebeten haben, da sie ihre eigenen 
Soldaten nicht kontrollieren können. Das ist doch der 
Grund. Deren drei Unterschriften besagen: Wir brau- 
chen andere Soldaten, sonst sind die Menschen hier 
nicht zu schützen. 


(D) 


(Beifall bei der SPD, beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und bei der F.D.P.) 

Wir können keine Befehle mehr an unsere Soldaten 
geben, die in jedem Fall auch befolgt werden. Das ist 
doch der entscheidende andere Punkt, weshalb ich 
und viele andere, die Mehrheit meiner Fraktion, 
zustimmen. 


Ich bedanke mich also, daß gestern in Brüssel noch 
einmal die zivile Kontrolle durch den Bundesvertei- 
digungsminister in aller Deutlichkeit zum Ausdruck 
gebracht worden ist. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich komme nun zu den Flüchtlingen. Herr Bundes- 
minister Waigel, Herr Kollege Waigel, Sie haben 
heute einen Antrag zum Thema „Rückkehr der in 
Deutschland befindlichen Flüchtlinge" eingebracht. 
Ich habe verstanden, daß Sie ihn jetzt auf unsere 
Bitte hin an den Ausschuß überweisen. Das finde ich 
gut; denn dann haben wir im Ausschuß die Möglich- 
keit, in dieser Sache endlich das zu tun, was manche 
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(A) von uns seit Wochen immer wieder erbitten: daß 
nämlich eine Arbeitsgruppe der Bundesregierung, 
bestehend aus Vertretern des Innenministeriums, des 
Außenministeriums und des Ministeriums für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit, gebildet wird und das 
Parlament etwas Entsprechendes bildet. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Duve, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Gysi? 

Freimut Duve (SPD): Herr Gysi, ich komme nach- 
her auch noch auf Sie zu sprechen. Aber bitte. 

Dr. Gregor Gysi (PDS): Ich könnte natürlich auch 
solange warten; aber mir geht es um den ersten 
Abschnitt Ihrer Rede, nicht um die Flüchtlingsproble- 
matik, weil ich glaube, daß wir da weitgehend über- 
einstimmende Auffassungen haben. Sie haben hier 
von der zivilen Verantwortung und damit von der 
Verantwortung der Bundesregierung in der gesam- 
ten Phase gesprochen. Ich komme auf das zurück, 
was ich vorhin hinsichtlich des Vertrauens gesagt 
habe, und möchte von Ihnen wirklich wissen: Wieso 
haben Sie ein so uneingeschränktes Vertrauen in die 
politische Führung eines solchen Militäreinsatzes, 
wenn es um die Regierung eines Landes geht, das 
inzwischen die weltweit zweite Stelle beim Waffen- 
export einnimmt? 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 

(B) F.D.P.) 

Sie wissen, Herr Duve, daß der letzte Zweck des 
Exportes von Waffen deren Benutzung in Kriegen 
und Bürgerkriegen ist und daß damit viel verdient 
wird. Glauben Sie wirklich, daß eine Regierung frie- 
denspolitisch glaubwürdig ist, die es zuläßt, daß man 
derartig am Waffenexport verdient, und die zugleich 
bis heute noch nicht bereit war, denjenigen, die nicht 
an den Aggressionen des Zweiten Weltkrieges teil- 
nehmen wollten, also den damaligen Wehrdienstver- 
weigerern und Deserteuren, Gerechtigkeit wider- 
fahren zu lassen? Woher nehmen Sie da Ihr Ver- 
trauen? 


Freimut Duve (SPD): Es geht um parlamentarisches 
Zutrauen, nicht um pauschales Vertrauen. Herr Gysi, 
wir können jetzt über die Zahlen der Rüstungsex- 
porte gerne streiten. Aber wenn wir, von der Volks- 
kammer seinerzeit durchaus mit abgedeckt, in ein 
unerträgliches Rüstungsexportvolumen hineinge- 
rutscht sind, dann hat das sehr viel mit der Auflösung 
eines hochgerüsteten Staates zu tun. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der 
F.D.P. sowie bei Abgeordneten des BÜND- 
NISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Darüber sollte man einmal diskutieren, auch mit dem 
Kollegen und ehemaligen Verteidigungsminister 
Eppelmann. Ich hätte mich auch gefreut, wenn wir 
zu einer anderen Form der Beendigung dieses 


Rüstungspotentials als des damahgen Auftrages zum (C) 
Verkauf gekommen wären. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.] [an die 
PDS gewandt]: Ihre Hinterlassenschaft!) 

Ich möchte zum Problem der Flüchtlinge zurück- 
kommen, Frau Ogata hat ja jetzt bei ihrem Besuch in 
Zagreb noch einmal deutlich gemacht: Die Rückkehr 
der Flüchtlinge kann nur in drei Stufen erfolgen. 
Zunächst einmal müssen für die 1,2 bis 1,3 Millionen 
Menschen, die in Bosnien selbst obdach- und hei- 
matlos sind, Rückkehr- oder zumindest Ansiedlungs- 
chancen geschaffen werden, damit nicht auch sie 
noch das Land verlassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Im Moment ist doch die größte Gefahr, daß die Men- 
schen aus Ermüdung, Verzweiflung und Zukunftslo- 
sigkeit sagen: Ich will jetzt raus. Dies muß jetzt 
gestoppt werden. 

Bei meiner letzten Reise - ich habe das in der letz- 
ten Woche schon einmal angedeutet - bin ich in das 
furchtbare Tal gefahren, wo die Abdic-Flüchtlinge, 
wie man sie verkürzt nennt, leben. Dort bot sich mir 
eine grauenvolle Situation: Menschen, Kinder, junge 
Menschen sind in einem engen Tal eingeschlossen. 

Man spürt: Sie wollen nicht in ihre Häuser zurück, 
die nur etwa 8 Kilometer von dem Ort entfernt sind, 
wo sie jetzt in Hütten und Zelten leben. Viele hoffen, 
daß sie ganz woanders hinkommen, vielleicht nach 
Deutschland. Das Problem der Abdic-Flüchtlinge zu 
lösen - hier herrscht eine tragische Situation, die 
viele auch verführt, gegen die eigenen Leute zu 
kämpfen - wird viel Zeit kosten. 

Die zweite Stufe wird sein, den Menschen aus Bos- 
nien, aber auch aus Serbien eine Chance zur Rück- 
kehr in die Krajina zu geben. Es ist sehr bedrückend, 
zu sehen, wie die ersten, die sich jetzt aus Serbien in 
die Krajina zurückgeschmuggelt haben - so muß 
man es fast nennen-, dort behandelt werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

In der „Welt" konnte man einen Artikel darüber 
lesen, wie bedrohlich die Situation ist. Diese Dinge 
bezüglich der Rückkehr müssen also geregelt wer- 
den. 

Dritter Punkt. Ich schlage vor, daß wir eine Arbeits- 
gruppe bilden und uns vor allen Dingen mit den 
Bundesländern zusammensetzen, vielleicht auch mit 
Sprechern der Flüchtlinge - das geht in einigen Städ- 
ten schon -, um die sorgsame Rückkehr, möglicher- 
weise aber auch die Ausbildung einiger von ihnen zu 
organisieren, um zu dem Wiederaufbauprozeß bei- 
tragen zu können. Da gibt es viele Möglichkeiten. Es 
darf nicht sein, daß sie von allem ausgeschlossen 
sind, auch was die Ausbildung anbetrifft, wenn sie 
keinen Schnellkurs für die Erlernung eines Hand- 
werks, das sie gern ausüben möchten, machen kön- 
nen. Wir müssen uns in diesen Wintermonaten 
zusammensetzen . 

Herr Gysi, ich will zum Schluß noch etwas zu 
Ihnen sagen. Sie haben den Kollegen Fischer wegen 
des Begriffs „Völkermord" sehr kritisiert. Ich muß 
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(A) sagen: Durch die Art, wie Sie das getan haben, wird 
sichtbar, daß Sie die Völkermordkonvention und den 
eigentlichen Auftrag von Nürnberg nicht kennen aus 
dem heraus die Völkermordkonvention 1948 formu- 
liert worden ist. Er lautet: Wenn dies anfängt, wollen 
wir Stopp sagen, nicht erst, wenn wir feststellen, daß 
der Völkermord vollzogen worden ist. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der F.D.P.) 

Darum will ich heute, nachdem wir drei Jahre lang 
darüber diskutiert haben, die Definition von Völker- 
mord vorlesen, Herr Kollege: 

Wer in der Absicht, eine nationale, rassische, reli- 
giöse oder durch ihr Volkstum bestimmte Gruppe 
als solche ganz oder teilweise zu zerstören, Mit- 
glieder der Gruppe tötet, Mitgliedern der Gruppe 
schwere körperliche oder seelische Schäden . . . 
zufügt, die Gruppe unter Lebensbedingungen 
stellt, die geeignet sind, deren körperliche Zerstö- 
rung ganz oder teilweise herbeizuführen, Maßre- 
geln verhängt, die Geburten innerhalb der Grup- 
pe verhindern sollen, Kinder der Gruppe in eine 
andere Gruppe gewaltsam überführt, 

begeht Völkermord und bekommt nach § 220 a unse- 
res Strafgesetzbuches, den ich gerade vorgelesen 
habe und der mit der Völkermordkonvention wort- 
gleich ist, lebenslänglich. 

Alle Tatbestände, die ich eben vorgelesen habe, 
sind in Bosnien erfüllt worden. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der F.D.P.) 

Beweise für diese Tatbestände liegen vor. Darum war 
es richtig, diesen Begriff im Sinne der UNO-Konven- 
tion und des Strafrechts fast aller Staaten der Welt 
anzuwenden. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS]: Wie ist es in Kam- 
bodscha, in Afghanistan?) 

- Genau, das fällt immer unter Völkermord. Sie wol- 
len nur aus polemischen und dialektischen Gründen 
sagen: Wie ist es in Kambodscha? Da ist es auch Völ- 
kermord. Dann aber ist dies auch in Bosnien der Fall 
gewesen. Sie sollen nicht glauben, daß Sie, wenn Sie 
den Umkehrschluß ziehen, immer rhetorisch gut her- 
auskommen. 

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile dem 
Abgeordneten Dr. Friedbert Pflüger das Wort. 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich finde es wichtig und 
notwendig, daß wir sachlich miteinander umgehen. 
Aber diese Sachlichkeit darf natürlich nicht dazu füh- 
ren, daß dann alle Konfliktlinien einfach verwischt 
werden. Deshalb glaube ich schon, daß das, was der 
Kollege Schäuble heute vormittag im Blick auf die 


Grünen und das Zitat „Soldaten sind Mörder" getan (C) 
hat, richtig und notwendig gewesen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P. - Brigitte Schulte 
[Hameln] [SPD]: Völlig unangebracht!) 

Wir brauchen gar nicht unbedingt auf die Veranstal- 
tung am 26. Oktober - eine beschämende Veranstal- 
tung -, sondern nur auf den Parteitag der Grünen 
vom letzten Wochenende zu gucken, auf dem ganz 
am Anfang eine Truppe von 15 Leuten mit Schildern 
„Soldaten sind Mörder" in den Parteitag hineinkam 
und das Präsidium dann gesagt hat: Ihr habt für 
diese Demonstration zwei Minuten. Also ist doch 
diese Art der Demonstration offenbar von der Partei- 
führung genehmigt worden. Aus dieser Sache kön- 
nen Sie sich doch nicht herausreden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P.) 

Aber wir nehmen zur Kenntnis, daß der Abgeord- 
nete Fischer und seine Mitstreiter nichts von diesem 
Zitat halten. Das ist schon ein Fortschritt; man ist ja in 
letzter Zeit bescheiden geworden. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Dr. Antje Voll- 
mer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Arrogant 
ist man geworden!) 

Es ist sowieso schon etwas verwunderlich: Ich 
bestreite niemandem, daß es für ihn schwer ist, und 
ich streite auch nicht ab, daß viele von Ihnen in 
Gewissensnöten sind und einen bestimmten Weg 
gegangen sind. Aber warum Sie eigentlich einen 
Bonus für neue Erkenntnisse, die meine Fraktion pj 
schon vor Jahren und Jahrzehnten gehabt hat und 
für die sie uns beschimpft haben, beanspruchen, das 
habe ich bis heute nicht verstanden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P.) 

Völlig richtig ist, was der Kollege Fischer gesagt 
hat: daß das Schweigen der Waffen noch keinen Frie- 
den bedeutet, daß es jetzt darauf ankommt, die Ent- 
feindung vorzunehmen und daß das Militär dafür nur 
die Voraussetzungen, den Rahmen schaffen kann. 

Der Frieden selbst muß natürlich von innen wachsen. 

Das ist völlig unbestritten. 

Wenn uns die Kollegin Nickels sagt, wir würden 
ziviles Engagement nicht wertschätzen, dann kann 
ich nur feststellen: Das Gegenteil ist der Fall. Gestern 
hat es im Katholischen Büro in Bonn ein Gespräch 
zwischen den Vertretern aller Fraktionen und Vertre- 
tern der Kirchen und Nichtregierungsorganisationen 
gegeben, mit dem Ziel, einen zivilen Friedensdienst, 
einen koordinierten Fachdienst im ehemaligen Jugo- 
slawien aufzubauen, der helfen soll, verfeindete Eth- 
nien und Religionen wieder zusammenzuführen. Wir 
tun also etwas auf diesem Gebiet, und das ist drin- 
gend erforderlich. Das müssen wir alle gemeinsam in 
diesem Haus machen und uns nicht darüber streiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der SPD) 

Dann hat die Frau Kollegin Nickels gesagt, wir 
würden Gewaltfreiheit und Pazifismus geringschät- 
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(A) zen. Auch das ist nicht wahr, Kollegin Nickels. Ich 
glaube nur, daß man hier zwischen einer individual- 
ethischen Position und der Sozialethik unterscheiden 
muß. Der einzelne kann sagen; Ich will keine Waffe 
in die Hand nehmen; ich will mich dem Ganzen ent- 
ziehen. Wir haben das immer respektiert. Es steht 
sogar in unserer Verfassung, daß einer, der wirklich 
Pazifist ist, natürlich geschützt werden muß. Der ein- 
zelne kann also den Dienst an der Waffe verweigern. 
Aber der Staat kann doch nicht die Verteidigung von 
Freiheit und Menschenrechten verweigern. Das ist 
der entscheidende Unterschied, den ich Sie zu ver- 
stehen bitte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Pflüger, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abge- 
ordneten Nickels? 


Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Bitte. 

Christa Nickels (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Pflüger, würden Sie mir zugestehen, daß 
gewaltfreie Optionen nicht als individualethische 
Einzelmeinungen denunziert werden dürfen, son- 
dern endlich in ihrer strategischen Bedeutung für 
Friedensschaffung und Friedenssicherung anerkannt 
werden müssen? 

Zweitens. Ich begrüße, was Sie da sagten. Mir als 
(B) Pax-Christi-Mitglied ist dieser Kontakt im Katholi- 
schen Büro bekannt. Endlich ist er zustande gekom- 
men. Die Einbringung eines Gesetzes über den zivi- 
len Friedensdienst in den Bundestag ist absolut 
nötig. Ich möchte Sie fragen, ob Sie bereit sind, in 
Ihrer Fraktion alles dafür zu tun, daß wir das späte- 
stens im nächsten Jahr im Bundestag beschließen 
können. Dann hätten wir in diesem Bereich endlich 
einmal etwas Handfestes auf den Weg gebracht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Frau Kollegin, 
Sie sind Mitglied von Pax Christi. Dann werden Sie 
wahrscheinlich auch die Erklärung des Vorstandes 
von Pax Christi vom August gelesen haben, in der 
gesagt worden ist: Wir halten daher um der Glaub- 
würdigkeit unseres Friedenswillens ein künftiges 
militärisches Eingreifen dann für gerechtfertigt, 
wenn, wie im Fall von Srebrenica, Menschen in uner- 
träglichem Maße schutzlos der Gewalt von Aggresso- 
ren ausgeliefert sind. - Das ist genau richtig. Das ist 
ein wichtiger Denkprozeß, den Pax Christi mitge- 
macht hat. Wir wollen nicht gewaltfrei schaffende 
Leute, die sich dort engagieren, die wir alle in unse- 
ren Wahlkreisen haben, diffamieren. Es ist großartig, 
daß sie sich dort engagieren, und wir danken ihnen 
dafür. Aber das wird doch jetzt dadurch leichter, daß 
die Friedensmission dort eingreift und den Men- 
schen hilft, daß sie ihre zivilen Aufgaben wahrneh- 
men können, ohne daß ihnen Bomben auf den Kopf 


fallen. Darüber sollten wir uns doch beide gemein- (C) 
sam freuen, anstatt uns das gegenseitig vorzuwerfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Pflüger, 
gestatten Sie eine zweite Frage von Frau Nickels? 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Nein. Ich 
möchte jetzt fortfahren, Frau Kollegin. Ich bitte um 
Verständnis. 

Es hat meines Erachtens nichts mit Moral zu tun, 
und es hat vor allen Dingen nichts mit höherer Moral 
zu tun, wenn Menschen, die vom Völkermord 
bedroht werden, die Hilfe verweigert wird. 

Wir wissen aber sehr gut, daß der militärische Ein- 
satz nicht das Ziel, sondern nun der Rahmen ist. Das 
Ziel liegt im Aufbau von Strukturen eines friedli- 
chen Zusammenlebens. Das haben wir nicht erst seit 
kurzem begriffen, sondern das ist die Politik dieser 
Bundesregierung von Anfang an. Es sind fast 
1 Milliarde DM in bilaterale und europäische Hilfe 
geflossen, die wir an das ehemalige Jugoslawien 
geben. Wir haben die UN-Friedenstruppen unter- 
stützt. Wir haben Herrn Koschnick bei seiner Mission 
in Mostar unterstützt. Hier ist doch unendlich viel 
gemacht worden, was mit Militär überhaupt nichts 
zu tun hat. 

Bei dieser Gelegenheit darf ich ein Wort zu dem 
sagen, was der Kollege Gysi und der Kollege Duve 
miteinander ausgetragen haben. Wir haben unter 
anderem auch etwa 330 Schützenpanzer und noch 
mehr, nämlich 450 schwere Lkws an die UN-Einhei- 
ten im ehemaligen Jugoslawien abgegeben, kosten- 
los. Das Friedensinstitut SIPRI hat aber dafür einen 
Betrag von 40 Prozent des Neuwertes angerechnet. 

Auf diese Weise, Herr Kollege Gysi, kommen solche 
Rechnungen zustande, nach denen die Bundesrepu- 
blik Deutschland auf Platz 2 der Hitliste bei den Waf- 
fenexporten steht. Diese Zahlen haben nichts mit der 
Wirklichkeit zu tun, überhaupt nichts. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 

sowie bei Abgeordneten der SPD - Günther 

Friedrich Nolting [F.D.P.]: Das stimmt! Das 
Schlimme ist: Er weiß das!) 

Es ist ein Märchen, daß Deutschland die Dritte Welt 
mit Waffen überschwämmen würde. Wahr ist, daß 
98 Prozent unserer Rüstungsexporte in NATO-Län- 
der und in skandinavische Länder gehen. Das hat mit 
all dem, was Sie hier als Fata Morgana aufbauen, 
absolut nichts zu tun, Herr Kollege Gysi. Das muß in 
diesem Hause endlich einmal gesagt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Was wir abgeben, ist doch in erster Linie NVA- 
Material. Das wissen Sie doch auch. Das ist das Erbe, 
das wir übernommen haben, das es jetzt zu verwal- 
ten gilt. Daher kommen diese Zahlen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 
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(A) Wir haben uns an die Politik des „Frieden schaffen 
mit immer weniger Waffen" gehalten. Wir sind die 
Partei, die abgerüstet hat, mehr als jemals zuvor 
abgerüstet worden ist. Wir sind nämlich nicht der 
zweitgrößte Waffenexporteur, sondern wir sind der 
größte Waffenvernichter in der Welt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir haben nämlich seit 1992 fast 1 Milliarde DM aus- 
gegeben, um altes NVA-Material zu verschrotten. 
Wir sind das Land, das als erstes in Europa die Ver- 
einbarungen des KSE -Vertrages, dem im Jahre 1990 
22 Nationen beigetreten sind, erfüllt und 8 600 
Systeme verschrottet hat. Wir sind es, die einen Ver- 
zicht auf ABC-Waffen für alle Zeiten erklärt haben. 
Wir hatten nach der Wiedervereinigung 700 000 Sol- 
daten unter Waffen, heute sind es 340 000. Der Ver- 
teidigungshaushalt betrug 1975 ein Fünftel des 
Gesamthaushaltes. Heute beträgt er ein Zehntel. Wir 
haben in den letzten Jahren auf allen Gebieten abge- 
rüstet. Das sollten Sie zur Kenntnis nehmen und 
nicht ein gegenteiliges Märchen in diesem Raum ver- 
breiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir haben wahrlich in diesem Moment keine leichte 
Finanzlage. Trotzdem ist es - ich betone es - den 
Haushältern aller Parteien gelungen, zusammen mit 
dem Unterausschuß Abrüstung dafür zu sorgen, daß 
die Mittel für Minenräumen im Haushalt von 3 auf 
13 Millionen DM erhöht werden. 

(Beifall des Abg. Eckart Kuhlwein [SPD]) 

Ich finde, das ist eine Leistung, die man nicht 
geringschätzen sollte, auch eine Leistung dieses Par- 
lamentes. Aber bitte verzichten Sie in Zukunft dar- 
auf, draußen im Lande, dort, wo es Ihnen gefällt, den 
Eindruck zu vermitteln, als würde hier nur aufgerü- 
stet. Das Gegenteil ist doch der Fall, Herr Gysi. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es gibt keine Militarisierung von Staat und Gesell- 
schaft in der Bundesrepublik Deutschland. Es gibt 
sie nicht. Die Daytoner Vereinbarung ist ein weiterer 
Beweis dafür. Was nämlich in der Diskussion bisher 
völlig untergegangen ist, ist die Tatsache, der auch 
Herr Kollege Fischer nicht gerecht geworden ist: Sie 
haben vom Waffenembargo gesprochen und sich 
dagegen ausgesprochen, daß es aufgegeben wird. 
Herr Kollege Fischer, Sie haben aber verschwiegen, 
daß dieses Waffenembargo nicht „einfach so" aufge- 
hoben wird. Vielmehr wird das in ganz konkrete 
rüstungskontrollpolitische Maßnahmen eingebettet, 
in ganz konkrete Obergrenzen, die vereinbart wur- 
den. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Wir hoffen, daß das funktio- 
niert!) 

Das ist im übrigen ein Erfolg dieser Bundesregie- 
rung, die die Abrüstungsvereinbarungen in Dayton 
durchgesetzt hat. Auch das muß hier auf den Tisch; 
denn auch das trägt zu der Politik bei: Frieden schaf- 


fen mit immer weniger Waffen. - Dieses Versprechen (C) 
hat die CDU/CSU/FD.P.-Koalition eingehalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich komme zum Schluß und möchte auf etwas hin- 
weisen, was keineswegs selbstverständlich war, 
nämlich daß zum Beispiel auch die Evangelische Kir- 
che in Deutschland in den letzten Jahren einen 
gewaltigen Diskussionsprozeß geführt und jetzt auf 
ihrer Friedenssynode sehr wichtige Beschlüsse 
gefaßt hat. Der Präsident des Rates der EKD, Bischof 
Engelhardt, hat am 10. November in Friedrichshafen 
folgendes gesagt: 

Inzwischen zeichnet sich ab, daß der Einsatz mili- 
tärischer Gewalt die Verantwortlichen in Bosnien 
verhandlungsbereiter gemacht und damit die 
Menschen im ehemaligen Jugoslawien dem Frie- 
den einen Schritt nähergebracht hat. Ich halte die 
vom Bundestag getroffene Entscheidung für rich- 
tig. Was friedensethisch und friedenspolitisch für 
die anderen Staaten der Vereinten Nationen gilt, 
gilt auch für Deutschland. 

Nichts anderes wollen wir. Wir wollen keine Muskel- 
spiele; wir wollen keine Großmachtgefühle, keine 
Kanonenpolitik, sondern wir wollen ganz bescheiden 
und ohne Hurra unseren Beitrag leisten - nicht mehr 
und nicht weniger. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Es liegen die 
Wünsche nach zwei Kurzinterventionen vor, und 
zwar vom Kollegen Gysi und vom Kollegen Schulz. 

Herr Gysi, Sie haben das Wort zu einer Kurzinter- 
vention. 

Dr. Gregor Gysi (PDS): Herr Präsident! Herr Kol- 
lege Pflüger und Herr Kollege Duve, Sie haben mir 
erstens Unehrlichkeit im Zusammenhang mit dem 
Vorwurf des Waffenexports vorgeworfen. 

(Zurufe von der F.D.P.: Mit Recht!) 

Darf ich zunächst darauf hinweisen, daß Platz zwei in 
der Rangfolge der Rüstungsexporteure nicht eine 
Frage des eingenommenen Geldes, sondern der 
Menge der exportierten Rüstungsgüter ist. Das hängt 
nicht davon ab, welche Preise für Rüstungsgüter ver- 
langt werden. 

Und zweitens erklären Sie jetzt schon seit Jahren, 
daß die ehemaligen NVA-Waffen die Ursache dafür 
sind, daß Deutschland beim Waffenexport in der 
„Hitliste" einen so hohen Rang einnimmt. Ich darf 
Sie darauf hinweisen: Als die Sowjets nach der 
Wende die MiGs abholen wollten, hat diese Bundes- 
regierung dagegen protestiert, weil sie die selber 
unbedingt haben wollte. Ich darf ferner darauf hin- 
weisen, daß es auch die Möglichkeit der Konversion 
gibt. Nirgendwo steht geschrieben, daß übernom- 
mene Waffen exportiert werden müssen. Man kann 
sie auch vernichten. 

(Beifall bei der PDS) 
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(A) Sie haben gesagt, in Wirklichkeit werde abgerüstet 
und nicht aufgerüstet. Ihre eigene Regierung spricht 
von Umrüstung, Stichwort „Eurofighter''. Das ist 
etwas anderes als Abrüsten. 

Was die Waffenexporte, die Zielländer betrifft; Ist 
denn wirklich schon vergessen, welche Firmen mit 
die Voraussetzung dafür geschaffen haben, daß in 
Libyen chemische Waffen gebaut werden konnten? 
Welche Firmen das im Irak mit ermöglicht haben? Ist 
das alles schon vergessen, was wir hier im Parlament 
erörtert haben? Mit welchen Waffen wird in der Tür- 
kei auf Kurden geschossen? Ist das auch schon ver- 
gessen? 

Ich habe - das ist richtig, Herr Duve - vor dem 
inflationären Gebrauch des Begriffes „Völkermord" 
gewarnt.. Ich habe aber in diesem Zusammenhang 
auf etwas ganz anderes hingewiesen: Völkermord 
findet zum Beispiel auch in Afghanistan statt. Das 
bestreiten Sie nicht und sagen, es sei rhetorisch, 
einen Umkehrschluß zu ziehen. Darum geht es mir 
nicht. Wenn man rein moralisch diesen Militäreinsatz 
mit Völkermord und der Verletzung von Menschen- 
rechten begründet, dann entsteht doch die Frage: 
Warum hier, und warum woanders nicht? Wenigstens 
von Ihnen hätte ich erwartet, daß Sie dann ehrlicher- 
weise sagen, daß es in dem einen Fall nationale poli- 
tische und ökonomische Interessen gibt und in dem 
anderen nicht. Dann ist es aber eben keine Frage der 
Moral mehr, sondern der eigenen Interessenpolitik. 
Das ist es, was ich kritisiert habe. 

(Beifall bei der PDS) 


(B) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Schulz, Ihre Kurzintervention, bitte. 


Werner Schulz (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN): Herr Pflüger, Sie haben erneut den Eindruck 
erweckt, als stehe meine Partei, die Bündnisgrünen, 
voll und ganz hinter diesem historisch verbrieften 
Tucholsky-Zitat, wonach Soldaten Mörder seien. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Teile! 
Teile! Das ist schon zuviel!) 

Ich muß hier deutlich sagen: Ich bedauere, daß auf 
unserem Parteitag Transparente mit diesen Zitaten 
hochgehalten worden sind 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P.) 

und daß damit ein aktueller Bezug geschaffen wor- 
den ist. Ich bedauere noch viel mehr, daß niemand 
dort den Mut hatte, dem offiziell zu widersprechen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist der 
Punkt!) 

so daß es so aussah, als sei das eine kulturelle Rah- 
menveranstaltung gewesen. Ich bedauere auch, daß 
diese jungen Leute nicht früher den Mut hatten, ein 
solches Schild den NVA-Grenzsoldaten vor Augen 
zu halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 


Das wäre möglich gewesen. Ich bin froh, daß sie (C) 
nicht den Mut hatten, eine solche „Provokation" auf 
dem Bahnhof von Wünsdorf den Soldaten der Roten 
Armee vor Augen zu führen. Die hätten sich das 
nicht gefallen lassen. Uns allen ist doch bewußt, daß 
Deutschland befreit worden ist. 

(Widerspruch bei der PDS) 

Zumindest wußten wir das vor vielen Monaten noch. 
Daraus ergibt sich auch das Recht und die Pflicht, 
andere zu befreien oder anderen Freiheit zu bringen. 
Darum geht es in diesem Falle - den Frieden zu sta- 
bilisieren. 

Ich bitte Sie, Herr Schäuble, gleichzeitig: Nehmen 
Sie die polemische Schärfe aus dieser Debatte,* sie ist 
dieser Sache nicht angemessen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der SPD) 

Sie sollten daraus kein parteipolitisches Kapital 
schlagen! Das muß ich hier noch einmal deutlich 
sagen. 

Leuten wie mir fällt es außerordentlich schwer, sich 
in dieser Frage zu einer Entscheidung durchzurin- 
gen. Ich habe den Dienst mit der Waffe verweigert, 
weil ich keiner Armee angehören wollte, die meine 
Hoffnung auf einen demokratischen Sozialismus in 
einem Nachbarland zerschlagen hat. Das war der 
Grund, warum ich diese Armee gemieden habe. 

Ich meine, daß die Bundeswehr einen sehr verant- 
wortungsvollen Auftrag hat. Ich kann ihm trotz all 
der Risiken, die bestehen, zustimmen, weil ich die (D) 
Hoffnung habe, daß im früheren Jugoslawien Frie- 
den entstehen kann, und weil ich davon überzeugt 
bin, daß es wahrscheinlich nur auf diese Art und 
Weise geht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

bei der CDU/CSU und der SPD sowie bei 
Abgeordneten der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Pflüger, bitte. 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Herr Kollege 
Schulz, ich glaube, jeder von uns nimmt Ihnen Ihr 
persönliches Bekenntnis ab. Wir freuen uns darüber, 
daß Sie diese Aktion klar abgelehnt haben. Sie müs- 
sen nur verstehen: Es hat nichts mit dem Versuch zu 
tun, aus diesem Vorgang parteipolitisch Kapital 
schlagen zu wollen, 

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN: Auch, auch!) 

sondern es hat etwas damit zu tun, daß Meinungsun- 
terschiede, die es gibt, auch offen angesprochen wer- 
den müssen. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Friedbert, es reicht!) 

Ihre Partei hat so bisher nicht geredet. Die Worte, die 
Sie gerade ausgesprochen haben, hätten auch 
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(A) Joschka Fischer in dieser Debatte sehr gut angestan- 
den. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile das 
Wort dem Abgeordneten Günter Verheugen. 

Günter Verheugen (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der Auftrag, den 
wir heute der Bundeswehr erteilen wollen, ist in mei- 
nen Augen Ausdruck des Vertrauens in unsere Bun- 
deswehr, Ausdruck des Vertrauens, daß die Solda- 
ten, die in diesen Einsatz geschickt werden, zeigen 
werden, daß es heute eine ganz andere deutsche 
Armee ist, die auf ehemals jugoslawischem Boden 
zum Einsatz kommt. Die politische Verantwortung 
für diesen Einsatz liegt bei uns. Aber die Verantwor- 
tung dafür, daß sich dabei auch manifestiert, daß hier 
ein anderes Deutschland tätig wird, ein Deutschland, 
das aus seiner Geschichte gelernt hat, liegt auch bei 
den Soldaten, die in diesen Einsatz geschickt wer- 
den. Wir haben das Vertrauen, daß unsere Soldaten 
ihren Auftrag in diesem Geist erfüllen werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich fand es nicht angemessen, daß in dieser 
Debatte das sehr differenzierte und schwierige Urteil 
des Verfassungsgerichts zum Tucholsky-Zitat noch 
einmal eine solche Rolle gespielt hat und, wie auch 
ich es wahrgenommen habe, als innenpolitischer 
Knüppel verwendet wurde. Ich will darum für meine 
Fraktion noch einmal klarstellen: Daß Soldaten unse- 

(B) rer Bundeswehr nicht zu Mördern werden können, 
dafür gibt es zwei grundlegende Sicherungen: 

Die erste ist die, daß es eine demokratische Kon- 
trolle über unsere Streitkräfte gibt und daß wir 
unsere Streitkräfte nur entsprechend den Bestim- 
mungen, die unser Grundgesetz enthält, einsetzen 
werden. 

Die zweite Sicherung liegt darin, daß unsere Solda- 
ten nicht jedem Befehl gehorchen müssen. Wenn 
ihnen ein Befehl erteilt würde, der sie zu Mördern 
machen würde, dann haben unsere Soldaten nicht 
nur das Recht, sondern die Pflicht, sich einem sol- 
chen Befehl zu versagen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Deshalb ist die Frage wichtig, um was für einen 
Einsatz es nun geht. Wenn man darüber redet, ist das 
nicht Semantik, sondern eine Frage des Grundver- 
ständnisses von Bundeswehreinsätzen. Wir schicken 
die Soldaten mit unserem heutigen Beschluß nicht in 
den Krieg. Wir schicken sie in ein Land, für das zum 
Zeitpunkt des Einsatzes ein Friedensvertrag 
bestehen wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieser Frieden muß militärisch gesichert werden. 
Der Auftrag, diesen Frieden zu sichern, beinhaltet 
das Recht, zur Erfüllung des Auftrages auch militäri- 
sche Gewalt anzuwenden. Legitimiert ist dieses 


Recht ausschließlich durch das entsprechende Man- (C) 
dat der Vereinten Nationen, Wir haben kein Gewalt- 
monopol. Das Gewaltmonopol hegt bei den Verein- 
ten Nationen. Das UNO-Mandat wird nicht besagen, 
daß die internationale Friedenstruppe unter Mitwir- 
kung unserer Bundeswehr gegen eine Kriegspartei 
kämpft. Das Mandat beinhaltet vielmehr, daß die not- 
wendigen Mittel eingesetzt werden dürfen, um den 
Friedensauftrag zu erfüllen. Das ist ein großer Unter- 
schied. 

Im ehemaligen Jugoslawien stehen Staaten nicht 
mehr im Kampf gegeneinander. Aber wollen wir 
denn zulassen, daß marodierende Banden oder 
irgendwelche Warlords den Willen der Völker zum 
Frieden unmöglich machen? Das wollen wir nicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich verstehe, daß der Generalinspekteur vor die- 
sem schwierigsten aller bisherigen Bundeswehrein- 
sätze die Soldaten richtig motivieren muß. Der Gene- 
ralinspekteur hat aber auch darauf zu achten, daß 
der möglichst breite Konsens, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Sehr wahr!) 

den die Soldaten brauchen, um diesen Einsatz durch- 
führen zu können, nicht beschädigt wird durch 
Äußerungen, die er tut. 

(Beifall bei der SPD) 

Es war zur Motivation der Soldaten nicht notwendig, 
von „Kampf auf trag" zu reden. Richtig wäre gewe- 
sen, davon zu reden, daß bei diesem friedenssichern- pj 
den Einsatz die Anwendung von militärischer 
Gewalt unter ganz bestimmten Bedingungen erlaubt 
ist. Ich hätte es begrüßt, wenn wir die „Rules of 
engagement" gekannt hätten, bevor wir diesen Ein- 
satz beschließen. 

(Beifall bei der SPD - Paul Breuer [CDU/ 

CSU]: Kennen wir doch!) 

Wendet man sich vom Prinzip einer gewaltfreien 
Außenpolitik ab, wenn man einem solchen Einsatz 
zustimmt? Ich glaube, nicht. Für unsere Außenpolitik 
ist der Gewaltverzicht das unveränderliche und gül- 
tige Prinzip, mit dem wir eigene Interessen vertreten. 

Das haben wir beschlossen, das ist gemeinsame Poli- 
tik seit langer Zeit. Ich erinnere daran, daß es 
Gewaltverzichtsverträge gewesen sind, die am 
Anfang einer Entwicklung standen, die am Ende 
auch die deutsche Einheit möglich gemacht hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Deshalb kann Gewaltverzicht als tragendes Funda- 
ment unserer Außenpolitik nicht aufgegeben wer- 
den. 

Aber wie sieht es dort aus, wo mit blutiger Gewalt 
Systeme an der Macht bleiben, die die Menschen- 
rechte, die Demokratie, die Menschenwürde mit 
Füßen treten, verletzen und zugrunde richten? Was 
ist in den Ländern der Welt, wo Menschen unter 
Gewalt leiden und danach fragen, wer ihnen aus die- 
ser Gewalt hilft? 
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Günter Verheugen 

(A) Ich sage in Richtung der Kolleginnen und Kollegen 
von den Grünen, in Erinnerung einer Auseinander- 
setzung, die wir in den 80er Jahren gemeinsam 
geführt haben: Bei der Diskussion um die Frage, ob 
man bestimmte Befreiungsbewegungen der Dritten 
Welt unterstützen darf oder nicht - ganz konkret 
ging es um den ANC in Südafrika -, wurden Kolle- 
gen aus der Fraktion der Grünen und ich in diesem 
Haus als „Freunde von Terroristen und Mördern" 
bezeichnet, 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Was?) 

weil wir der Meinung gewesen sind, daß die unter- 
drückte Bevölkerungsmehrheit in diesem Land das 
Recht habe, sich mit Gewalt gegen dieses Unrechts- 
system zu wehren. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Damals ist der Begriff „Mörder" sehr leichtfertig ver- 
wendet worden. Wenige Jahre später hat der Bun- 
deskanzler - was ich für richtig gehalten habe - dem 
Idol dieser Befreiungsbewegung seine Aufwartung 
gemacht. So schnell können sich Zeiten ändern. Ich 
erwähne das, um zu zeigen, wie vorsichtig man sein 
muß, wenn man in diesem Zusammenhang über 
Moral und über Gewissen und vielleicht auch dar- 
über reden möchte, wer irgend etwas schon früher 
erkannt hat als andere. 

Ja, meine Damen und Herren, die Entscheidung 
heute ist eine Gewissensentscheidung. Aber der 
Charakter der Gewissensentscheidung besteht nun 
einmal darin, daß jeder einzelne selber diese Gewis- 
sensfrage zu entscheiden hat. Das kann keine Frak- 
tion und keine Mehrheit dieses Hauses beschließen. 
Darum, Herr Kollege Schäuble, ist ganz unwesent- 
lich, ob bei einer Frage, von der wir akzeptieren, daß 
sie eine Gewissensfrage ist, Fraktionen geschlossen 
sind oder nicht. Sie können kein fraktionsmäßig 
geschlossenes Gewissen erzeugen wollen. Das geht 
nicht. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir können auch keine Antwort darauf geben, wer 
in dieser Frage die Moral auf seiner Seite hat. Ich 
teile das, was der Verteidigungsminister bei mehre- 
ren Gelegenheiten gesagt hat: daß es in bestimmten 
Situationen unmoralisch sein kann, die Mittel nicht 
einzusetzen, die man hat, um Menschen in Not zu 
helfen. Ich teile diese Überzeugung. Aber ich habe 
vollen Respekt vor denjenigen, die sagen: Wir haben 
aus unserer Geschichte etwas anderes gelernt. - Es 
ist nicht möglich, eine solche Frage mehrheitsmäßig 
zu entscheiden. Man kann da, wo sich unterschiedli- 
che moralische Überzeugungen gegenüberstehen, 
nur einen einzigen Weg wählen, nämlich die morali- 
sche Überzeugung des jeweils anderen zu respektie- 
ren und ihm nicht vorzuwerfen, er habe die falsche. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch ein 
paar zusammenfassende Gedanken zu dieser 
Debatte vortragen, die uns vielleicht auch über den 
Tag hinaus weiterführen. Ich beziehe mich vor allen 


Dingen auf das, was der Bundeskanzler und der (C) 
Außenminister gesagt haben. 

Was sich als Lehre aus der schrecklichen Krise im 
ehemaligen Jugoslawien ergibt, ist für mich eines: 

Die entscheidende Antwort, die Vision für den Frie- 
den in Europa heißt Europa und nicht anders. Des- 
wegen muß uns das eine Lehre sein, die europäische 
Perspektive, die Politik der europäischen Einigung, 
das Zusammenführen aller europäischen Völker 
unter ein gemeinsames Dach in einer gemeinsamen 
Politik zur Vertretung gemeinsamer Ziele mit aller 
Energie voranzutreiben. Wenn sich die Idee Europa 
jemals als notwendig, richtig und zukunftsweisend 
erwiesen hat, dann gerade jetzt, an diesem Beispiel. 
Denn das ist doch klar: Hätten wir schon mehr 
Europa, mehr integriertes, geeintes Europa, dann 
wäre uns diese schreckliche Krise, dieser schreckli- 
che Krieg erspart geblieben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Zweiter Punkt. Für uns ist ganz wichtig: Die Instru- 
mente der kollektiven Sicherheit müssen gestärkt 
werden. Kollege Duve hat auf die herausragende 
Rolle hingewiesen, die der OSZE in den Verträgen 
von Dayton zugewiesen wird. Man soll nicht unter- 
schätzen, was es bedeutet, in einem solchem Land 
Wahlen organisieren zu sollen und dafür zu sorgen, 
daß demokratische Wahlen wirklich stattfinden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wenn wir das aber der OSZE zumuten und ihr 
Zutrauen, dann ist ein entscheidender Punkt, daß 
diese Organisation in ihren personellen und materiel- 
len Möglichkeiten so gestärkt wird, daß sie das auch 
kann. Hier darf es kein Versagen geben, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Dritter Punkt. Es geht nicht darum, auf lange Zeit 
mit militärischen Mitteln einen Waffenstillstand auf- 
rechtzuerhalten. Es geht darum, wieder eine funktio- 
nierende Zivilgesellschaft entstehen zu lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das können noch so gut ausgebildete Soldaten nicht 
leisten. Sie können nur den äußeren Schutz dafür 
bieten, daß andere das tun. Hier stelle ich die Frage: 

Wo sind die ausgebildeten Peace- keeper unseres 
Landes? Wo sind diejenigen, die wir zur Verfügung 
haben, um sie einsetzen zu können als Moderatoren, 
als Menschen, die neue Institutionen aufbauen, als 
Menschen, die anderen helfen, wieder ins Gespräch 
zu kommen und Vertrauen zueinander zu fassen? 

Herr Pflüger hat auf das Gespräch hingewiesen, 
das wir gestern zusammen mit der evangelischen 
und der katholischen Kirche hatten. Dort ist der Vor- 
schlag entwickelt worden, einen zivilen Friedens- 
dienst in unserem Land aufzubauen. - Ja, meine 
Damen und Herren, wir brauchen einen solchen zivi- 
len Friedensdienst. 

(Beifall bei der SPD) 

Es wird auf Dauer nicht ausreichen, in Krisensituatio- 
nen die Bundeswehr das ausbaden zu lassen, was 
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Günter Verheugen 

(A) politisch vermurkst worden ist. Vielmehr wird es not- 
wendig sein, Menschen zur Verfügung zu haben, die 
diesen sehr schwierigen und sehr anspruchsvollen 
Dienst zu leisten bereit sind. Wir sollten diese Initia- 
tive ernst nehmen und unterstützen. 

Meine Damen und Herren, es kündigt sich viel- 
leicht eine neue Ära an, in der Europa seine Sicher- 
heit besser organisiert als bisher. Der Außenminister 
hat auf die Bedeutung der Mitwirkung Rußlands hin- 
gewiesen. Ich möchte ausdrücklich unterstreichen, 
was es heißt, daß Frankreich gestern in die militäri- 
sche Integration der NATO zurückgekehrt ist: Das 
heißt, daß auch in Frankreich die Einsicht gereift ist, 
daß bestimmte Dinge eben doch gemeinsam 
gemacht werden müssen. Wir begrüßen diese franzö- 
sische Entwicklung ganz außerordentlich und ver- 
binden damit die Hoffnung, daß sie ein wichtiger 
Schritt zur Lösung der sicherheitspolitischen Pro- 
bleme in Europa sein wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die Soldaten der Bundeswehr gehen in einen 
gefährlichen Einsatz. Darüber sind wir uns einig. 
Wenn er nicht gefährlich wäre, wenn er nicht militä- 
risch geschützt werden müßte, könnte das Rote 
Kreuz oder das Technische Hilfswerk ihn durchfüh- 
ren. Wir tragen für diesen Einsatz gemeinsam die 
politische Verantwortung. Dafür müssen wir uns 
nicht gegenseitig auf die Schulter klopfen. Lassen 
Sie mich in allem Ernst sagen: Wir verbinden damit 
die Hoffnung, daß alle Soldaten, die in diesen Einsatz 
geschickt werden, bald und gesund zurückkehren. 

(B) 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN und der F.D.P) 

Wenn das aber nicht geschehen sollte, dann haben 
wir auch diese Verantwortung gemeinsam zu tragen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne- 
ten der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/ 

DIE GRÜNEN und der F.D.P) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zum Schluß 
der Debatte erteile ich das Wort dem Bundesminister 
Volker Rühe. 


Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wenn man beschließt, Soldaten in einen Einsatz zu 
schicken, dann muß man sich nicht zuletzt ihnen 
gegenüber sehr präzise äußern und darf weder ver- 
niedlichen noch übertreiben. Deswegen bin ich 
dankbar, daß von jeder Seite in diesem Hause deut- 
lich gemacht worden ist: Das ist kein Routineeinsatz 
- das ist ein Einsatz, der mit Risiko verbunden ist. Ich 
bin gerade auch für die Worte dankbar, die eben 
gesagt worden sind. 

Es ist ein militärischer Einsatz; es ist kein Blau- 
helmeinsatz .Der Einsatz basiert präzise auf Kapitel VII 
der Charta der Vereinten Nationen. Die Soldaten 
sind von den Konfliktparteien in Jugoslawien einge- 


laden, den geschlossenen Frieden durchzusetzen (C) 
und zu halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN und der F.D.P.) 

Das ist eine ganz andere Grundlage als im Golf krieg 
oder wenn es um eine Situation der Bündnis- oder 
der Landesverteidigung geht, in der ich den Soldaten 
auch sagen müßte, in welchen Einsatz sie gehen. 

Ich habe gestern Soldaten verabschiedet - 
zunächst als Blauhelme die in wenigen Wochen in 
dieser Friedenstruppe dienen werden. Ich überlege 
mir sehr genau, was ich ihnen sage. Frau Kollegin 
Schulte hat recht: Es gibt sehr differenzierte „Rules 
of engagement". Jeder Soldat hat in Kopie die 
Anweisung bei sich, in der genau geregelt ist, wann 
er von der Waffe Gebrauch machen darf und wann 
nicht. Diese Differenziertheit muß man auch von der 
Politik erwarten, wenn man sie in dieser besonderen 
Situation von den Soldaten erwartet. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der F.D.P. und der SPD) 

Es ist wieder eine sehr deutsche Debatte, muß ich 
sagen. Hören wir uns doch einmal an, wie der ameri- 
kanische Präsident - der Bundeskanzler war als 
Zeuge dabei - in seiner Eigenschaft als Oberbefehls- 
haber seinen Soldaten den Auftrag erklärt hat. Diese 
Soldaten gehören mit zu den härtesten Truppen der 
Welt, „Old Ironsides". Am letzten Sonnabend hat der 
amerikanische Präsident an die Rufe der Vergangen- pj 
heit - Zweiter Weltkrieg, Kalter Krieg, Irak, der 
Kampf gegen den Diktator - erinnert. Er sagte: 

Bisher war es jedesmal ein Ruf in den Krieg. 

Dann fügt er hinzu: 

Jetzt ruft Amerika euch erneut zum Dienst. Die- 
ses Mal nicht mit einem Ruf in den Krieg, sondern 
mit einem Ruf in den Frieden. Die Präsidenten 
von Bosnien, Kroatien und Serbien haben zuge- 
stimmt, vier lange Jahre des Krieges und der 
Greueltaten zu beenden. Sie haben um eure Hilfe 
bei der Umsetzung des Friedensabkommens 
gebeten. 

Er sagt weiter: 

Drei Jahre lang habe ich mich geweigert, unsere 
amerikanischen Streitkräfte nach Bosnien zu ent- 
senden, wo sie in einen Krieg hätten einbezogen 
werden können. 

Aber ich möchte, daß ihr zu einer Mission des 
Friedens dorthin geht. 

Dann wendet er sich direkt an die amerikanischen 
Soldaten und sagt: 

Eure Mission: Den vom Krieg erschöpften Men- 
schen zu helfen, den von ihnen gewählten Frie- 
den zu halten - den Frieden, den zu bewahren sie 
Euch gebeten haben. 
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Bundesminister Volker Rühe 

Ich frage Sie: Warum sollten wir uns weniger diffe- 
renziert äußern als der amerikanische Präsident? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich habe jedenfalls nicht die Absicht, mich martiali- 
scher zu äußern als der amerikanische Präsident. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Es ist gut, daß bei der NATO noch einmal festge- 
halten wurde, daß es ein auf ein Jahr begrenzter Ein- 
satz ist. Der Frieden kann nicht auf Dauer von den 
Soldaten gesichert werden. Sie können die Versöh- 
nung nicht befehlen, auch nicht mit Waffen herbei- 
führen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Der Frieden muß aus dem Innern kommen. Sicher- 
heit können die Soldaten nur am Anfang schaffen. 
Dann muß sie durch den politischen Prozeß, durch 
Wahlen und durch den Aufbau eines Rechtsstaates in 
jedem Teil von Sarajevo, aber auch in Banja Luka - 
Minderheiten wird es überall geben, und die beste 
Sicherheit für sie liegt darin, daß in ganz Bosnien- 
Herzegowina eine Demokratie, ein Rechtsstaat ent- 
steht, daß dort gewählt wird - geschaffen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P, der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich möchte noch eine Bemerkung in aller Klarheit 
machen, um Legendenbildungen vorzubeugen. - 
Nachdem ich mir heute die eine oder andere 
Kolumne angesehen habe, halte ich das für wichtig. - 
Ich kann nur jeden auf fordern, sich bezüglich der 
Bewaffnung unserer Soldaten nicht daran zu beteili- 
gen: Es gibt keinerlei Rücksichtnahme aus politi- 
schen Gründen. Unser Beschluß ist auf Vorschlag der 
militärischen Führung in völligem Einvernehmen 
verabschiedet worden. Ich muß Ihnen in aller Klar- 
heit sagen: Ich würde niemals meine Hand dazu 
geben, Soldaten Waffen zu verweigern, um politisch 
irgendwelche Kompromisse einzugehen. Hier muß 
ich die Opposition wirklich in Schutz nehmen. Kein 
Sozialdemokrat ist auf mich zugekommen und hat 
gesagt: Kannst du uns die Zustimmung nicht erleich- 
tern, indem du auf das eine oder andere Waffensy- 
stem verzichtest? Das ist Legendenbildung. Gemein- 
sam tun wir, die politische und militärische Führung, 
alles für die Sicherheit unserer Soldaten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P. und der SPD) 

Richard Kiessler, der Chefredakteur der „NRZ'\ 
hat heute in einem Kommentar ganz nüchtern und 
präzise formuliert, worum es geht: Man kann nicht 
das Ende eines blutigen Krieges gutheißen und sich 
zugleich der Gestaltung des Friedens verweigern. 
Das heißt, wer ja zu Dayton sagt, muß auch ja zur 
Friedenstruppe sagen. - Deswegen bin ich darüber 
froh, daß wir offensichtlich eine breite Mehrheit 


bekommen werden. Es ist für die Soldaten vor allen (C) 
Dingen wichtig, daß wir eine neue Nachdenklichkeit 
über das haben, was moralisch und was nicht mora- 
lisch ist. Ich finde es auch gut, daß in der Debatte 
deutlich gemacht worden ist, daß die Entscheidung 
heute für jedon eine Gewissensentscheidung ist. 

Wenn man jedoch ehrlich ist - diese Freiheit 
nehme ich mir -, dann ist es richtig, daß diese Ent- 
scheidung heute für einige schwerer ist als für 
andere. Deshalb möchte ich meinen Respekt vor 
allem dem Abgeordneten Schulz aus dem östlichen 
Teil Deutschlands zollen. Auf Grund seiner Biogra- 
phie und dessen, was er gesagt hat, hat es ein beson- 
deres Gewicht auch gegenüber unseren Soldaten, 
wenn ihnen hier jemand bescheinigt: Wir erkennen 
an, daß die Bundeswehr mit einer zutiefst morali- 
schen Mission ins ehemalige Jugoslawien geht. - 
Deswegen stehe ich nicht an, ihm für eine solche 
Rede zu danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der F.D.P., der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir verlangen viel von unseren Soldaten. Wir 
haben Kollegen im Hohen Hause, beispielsweise den 
Vorsitzenden des Verteidigungsausschusses, dessen 
Sohn als Berufssoldat eingesetzt wird. Der Sohn mei- 
nes Staatssekretärs gehört zu den Gebirgsjägern, die 
für die Sicherung des Friedensauftrags eingesetzt 
werden. Wenn man das vom Feldherrnhügel aus 
betrachtet - was man nicht tun sollte -, dann ist das 
nicht so dramatisch. Wenn Sie aber wie ich gestern 
einen jungen Obergefreiten und seine Frau mit (D) 
ihrem elf Tage alten Baby erleben, dann kann man 
zwar vom Feldherrnhügel aus sagen: Das ist alles 
nicht so schlimm; das ist halt so. Aber wir sollten nie 
vergessen, auch über Weihnachten nicht, ob wir nun 
zu Hause oder auf Teneriffa sind - und viele Deut- 
sche sind auf Teneriffa -, was wir von den Soldaten 
verlangen, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

und zwar nicht nur, was das Risiko, sondern auch 
diese persönlich-emotionalen Dinge angeht. Die Ver- 
bündeten verlangen zum Teil noch mehr. Da gehen 
Vater und Mutter, da gehen Mann und Frau; das 
sieht ja in den amerikanischen Streitkräften anders 
aus als bei uns. 

Deswegen meine herzliche Bitte: Lassen Sie, auch 
wenn Sie geborgen sind in der Stimmung von Weih- 
nachten und des Urlaubs, die Soldaten spüren, daß 
wir fühlen, daß wir von ihnen viel verlangen, nicht 
nur im Hinblick auf das Risiko, sondern auch im Hin- 
blick auf ihren ganz persönlichen Beitrag, damit die 
Menschen in Bosnien das erste Mal nach vier Jahren 
ein besseres Weihnachten erleben. Deswegen gehen 
unsere Soldaten dorthin. 

Vielen Dank. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P. - Beifall bei Abgeordneten der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ- 
NEN) 
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(A) Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich schließe die 
Aussprache. 

Es ist eine Vielzahl von Erklärungen zu Protokoll 
gegeben worden, und zwar von Frau Annelie Bun- 
tenbach und elf Abgeordneten, von dem Kollegen 
Gilges und 47 Abgeordneten, von der Kollegin Voll- 
mer und dem Kollegen Kunick, von dem Kollegen 
Kuhlwein und 47 Abgeordneten, von dem Kollegen 
Professor Rochlitz, von Frau Eichstädt-Bohlig, von 
Volker Beck und Andrea Fischer, von Klaus Barthel 
und vier Abgeordneten, von der Kollegin Kerstin 
Müller und von der Kollegin Marieluise Beck.* ••) ) 

Es gibt weiter den Wunsch auf fünf mündliche 
Erklärungen, und zwar von der Kollegin Altmann 
(Pommelsbrunn), Nachtwei, Beer, Dr. Höll und Pro- 
fessor Heuer. 

Angesichts der Vielzahl dieser persönlichen Erklä- 
rungen und der außerordentlichen zeitlichen Termi- 
nierung, in der wir auch mit Rücksicht auf angesetzte 
Ausschußsitzungen stehen, möchte ich - was mir 
schwerfällt, aber mir bleibt nichts anderes übrig - 
das Wort zur Abgabe dieser persönlichen Erklärun- 
gen erst nach der namentlichen Abstimmung geben. 

(Vorsitz: Vizepräsident Hans Klein) 

Vizepräsident Hans Kiein: Damit, meine verehrten 
Kolleginnen und Kollegen, kommen wir zu den Ab- 
stimmungen, und zwar zunächst zur Beschlußemp- 
fehlung des Auswärtigen Ausschusses zu dem 
Antrag der Gruppe PDS „Kein Einsatz der Bundes- 
wehr im früheren Jugoslawien", Drucksache 13/ 
3183. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf 
Drucksache 13/3127 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Gegenprobe! - Enthal- 
tungen? - Die Beschlußempfehlung ist angenommen. 

Wir stimmen jetzt über die Beschlußempfehlung 
des Auswärtigen Ausschusses zu dem Antrag der 
Bundesregierung zur deutschen Beteiligung an den 
militärischen Maßnahmen zur Absicherung des Frie- 
densvertrages für Bosnien-Herzegowina, Drucksa- 
che 13/3183, ab. Der Auswärtige Ausschuß emp- 
fiehlt, den Antrag der Bundesregierung auf Drucksa- 
che 13/3122 anzunehmen. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. verlangen 
namentliche Abstimmung. Ich bitte die Schriftführe- 
rinnen und Schriftführer, die vorgesehenen Plätze 
einzunehmen. Sind alle Urnen besetzt? - Das ist 
offensichtlich der Fall. Ich eröffne die Abstimmung. - 

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das 
seine Stimme nicht abgegeben hat? - Das ist nicht 
der Fall. Dann schließe ich die Abstimmung. 

Ich bitte die Schriftführer, mit der Auszählung zu 
beginnen. Das Ergebnis dieser Abstimmung wird 
Ihnen später bekanntgegeben. * * ) 

Wir setzen die Abstimmungen fort und kommen 
zum Antrag der Gruppe der PDS zu Frieden und 
Wiederaufbau im früheren Jugoslawien, Drucksache 
13/3078. Wer stimmt für den Antrag? - Gegenprobe! 
- Enthaltungen? - Der Antrag ist abgelehnt. 


*) Anlagen 2 bis 7 
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Wir kommen zur Abstimmung über den gemein- (C) 
Samen Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, der 
SPD, des Bündnisses 90/Die Grünen und der F.D.P. 
zur Lage der Menschen in den Staaten des ehemali- 
gen Jugoslawiens und zu den Bedingungen für die 
rasche Hilfe beim Wiederaufbau nach dem Friedens- 
schluß, Drucksache 13/2978 (neu). Wer stimmt für 
diesen interfraktionellen Antrag? - Wer stimmt 
dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Der 
Antrag ist mit den Stimmen aller Fraktionen des 
Hauses gegen die Stimmen der Gruppe der PDS 
angenommen. 

Wir kommen zum Entschließungsantrag der Frak- 
tion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 13/3136 
sowie der Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. 
auf Drucksache 13/3220. Zunächst war vorgesehen, 
über die Entschließungsanträge heute abzustimmen. 
Zwischenzeitlich haben sich die Antragsteller jedoch 
darauf verständigt, die Anträge zu überweisen, und 
zwar zur federführenden Beratung an den Innenaus- 
schuß und zur Mitberatung an den Auswärtigen Aus- 
schuß sowie den Rechtsausschuß. Gibt es dazu 
anderweitige Vorschläge? - Die gibt es nicht. Dann 
ist die Überweisung so beschlossen. 

Da wir auf die Auszählung der Stimmen jetzt nicht 
zu warten brauchen, können wir jetzt die persönli- 
chen Erklärungen entgegennehmen. 

Soeben hat noch die Kollegin Gila Altmann ihre 
persönliche Erklärung zu Protokoll gegeben.*) Als 
erster darf ich Ihnen, Frau Kollegin Altmann, das 
Wort geben. 

Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn) (BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich bin 1943 geboren. Meine ersten einein- 
halb Lebensjahre habe ich zum größten Teil im Luft- 
schutzbunker verbracht. Die Nachkriegszeit erlebte 
ich mit Hunger und Not. 1955 verfolgte ich als Kind 
die Diskussion über den Wiederaufbau einer deut- 
schen Armee in Ost und West mit großen Ängsten. 
Krieg und Armee - das hatte ich erfahren - gehören 
unauflösbar zusammen. 

In den darauffolgenden Jahren als Jugendliche 
führte ich mit Freunden und Freundinnen intensive 
Friedensdebatten. Viele meiner Freunde und auch 
meine Brüder haben den Kriegsdienst verweigert 
und Zivildienst geleistet. 

1979 habe ich den NATO-Nachrüstungsdoppelbe- 
schluß als existentielle Bedrohung empfunden. Das 
war auch der Beginn meiner politischen Tätigkeit, 
die Mitarbeit in der Friedensinitiative. 1982 - die 
große Friedensdemonstration in Bonn - und 1983 - 
die Ostermärsche - waren für mich Stationen zu mas- 
sivem Widerstand gegen die Aufrüstung. 

1989 hatte ich nach dem demokratischen Aufbruch 
im Osten Europas die Hoffnung auf eine friedlichere 
Welt. Die Enttäuschung bei mir über die verpaßten 
Chancen dieser Jahre ist groß. Wie ich sehen auch 
meine Söhne, die beide Zivildienst geleistet haben, 
in den 1995 und 1996 anstehenden Kampf einsätzen 
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Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn) 

(A) der Bundeswehr im früheren Jugoslawien eine Vor- 
bereitung zu Einsätzen in der ganzen Welt. 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Wieso das 
denn?) 

Mein Sohn, 22 Jahre alt, sagte zu mir, das 
Schlimmste für ihn, wenn er dort Soldat wäre, wäre, 
einen anderen jungen Menschen töten zu müssen 
und damit die Hoffnungen und Träume eines jungen 
Lebens zu zerstören. 

Ich bin mir sicher: Nur zivile Friedensmaßnahmen 
- darüber ist heute sehr wenig diskutiert worden -, 
Konfliktschlichtung und Katastrophenhilfe schützen 
letztendlich die Menschen vor weiterem sinnlosen 
Morden und Zerstörung durch Krieg und Militär. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Ist das 
jetzt zur Abstimmung?) 

Ich bin der festen Überzeugung, daß wir aus der 
Geschichte heraus dazu unseren Beitrag leisten müß- 
ten, und diesen habe ich heute nicht deutlich genug 
herausgehört. Das ist ein schlechter Tag für mich, 
weil ich sehe, daß darauf heute kaum ein Gedanke 
verschwendet wurde. Deshalb kann ich dem Einsatz 
der Bundeswehr im früheren Jugoslawien nicht 
zustimmen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN sowie bei der PDS) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin 
Dr. Barbara Höll hat ihren Beitrag ebenfalls zu Proto- 
koll gegeben. •) 

(B) 

Das Wort hat jetzt der Kollege Winfried Nachtwei. 

Winfried Nachtwei (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
danke, daß jetzt wenigstens noch einige anwesend 
sind, wenn auch möglicherweise aus vorausschauen- 
den Gründen. 

Der Bundestag hatte heute über die Vorlage der 
Bundesregierung zum deutschen militärischen Bei- 
trag zur Umsetzung des Dayton-Friedensvertrages 
abzustimmen, nicht mehr und nicht weniger. Dieser 
deutsche Beitrag ist alternativlos geplant worden und 
war de facto schon vor der Abstimmung beschlossen. 
Abgeordnete der Opposition hatten hierzu wohl ein 
Beratungsrecht, einen Einfluß auf die Entscheidung 
und die Modalitäten des deutschen militärischen Bei- 
trages hatten sie in keinem Moment. Insofern bedeu- 
tet unsere Stimmabgabe, den deutschen militäri- 
schen Beitrag in der geplanten Form abzusegnen 
oder eine solche Blankovollmacht zu verweigern. 

Ich stehe vor den Fragen: Erstens. Ist der deutsche 
militärische Beitrag in dieser Form notwendig und zu 
verantworten? Zweitens. Welche Auswirkungen 
haben Stellungnahmen von uns Grünen dazu? 

Der Vertrag von Dayton ist ungerecht, bitter, pro- 
blematisch, höchst unsicher, aber er ist die einzige 
Chance, nach vier Jahren eines gräßlichen Krieges 
zu einem Frieden zu kommen. Auch wenn der Ver- 


*) Anlage? 


trag ein breites Spektrum an Politikbereichen (C) 
abdeckt, so haben in der Umsetzung und in der 
Finanzverteilung die militärischen Anteile eindeutig 
Vorrang. Schon jetzt deutet sich wieder eine Ver- 
nachlässigung des gesellschaftlichen Friedenspro- 
zesses an. 

Der deutsche Beitrag geht vor allem angesichts des 
Tornado-Einsatzes über friedenserhaltende Maßnah- 
men deutlich hinaus. Eine eventuelle Aufstockung 
und Nachführung schwerer Waffen zu dem deut- 
schen Beitrag ist offengelassen. 

Beunruhigende Widersprüche zeigen sich bei den 
Rules of engagement, also den militärischen Verhal- 
tensregeln. Am letzten Wochenende sagte Präsident 
Clinton in Baumholder zu seinen Soldaten: „Die 
wichtigste Einsatzregel lautet in großen, fetten Buch- 
staben: Wenn ihr mit Angriff bedroht werdet, dürft 
ihr sofort und mit entschiedener Kraft antworten.“ 
Solche „kräftigen“ Aussagen ziehen diese zunächst 
einmal doch so zurückhaltend formulierten Rules of 
engagement in Frage. 

Bei aller Notwendigkeit, die Umsetzung des Waf- 
fenstillstandes zu unterstützen: Schon angesichts die- 
ser erheblichen Bedenken kann ich den deutschen 
Beitrag in der geplanten Form nicht mit verantwor- 
ten. 

Für die Durchsetzung des Waffenstillstandes ist die 
Stimme der Grünen ohne realen Belang. Sie hat aller- 
dings erhebliche Bedeutung als politisches Signal 
hierzulande. Ich kann und will nicht nachträglich 
eine Politik absegnen, die über Jahre von dem Vor- 
rang nationaler Interessenpolitik, von der sträflichen (D) 
Vernachlässigung nichtmilitärischer Einwirkungs- 
möglichkeiten und Zwangsmittel und von der Igno- 
ranz gegenüber friedensbereiten gesellschaftlichen 
Kräften in Ex-Jugoslawien gekennzeichnet war. Ich 
will nicht nachträglich eine Politik absegnen, die dar- 
auf ausgerichtet war, die Vereinten Nationen zugun- 
sten der NATO zu entmachten. 

Der deutsche militärische Beitrag ist in das Frie- 
densabkommen eingebunden und insofern in keiner 
Weise mit Aggressionseinsätzen deutschen Militärs 
in der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts vergleich- 
bar. Zugleich ist dieser bisher größte und riskanteste 
Auslandseinsatz der Bundeswehr ein weiterer ent- 
scheidender Schritt beim Ausbau der Bundeswehr zu 
einer Truppe für weltweite Kampfeinsätze. Diesem 
Irrweg widersetzen sich die Grünen weiterhin und 
insgesamt, 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Der Irr- 
weg sind Sie, Herr Kollege!) 

egal, wie wir heute abgestimmt haben, 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich will dieser gefährlichen und kurzsichtigen Ent- 
wicklung auch nicht ungewollt Vorschub leisten. 

In der öffentlichen Wahrnehmung und in der offi- 
ziellen Politik spielen Konfliktvorbeugung und zivile 
Konfliktbearbeitung eine höchst untergeordnete 
Rolle, Auf dem Papier werden sie beschworen, in der 
realen Politik aber spielen sie eine untergeordnete 
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Winfried Nachtwei 

(A) Rolle. Auf der anderen Seite erfährt das Militärische 
überall eine Vorzugsbehandlung, und zwar zuneh- 
mend. Eine Zustimmung der Grünen zu dem jetzigen 
Bundeswehreinsatz wird, ob man will oder nicht, als 
Hinwendung zum Militärischen interpretiert. Diese 
Botschaft ist falsch. Sie wird aber überwiegen. 

Aus all diesen Gründen habe ich gegen den deut- 
schen militärischen Beitrag in der geplanten Form 
gestimmt. Ich respektiere meine Fraktionskollegin- 
nen und -kollegen, die in dem Dilemma der jetzigen 
Situation zu einer anderen Entscheidung kommen, 
voll und ganz. Ich weiß aus Erfahrung, daß uns wei- 
ter der entschiedene Einsatz für die Menschenrechte 
und die nichtmilitärische Form der Konfliktbearbei- 
tung verbindet. Dafür zu arbeiten ist unsere hervor- 
ragende Aufgabe. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der PDS) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Angelika 
Beer. 

Angelika Beer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich 
möchte für die Abgeordneten Annelie Buntenbach, 
Amke Dietert-Scheuer, Monika Knoche, Steffi 
Lemke, Halo Saibold, Irmingard Schewe-Gerigk, 
Ursula Schönberger, Marina Steindor, Christian Ster- 
zing, Ludger Volmer und Helmut Wilhelm sowie für 
mich selber, Angelika Beer, nur auszugsweise 
begründen, warum wir uns entschieden haben, den 
Regierungsantrag abzulehnen. 

Wir wollen mit unserer Erklärung klarmachen, daß 
wir nicht den Prozeß von Dayton ablehnen. Auch wir 
haben die Hoffnung, daß dadurch das Leiden für die 
Menschen dort endlich beendet wird. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]; Das 
muß auch umgesetzt werden!) 

Wir bedauern, daß die Möglichkeiten der UNO, 
unterhalb des Kampfeinsatzes einen Friedensprozeß 
zu gestalten, durch die NATO ohne Not ausgehebelt 
wurden. 

Es ist uns wichtig, darauf hinzuweisen, daß der 
Bundestag heute nicht über Dayton abgestimmt hat. 
Wir haben vielmehr über eine Kabinettsvorlage über 
eine freiwillige Beteiligung der Bundeswehr an 
einem Kampfeinsatz nach Kapitel VII der UN-Charta 
abgestimmt. Wir kritisieren, daß dies ein Vorratsbe- 
schluß ist. Wir kritisieren auch, daß wir Beschlüsse 
fassen und Soldaten in diese Situation schicken, 
obwohl der Friedensvertrag noch nicht unterzeichnet 
und von der UNO nicht mandatiert ist. 

Wir halten aber insbesondere fest: Der Inhalt der 
Beschlußvorlage zeigt deutlich, daß es der Bundesre- 
gierung nicht um eine breite Zustimmung im Deut- 
schen Bundestag zu friedensbewahrenden und 
humanitären Hilfsmaßnahmen in Bosnien geht. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P]: Unglaublich!) 

Die Bundesregierung will diese Situation vielmehr 
politisch ausnutzen, um von der Opposition auch 


noch die Zustimmung zu ihrer militärischen Konzep- (C) 
tion der Vermischung von peace keeping und 
Kampfeinsätzen zu erhalten. 

Dies, nicht den Friedensbeschluß von Dayton, leh- 
nen wir in der sehr ausführlichen schriftlichen Erklä- 
rung ab. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und der PDS - Günther Friedrich Nolting 

[F.D.P]: Wer soll den Friedensprozeß denn 
Umsetzen?) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile dem Kollegen 
Professor Uwe-Jens Heuer das Wort. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Erlauben Sie mir, mein Abstim- 
mungsverhalten aus meinem Leben zu begründen. 

Das ist wohl die persönlichste Begründung, die es 
gibt. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Das ist 
wahr!) 

Ich gehöre zu jener Generation, die den Zweiten 
Weltkrieg als Jugendlicher bewußt erlebt hat. Sie 
wurde in der alten Bundesrepublik als Flakhelferge- 
neration bezeichnet. Wir haben damals nach dem 
Krieg gesagt: „Nie, nie wollen wir Waffen tragen, nie, 
nie wollen wir wieder Krieg, laßt doch die oben sich 
alleine schlagen, wir machen einfach nicht mehr mit! " 

Ich habe meinen Kindern nie Kriegsspielzeug gege- 
ben; meine Enkel sind wieder in der Versuchung. 

Ich war sehr glücklich darüber, daß beide deut- 
sehen Staaten bis 1990 sehr zurückhaltend waren, 
daß die DDR nicht in Afghanistan, die Bundesrepu- 
blik Deutschland nicht in Vietnam mitgewirkt hat. Es 
sind hier wohl einige im Saal, denen es ebenso ging. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Ja, Tschecho- 
slowakei!) 

Ich war auch sehr damit einverstanden, daß beide 
deutschen Staaten immer wieder erklärt haben: „Von 
deutschem Boden soll nie wieder Krieg ausgehen". 

Ich bin jetzt auf das tiefste beunruhigt - das begrün- 
det mein Abstimmungsverhalten -, daß Schritt für 
Schritt der Weg zum Krieg beschritten wird, 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Prager 
Frühling! - Tschechoslowakei!) 

nicht so laut, aber leise, über verschiedene Schritte: 
Kampuchea, Somalia - Sie wissen das alle. 

Herr Schäuble hat heute erklärt, Völkermord sei 
nicht entscheidend. Ich fürchte, daß wir immer neue 
und immer andere Begründungen für solche Aktio- 
nen finden werden. Das macht mir Angst. 

Es ist heute schon darauf hingewiesen worden, daß 
im Jahr 1993 erklärt worden ist, es gehe um den 
Zugang zu Märkten und Rohstoffen in aller Welt. Der 
Bundesverteidigungsminister hat einmal erklärt: Es 
geht um den Schutz der Grundwerte der Familie 
freier Nationen und um den Export von Demokratie 
und Sicherheit. Es geht also um sehr viel mehr: Es 
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Dr. Uwe-Jens Heuer 

(A) geht um einen langfristigen, mich tief beunruhigen- 
den Prozeß. 

Ich bin auch bestürzt, daß heute Tucholsky am 
Pranger stand. Ich halte das für nicht gut. 

Lassen Sie mich noch etwas sagen. Was mich stört, 
ist das, was ich die Unaufrichtigkeit dieses Jahrhun- 
derts nennen möchte: Es wird nie mehr vom Krieg 
geredet. Es werden immer nur Worte gebildet, die 
mit Frieden zusammengesetzt worden sind. Hier ist 
heute sowohl von Herrn Schäuble wie von Herrn 
Scharping von Durchsetzung des Friedens gespro- 
chen worden. Durchsetzung des Friedens kann 
offensichtlich auch militärischer Einsatz und kann 
auch Krieg heißen. Klaus Naumann hat vorgestern 
ausdrücklich von Kampfeinsätzen gesprochen. Ob 
man das nun auf deutsch oder auf englisch sagt, ob 
man von peace Implementation, von peace enforce- 
ment oder eben von Kampfeinsätzen spricht, es geht 
um die Gefahr des Krieges. 

Ich sage nicht, daß die heutige Entscheidung Krieg 
bedeutet, aber wir geben mit dieser Abstimmung die 
Entscheidung über Krieg und Frieden in andere 
Hände. Die Truppen dort stehen, wie Sie wissen, 
unter dem Befehl der NATO, sie stehen unter dem 
Befehl eines USA-Generals. Es liegt nicht mehr in 
der Hand dieses Parlaments, ob dort Krieg geführt 
wird. Deshalb bin ich nicht in der Lage, diesem heu- 
tigen Beschluß meine Zustimmung zu geben. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne- 
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans Klein; Ich gebe das von den 

Schriftführern und Schriftführerinnen ermittelte 
Ergebnis der namentlichen Abstimmung über die 
Beschlußempfehlung des Auswärtigen Ausschusses 
zu dem Antrag der Bundesregierung zur deutschen 
Beteiligung an den militärischen Maßnahmen zur 
Absicherung des Friedensvertrags für Bosnien-Her- 
zegowina, Drucksachen 13/3122 und 13/3183, 
bekannt. Abgegebene Stimmen 656. Mit Ja haben 
gestimmt 543. Mit Nein haben gestimmt 107. Ihrer 
Stimme enthalten haben sich 6. Die Beschlußempfeh- 
lung ist angenommen. 

(Beifall des Abg. Dr. Christian Schwarz- 
Schilling [CDU/CSU]) 


Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen: 656; 
davon 

ja: 543 

nein: 107 

enthalten: 6 

Ja 

CDU/CSU 

Ulrich Adam 
Peter Altmaier 
Anneliese Augustin 
Jürgen Augustinowitz 


Dietrich Austermann 

Heinz-Günter Bargfrede 

Franz Peter Basten 

Dr, Wolf Bauer 

Brigitte Baumeister 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl 

Hans-Dirk Bierling 

Dr. Joseph-Theodor Blank 

Renate Blank 

Dr. Heribert Blens 

Peter Bleser 

Dr. Norbert Blüm 

Friedrich Bohl 

Dr. Maria Böhmer 

Jochen Borchert 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) 

Wolfgang Bosbach 


Dr. Wolfgang Bötsch 
Klaus Brähmig 
Rudolf Braun (Auerbach) 
Paul Breuer 
Monika Brudlewsky 
Georg Brunnhuber 
Klaus Bühler (Bruchsal) 
Hartmut Büttner 
(Schönebeck) 
Dankward Buwitt 
Peter Harry Carstensen 
(Nordstrand) 

Wolfgang Dehnel 
Hubert Deittert 
Gertrud Dempwolf 
Albert Deß 
Renate Diemers 
Werner Dörflinger 
Hansjürgen Doss 
Dr. Alfred Dregger 
Maria Eichhorn 
Wolfgang Engelmann 
Rainer Eppelmann 
Heinz Dieter Eßmann 
Horst Eylmann 
Anke Eymer 
Ilse Falk 
Jochen Feilcke 
Dr. Karl H. Fell 
Ulf Fink 

Dirk Fischer (Hamburg) 
Leni Fischer (Unna) 

Klaus Francke (Hamburg) 
Herbert Frankenhauser 
Dr. Gerhard Friedrich 
Erich G. Fritz 
Hans-Joachim Fuchtel 
Michaela Geiger 
Norbert Geis 
Dr. Heiner Geißler 
Michael Glos 
Wilma Glücklich 
Dr. Reinhard Göhner 
Peter Götz 
Dr. Wolfgang GÖtzer 
Joachim Gres 
Kurt-Dieter Grill 
Wolfgang Gröbl 
Hermann Gröhe 
Claus-Peter Grotz 
Manfred Grund 
Horst Günther (Duisburg) 
Carl-Detlev Freiherr von 
Hammerstein 
Gottfried Haschke 
( Großhenners dorf ) 
Gerda Hasselfeldt 
Rainer Haungs 
Otto Hauser (Esslingen) 
Hansgeorg Hauser 
(Rednitzhembach) 
Klaus- Jürgen Hedrich 
Manfred Heise 
Dr. Renate Hellwig 
Ernst Hinsken 
Peter Hintze 
Josef Hollerith 
Dr. Karl-Heinz Hornhues 
Siegfried Hornung 
Joachim Hörster 
Hubert Hüppe 
Peter Jacoby 
Susanne Jaffke 
Georg Janovsky 
Helmut Jawurek 
Dr. Dionys Jobst 


Dr.-Ing. Rainer Jork 
Michael Jung (Limburg) 
Ulrich Junghanns 
Dr. Egon Jüttner 
Dr. Harald Kahl 
Bartholomäus Kalb 
Steffen Kampeter 
Dr.-Ing. Dietmar Kansy 
Manfred Kanther 
Irmgard Karwatzki 
Volker Kauder 
Peter Keller 
Eckart von Klaeden 
Dr. Bernd Klaußner 
Hans Klein (München) 

Ulrich Klinkert 
Dr. Helmut Kohl 
Hans- Ulrich Köhler 
(Hainspitz) 

Manfred Kolbe 
Norbert Königshofen 
Eva-Maria Kors 
Hartmut Koschyk 
Manfred Koslowski 
Thomas Kossendey 
Rudolf Kraus 

Wolfgang Krause (Dessau) 
Andreas Krautscheid 
Arnulf Kriedner 
Heinz- Jürgen Kronberg 
Dr.-Ing. Paul Krüger 
Reiner Krziskewitz 
Dr. Hermann Kues 
Werner Kuhn 
Dr. Karl A. Lamers 
(Heidelberg) 

Karl Lamers 
Dr. Norbert Lammert 
Helmut Lamp 
Armin Laschet 
Herbert Lattmann 
Dr. Paul Laufs 
Karl- Josef Laumann 
Werner Lensing 
Christian Lenzer 
Peter Letzgus 
Editha Limbach 
Walter Link (Diepholz) 
Eduard Lintner 
Dr. Klaus W. Lippold 
(Offenbach) 

Dr. Manfred Lischewski 
Wolfgang Lohmann 
(Lüdenscheid) 

Julius Louven 
Sigrun Lö wisch 
Heinrich Lummer 
Dr. Michael Luther 
Erich Maaß (Wilhelmshaven) 
Dr. Dietrich Mahlo 
Erwin Marschewski 
Günter Marten 
Dr. Martin Mayer 
(Siegertsbrunn) < 
Wolfgang Meckelburg 
Rudolf Meinl 
Dr. Michael Meister 
Dr. Angela Merkel 
Friedrich Merz 
Rudolf Meyer (Winsen) 

H^ns Michelbach 

Meinolf Michels 

Dr. Gerd Müller 

Elmar Müller (Kirchheim) 

Engelbert Nelle 

Bernd Neumann (Bremen) 
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Vizepräsident Hans Klein 

(A) Johannes Nitsch 
Claudia Nolte 
Dr. Rolf Olderog 
Friedhelm Ost 
Eduard Oswald 
Norbert Otto (Erfurt) 

Dr. Gerhard Päselt 
Dr. Peter Paziorek 
Hans-Wilhelm Pesch 
Ulrich Petzold 
Anton Pfeifer 
Angelika Pfeiffer 
Dr. Gero Pfennig 
Dr. Friedbert Pflüger 
Beatrix Philipp 
Dr. Winfried Pinger 
Ronald Pofalla 
Dr. Hermann Pohler 
Ruprecht Polenz 
Marlies Pretzlaff 
Dr. Albert Probst 
Dr. Bernd Protzner 
Dieter Pützhofen 
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Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Fragestunde 

-Drucksache 13/3180- 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe- 
riums für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie auf. Zur Beantwortung steht uns der 
Parlamentarische Staatssekretär Bernd Neumann zur 
Verfügung. 

Ich rufe die Frage 27 der Abgeordneten Barbara 
Hendricks auf; 

Läßt es das Berufsbildungsgesetz in seiner heute gültigen Fas- 
sung von 1969 zu, daß Auszubildende einen nicht unerhebli- 
chen Teil ihrer Ausbildungszeit im EU-Nachbariand (z. B, den 
Niederlanden) verbringen? 

Ich bitte Sie, Herr Parlamentarischer Staatssekre- 
tär, um Beantwortung. 


(C) 
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(A) Bernd Neumann, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Mit Zustimmung des Präsidenten 
und der Kollegin Hendricks möchte ich die Fragen 27 
und 28 gern im Zusammenhang beantworten. 

Vizepräsident Hans Klein: Sind Sie einverstanden, 
Frau Kollegin? 

Dr. Barbara Hendricks (SPD): Ja. 

Vizepräsident Hans Klein: Dann rufe ich auch die 
Frage 28 der Abgeordneten Barbara Hendricks auf: 

Welche gesetzlichen Vorgaben behindern die Entwicklung 
binationaler Berufsausbildungen, einschließlich binationaler 
Abschlüsse, im Rahmen der EU, und in welcher Weise unter- 
stützt die Bundesregierung solche zukunftsweisenden Vorha- 
ben im Bereich der beruflichen Erstausbildung, um den Fach- 
kräftebedarf zu decken und die Qualifizierung für den EU-Ar- 
beitsmarkt im jeweiligen Grenzbereich voranzutreiben? 

Bitte. 

Bernd Neumann, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Das Berufsbildungsgesetz läßt der- 
artige Ausbildungsaufenthalte im Ausland zu. In der 
Praxis werden unterschiedliche Modelle angewandt. 
Je nach der Ausgestaltung der Absprachen zwischen 
Ausbildungsbetrieben, Auszubildenden und den 
zuständigen Kammern werden Auslandsphasen oder 
Berufspraktika bei Partnerbetrieben oder im Ausbil- 
dungsverbund als anrechenbarer Bestandteil der 
ß) Ausbildung gemäß § 28 Abs. 1 des Berufsbildungs- 
gesetzes oder zusätzlich hierzu absolviert. Einzelne 
Ausbildungsgänge, die zu binationalen Abschlüssen 
führen, werden zur Zeit vornehmlich im grenznahen 
Bereich in der Verantwortung der zuständigen Kam- 
mern erprobt. Probleme hinsichtlich der Vereinba- 
rung derartiger Ausbildungsaufenthalte im Ausland 
sind bisher nicht bekannt geworden. Die Bundesre- 
gierung unterstützt solche Entwicklungen. Ihre 
nähere Ausgestaltung hängt auch von den Gegeben- 
heiten der ausländischen Partner, insbesondere von 
der Prüfungsrelevanz der Ausbildungsinhalte, geeig- 
neten Ausbildungsstätten und Personal ab. Das 
BMBF hat mit mehreren europäischen Staaten bilate- 
rale Austauschverfahren vereinbart, schwerpunkt- 
mäßig seit über 15 Jahren mit Frankreich, und diese 
mit erheblichen Bundesmitteln gefördert. Mit den 
Niederlanden stehen entsprechende Verhandlungen 
kurz vor dem Abschluß. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Frau Kolle- 
gin? 

Dr. Barbara Hendricks (SPD): Eine solche Frage, 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär hat immer 
einen konkreten Hintergrund. Wie beurteilen Sie 
den Ermessensspielraum der jeweiligen Kammern, 
die für die Prüfungsordnung zuständig sind, was die 
Dauer eines solchen Auslandsaufenthaltes anbe- 
langt? Konkreter Hintergrund ist zum Beispiel die 
Tatsache, daß die Industrie- und Handelskammer 
Duisburg, Wesel, Kleve einen länger als vierwöchi- 


gen Auslandsaufenthalt ablehnt. Konkreter Hinter- (C) 
grund ist auch, daß es sich um eine Ausbildung im 
Hotel- und Gaststättenbereich handelt, der der Inter- 
nationalität gerade im Grenzraum bedarf, und eine 
Mindestsprachfähigkeit auch in einem vierwöchigen 
Aufenthalt nicht erworben werden kann, welches 
eine Begleiterscheinung eines längeren Aufenthaltes 
wäre. Würden Sie den Industrie- und Handelskam- 
mern bzw. den Handwerkskammern recht freie 
Hand geben, was einen längeren Aufenthalt im Aus- 
land angeht? 

Bernd Neumann, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Ihre Ausgangsfrage bezieht sich 
auf das Berufsbildungsgesetz. Unsere in diesem 
Zusammenhang bestehende Zuständigkeit und die 
Antwort auf diesen von Ihnen geschilderten konkre- 
ten Einzelfall lautet: Das Berufsbildungsgesetz hin- 
dert rein formal keinen daran, über die übliche 
Länge von drei bis vier Wochen Auslandsaufenthalt 
hinauszugehen. Das erst einmal vorweg. 

Darüber hinaus ist festzustellen, daß sich die Pro- 
blematik, die in Ihrer Frage angesprochen worden 
ist, nur auf geringe Fälle prozentual beziehen kann, 
denn in der Regel betragen die Auslandsaufenthalte 
im Rahmen des Dualen Systems drei bis vier 
Wochen. Es ist auch einvernehmlich mit den jeweili- 
gen Partnern so besprochen und wird als ausrei- 
chend akzeptiert. Darüber hinaus gibt es aber eine 
Reihe von Einzelfällen, die über dieses Stadium hin- 
ausgehen. Es ist durchaus nachvollziehbar, daß ins- 
besondere in einem Bereich, den Sie angesprochen pj 
haben, also Hotel- und Gaststättenbereich, aber auch 
zum Beispiel in Bereichen wie Fremdsprachensekre- 
tärinnen oder Speditionskaufleuten ein längerer Auf- 
enthalt durchaus sinnvoll sein kann. Es ist nur wich- 
tig, daß in den anderen Fällen auch die vereinbarten 
Mechanismen greifen, das heißt, die an der Ausbil- 
dung Beteiligten und Verantwortlichen - das sind 
insbesondere die zuständigen Kammern - unterhal- 
ten sich mit dem jeweiligen Partner auf der anderen 
Seite und müssen zu Ergebnissen kommen. Es wäre 
verfehlt, wenn wir auf Bundesebene ganz konkret 
bestimmte Grenzen ziehen oder sagen, in jedem Fall 
muß diese Grenze erweitert werden. Denn wer kann 
besser vor Ort beurteilen, wann es sinnvoll ist, Aus- 
landsaufenthalte auszudehnen? Abschließend finde 
ich schon, daß bei diesen Bereichen, die Sie ange- 
sprochen haben, sehr wohlwollend zu prüfen ist, ob 
nicht auch längere Aufenthalte im Sinne des Ausbil- 
dungszieles stehen. Aber dies zu beantworten muß 
Sache der betroffenen und zuständigen Stellen sein. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine weitere Zusatz- 
frage, Frau Kollegin. 

Dr. Barbara Hendricks (SPD): Sie haben in Ihrer 
ersten Antwort auf meine Frage davon gesprochen, 
daß Sie in Verhandlungen mit der niederländischen 
Seite stehen, um zu binationalen Abschlüssen zu 
kommen. Können Sie mir näher erläutern, welchen 
Stand diese Verhandlungen haben und wann Sie mit 
Ergebnissen rechnen? 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 76. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 6. Dezember 1995 


6677 


(A) Bernd Neumann, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Ich kann Ihnen sagen, daß die Ver- 
handlungen kurz vor dem Abschluß stehen. Was die 
Einzelheiten angeht, bin ich nicht in der Lage, Sie 
Ihnen vorzutragen. Ich bin aber gerne bereit. Ihnen 
das schriftlich nachzureichen, wenn Sie wissen wol- 
len, worum es bei diesen Verhandlungen im einzel- 
nen geht. Wir stehen aber vor einem alsbaldigen 
Abschluß. 

Dr. Barbara Hendricks (SPD): Danke. Ich wäre 
damit sehr einverstanden, wenn Sie mir den Stand 
bzw. bald das Ergebnis mitteilen könnten. 

Vizepräsident Hans Klein: Ich rufe die Frage 29 
auf, die der Kollege Walter Schöler gestellt hat: 

Wie reagiert die Bundesregierung auf die Hochschulfinanzie- 
rungen in anderen Staaten, bei denen die Hochschulen und die 
Lehrstuhlinhaber ihre Leistungen auf dem Gebiet der For- 
schung sowie für Gutachten und Planungen akquirieren und 
wesentliche Teile der hieraus erzielten Einnahmen an die Hoch- 
schule abführen, und gibt es Überlegungen, hierüber Gesprä- 
che mit den Bundesländern aufzunehmen? 

Bitte, Herr Parlamentarischer Staatssekretär. 

Bernd Neumann, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Auch in der Bundesrepublik 
Deutschland werden Drittmittel, um die es in Ihrer 
Frage geht, in erheblichem Umfang von Hochschul- 
lehrern eingeworben, die zur Finanzierung des 
Hochschulsystems beitragen. 

Die Drittmitteleinnahmen der Hochschulen betru- 
gen im Jahr 1993 insgesamt 3,75 Milliarden DM, dies 
sind etwa 8,4 Prozent der Aufwendungen für die 
Hochschulen insgesamt. Der Anteil der Drittmittel ist 
in den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen. 

Die Verwendung von Drittmitteln der Hochschulen 
im Bereich der Forschung ist in § 25 Abs. 6 Hoch- 
schulrahmengesetz geregelt. Danach stehen finan- 
zielle Erträge der Hochschule aus Forschungsvorha- 
ben, die in der Hochschule durchgeführt werden, 
dieser für die Erfüllung ihrer Aufgaben zur Verfü- 
gung. Dies gilt insbesondere für Einnahmen, die der 
Hochschule als Entgelt für die Inanspruchnahme von 
Personal, Sachmitteln und Einrichtungen zufließen. 

Die Ständige Konferenz der Kultusminister der 
Länder hat sich in der Vergangenheit wiederholt mit 
der Finanzierung des Hochschulsystems befaßt und 
im April 1994 „11 Thesen zur Stärkung der Finanz- 
autonomie der Hochschulen" beschlossen. Darin 
wird die von mir angesprochene Regelung, durch 
das HRG positiv bewertet. 

Bei diesem Sachstand sieht die Bundesregierung 
keinen Anlaß, erneut in Gespräche mit den Ländern 
über die Einbeziehung ausländischer Erfahrungen 
einzutreten. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Herr Kol- 
lege Schöler. 


Walter Schöler (SPD): Herr Staatssekretär, Sie (C) 
haben die Zahl 8,4 Prozent erwähnt, die in der 
Gesamtfinanzierung erbracht werden. Könnten Sie 
auch die Zahl nennen, die die Relation von Gesamt- 
einnahmen zu diesen 8,4 Prozent darstellt? Es geht 
nicht darum was von den Hochschulen anteilig mit 
8,4 Prozent finanziert worden ist, sondern um das, 
was insgesamt durch Forschung, Lehre, Gutachten 
usw. erwirtschaftet worden ist. 

Bernd Neumann, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Die Zahl kann ich nennen, aber ich 
habe sie nicht bei mir, weil sie aus dieser Frage nicht 
erkennbar war. Ehe ich Ihnen Schätzungen gebe, 
wäre mir lieb, daß wir Ihnen das durch unser Haus 
nach Rücksprache mit den zuständigen Stellen 
schriftlich geben. 

Walter Schöler (SPD): Ist Ihnen auch bekannt, daß 
es viele Hochschulen in anderen Staaten gibt, die 
nicht zu 8,4 Prozent oder ähnlichen Prozentzahlen, 
sondern zu 50 Prozent und mehr aus diesen Einnah- 
men finanziert werden? Sie verstehen diese Frage 
sicherlich angesichts des Wustes von freiberuflichen 
Nebentätigkeiten der Lehrstuhlinhaber auf dem 
Gebiet Forschung, Lehre, Wissenschaft, Literatur 
usw. 

Bernd Neumann, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Ich habe mich auf Grund Ihrer 
Frage natürlich damit befaßt, wie es woanders aus- (dj 
sieht. Es werden insbesondere die USA immer wie- 
der herangezogen. 

Die erste Erkenntnis der Überprüfung ist - das ist 
Ihnen sicherlich bekannt -, daß Sie zum Beispiel das 
Hochschulsystem in den USA, wo der Anteil der 
Drittmittel wesentlich höher liegt - das trifft sicher- 
lich auch auf einige andere Länder zu -, nicht mit 
unserem Hochschulsystem vergleichen können. 

Der Unterschied besteht darin, daß wir für unsere 
Hochschulen wie für die außeruniversitären Einrich- 
tungen eine festliegende Grundfinanzierung haben 
und daß auch der Bereich Personal nicht über Dritt- 
mittel zu finanzieren ist, während Sie in Amerika die 
Situation haben, daß sie zum Teil die Grundfinanzie- 
rung wie auch zum Teil Personalkosten mit von den 
Hochschullehrern zu akquirierenden Drittmitteln zu 
bestreiten haben. Das heißt, die Situation ist nicht 
vergleichbar. Deshalb gibt es in anderen Ländern 
zum Teil die Verpflichtung, Drittmittel einzuwerben. 

Der Vergleich ist möglich, aber das Übertragen 
kaum. Wenn wir weitere, zwingende Verpflichtun- 
gen der Hochschullehrer, die übrigens eine ganze 
Menge tun, zu akquirieren, nun noch gesetzesmäßig 
verankern, werden wir große Probleme mit den 
ohnehin überlasteten Lehrern bekommen. Die Hoch- 
schullehrer sind ja zum Teil auf Grund der Überla- 
stung nicht in der Lage, die Lehre ordnungsgemäß, 
wie das wünschenswert wäre, zu bestreiten. Weil 
dies auch im Ausland sehr unterschiedlich ist, läßt 
sich dies nicht übertragen. 
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(A) Allerdings sind die Bundesregierung wie auch die 
Länder - das kommt ja auch im Hochschulrahmenge- 
setz zum Ausdruck - schon daran interessiert, den 
Anteil der Drittmittel, insbesondere den aus dem pri- 
vatwirtschaftlichen Bereich, deutlich zu steigern. 
Drittmittel aus dem staatlichen Bereich, seitens des 
Bundes und der Länder, fließen ja sehr regelmäßig. 
Hier sind wir schon der Auffassung, daß noch Spiel- 
raum ist. Deswegen haben wir zum Beispiel im 
Bereich der Großforschungseinrichtungen zusätzli- 
che Anstrengungen unternommen, auch Mechanis- 
men vereinfacht, um sie zu motivieren, noch mehr 
Drittmittel zu akquirieren. 

Vizepräsident Hans Klein: Jetzt hat Herr Professor 
Laermann noch eine Zusatzfrage. 

Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann (FD P.): Herr Staats- 
sekretär, können Sie bestätigen, daß die von Ihnen 
genannte Prozentzahl, was die Drittmitteleinwerbun- 
gen der Hochschulen oder Universitäten betrifft, 
einen Durchschnittswert darstellt, der sich auf alle 
Hochschulen insgesamt bezieht, und können Sie 
bestätigen, daß natürlich zwischen den einzelnen 
Disziplinen erhebliche Unterschiede bestehen? Bei- 
spielsweise werden in technischen Disziplinen bis zu 
50 Prozent oder 60 Prozent der Mittel an den Institu- 
ten aus Drittmitteln eingeworben. 

Bernd Neumann, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: Ich kann dies nicht nur bestätigen, 

(B) sondern ich kann dies ergänzen. Hier gibt es höchst 
unterschiedliche Quoten. Die Zahl, die ich genannt 
habe, ist eine Quote, die sich auf den gesamten 
Bereich bezieht. Ich kenne Einrichtungen an Institu- 
ten von Universitäten, zum Beispiel der Universität 
Bremen, die einen Anteil von 60 Prozent bis 
70 Prozent an Drittmitteln haben. Dies hängt natür- 
lich auch damit zusammen, daß es sich um naturwis- 
senschaftliche oder um ingenieurswissenschaftliche 
Bereiche handelt, die sehr anwendungsorientiert 
sind. Das wird im juristischen oder geisteswissen- 
schaftlichen Bereich ungleich schwieriger sein. Inso- 
fern bestätige ich voll das, was Sie gesagt haben. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen zu 
dieser Frage werden nicht gestellt. 

Die Frage 30 des Kollegen Horst Kubatschka soll 
schriftlich beantwortet werden. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. - Vielen Dank, Herr Parlamenta- 
rischer Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe- 
riums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
auf. Die Frage Nr. 1, die der Kollege Gernot Erler 
gestellt hat, möge ebenfalls schriftlich beantwortet 
werden. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Ver- 
teidigung: Schriftlich beantwortet werden sollen die 
Frage 2, gestellt vom Kollegen Hans Wallow, und die 
Frage 3 vom Kollegen Winfried Nachtwei. Die Ant- 
worten werden als Anlagen abgedruckt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für (C) 
Gesundheit: Die Fragen 4 und 5 des Kollegen Ernst 
Hinsken mögen beide schriftlich beantwortet wer- 
den. Auch diese Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt, 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: Die Fra- 
gen 6 und 7, beide gestellt von der Kollegin Marion 
Caspers-Merk, sollen schriftlich beantwortet werden. 
Auch diese Antworten werden als Anlagen abge- 
druckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmiiliste- 
riums für Post und Telekommunikation auf. Der Par- 
lamentarische Staatssekretär Dr. Paul Laufs steht uns 
zur Beantwortung zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 8 auf, gestellt vom Kollegen 
Dr. Karl-Hans Laermann: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß mit sog. Scannern alle 
Gespräche, die über Schnurlostelefone geführt werden, in ei- 
nem Umkreis von 500 m problemlos abgehört, mit Zusatzplati- 
nen für PCs sogar empfangene Signale im Computer weiterver- 
arbeitet, verschlüsselte Daten dekodiert, Morsezeichen über- 
setzt und Spektralanalysen durchgeführt werden können? 

Ich bitte um Beantwortung. 

Dr. Paul Laufs, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol- 
lege Laermann, der Bundesregierung ist bekannt, 
daß Schnurlostelefone, die mit analoger Technik 
arbeiten, abgehört werden können. Das ist auch in 
der Öffentlichkeit bekannt. Es gibt jedoch ein großes 
Angebot von Schnurlostelefonen auf dem Markt, die 
nach dem DECT-Standard arbeiten. „DECT"' steht 
für „Digital European Cordless Telecommunica- 
tions“. Diese Geräte verwenden ein gesichertes 
Übertragungsverfahren. Im übrigen ist die unbefugte 
Aufzeichnung des nicht öffentlich gesprochenen 
Wortes nach § 201 Strafgesetzbuch unter Strafe 
gestellt. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage? 

Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann (FD R): Herr Staats- 
sekretär, kann man davon ausgehen, daß bei digita- 
ler Gesprächs- und Telekommunikationstechnik ein 
Abhören der Gespräche, wie es jetzt möglich ist, aus 
technischen Gründen nicht mehr möglich sein wird? 

Dr. Paul Laufs, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol- 
lege Laermann, ein direktes Abhören ist mit Multi- 
bandfunkempfängern, den sogenannten Scannern, 
bei Schnurlostelefonen, die nach dem DECT-Stan- 
dard arbeiten, nicht möglich. Die Funkübertragung 
erfolgt bei DECT mittels eines gemischten Systems 
aus Frequenz- und Zeitmultiplexverfahren mit wech- 
selnder Zuordnung der Kanäle. Diese komplexen 
digitalisierten Funkverkehre sind nur mit hohem 
technischen Aufwand aufzuzeichnen, aufzulösen 
und wieder in verständliche Sprache umzusetzen. 

Dies ist, wie ich bereits dargestellt habe, strafbe- 
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Pari. Staatssekretär Dr. Paul Laufs 

(A) wehrt verboten, so daß eine entsprechend hohe kri- 
minelle Energie hinzukommen müßte. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine zweite Zusatz- 
frage. 

Dr.-!ng, Karl-Hans Laermann (FD P.): Herr Staats- 
sekretär, wie beurteilen Sie die schon heute legale 
Möglichkeit, anstatt mit Scannern zu arbeiten, die 
entsprechende Platine in Homecomputer einzu- 
bauen, womit es ermöglicht wird, in einem Frequenz- 
band von 500 Kilohertz bis 1,3 Gigahertz Spektral- 
analysen durchzuführen, Morsezeichen aufzuneh- 
men und verschlüsselte Daten zu dekodieren, das 
heißt, im Computer selbst die Daten weiterzuverar- 
beiten? Glauben Sie, daß dies im ISDN-Betrieb nicht 
möglich ist? 

Dr. Paul Laufs, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol- 
lege Laermann, selbstverständlich gibt es keine 
Übertragungstechniken, die nicht abgehört werden 
können; denn sonst wären sie nicht nutzbar. 

Ich kann noch einmal auf das Strafgesetzbuch hin- 
weisen, 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Das ist nicht 
besonders hüfreich!) 

nach dem die Aufzeichnung, Entschlüsselung und 
Verwertung solcher Übertragungen unter Strafe 
gestellt sind. Dies aber ist, wie Sie in Ihrer Frage 
selbst dargestellt haben, nur mit einem hohen techni- 
schen Aufwand möglich. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das ist 
ein gar nicht mehr so hoher Aufwand!) 

Vizepräsident Hans Klein: Stellt zur Frage 8 
jemand eine Zusatzfrage? - Das ist nicht der Fall. 

Dann rufe ich die Frage 9 auf, die ebenfalls der 
Kollege Professor Laermann gestellt hat: 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergrei- 
fen, um angesichts der bereits in Millionen Stückzahlen in 
Deutschland verkauften Scanner dieses unkontrollierte Abhö- 
ren von Telefongesprächen zu unterbinden? 

Ich bitte um Beantwortung. 

Dr. Paul Laufs, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Post und Telekommunikation: Herr Kol- 
lege Laermann, bei den Schnurlostelefonen handelt 
es sich um private Endgeräte. Es ist die Aufgabe der 
Industrie, im Endgerätebereich für eine höhere 
Sicherheit Sorge zu tragen. Die Bundesregierung 
wird weiterhin zur Bewußtseinsbildung in der 
Öffentlichkeit beitragen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann (F.D.P): Herr Staats- 
sekretär, auch im Zusammenhang mit meiner ersten 
Frage möchte ich doch noch einmal folgendes 
ansprechen: Was können wir dagegen tun, daß der 


Bürger, der analog betriebene Schnurlostelefone - (C) 

meine Vorhersage: dies gilt in Zukunft auch für digi- 
tal betriebene Telefone - benutzt, davon ausgehen 
muß, daß er in einem größeren Umfeld abgehört wer- 
den kann, da der Verkauf, der Besitz und die Benut- 
zung solcher Scanner und solcher Platinen in den 
PCs nicht verboten ist? 

Ich darf meine Zusatzfrage gleich mit stellen: Wie 
bewerten Sie im Zusammenhang mit der modernen 
Telekommunikationstechnik, daß man Mobiltelefone 
und Handies zwar nicht hinsichtlich des Inhalts des 
Funkverkehrs überwachen kann, aber ohne Pro- 
bleme ein Bewegungsprofil von ihnen erstellen 
kann? 

(Freimut Duve [SPD]: Der Plauschangriff 
der Allgemeinheit!) 

Dr. Paul Laufs, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Post und Telekommunikation: Kollege 
Laermann, zunächst sollten Sie unterscheiden - Sie 
haben eine Fülle von Fragen aufgeworfen - zwischen 
den privaten Endgeräten und den Fernmeldeanla- 
gen, deren Betreiber Telekommunikationsdienstlei- 
stungen für die Öffentlichkeit anbieten. In diesen 
Netzen muß das Fernmeldegeheimnis durch beson- 
dere technische Vorkehrungen geschützt werden. 
Wenn für das Angebot solcher öffentlicher Telekom- 
munikationsdienstleistungen die Funktechnik, etwa 
nach dem DECT-Standard, benutzt wird, müssen 
selbstverständlich entsprechende Gewährleistungen 
vorgesehen sein. Es ist möglich, den Schutz durch 
die Benutzung komplexer technischer Verschlüsse- 
lungsverfahren noch zu verstärken. 

Im übrigen: Es ist bekannt, daß ein Abhören von 
analog betriebenen Telefonen relativ einfach möglich 
ist. Um einen Vergleich heranzuziehen: Wer auf Gar- 
dinen und Vorhänge an seinen Fenstern verzichtet, 
der muß wissen, daß der indiskrete Nachbar Einblick 
nehmen kann. Das kann man nicht verhindern; das 
kann man auch nicht verbieten. 

(Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann [F.D.P]: Das 
sieht man aber!) 

Man kann nur strafbewehrt verbieten, daß mit tech- 
nischen Mitteln Aufzeichnungen vom Einbruch in 
die Privatsphäre gemacht werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage? 

Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann (F.D.P): Ich dachte, 
ich hätte zwei in einer Frage gestellt. 

(Freimut Duve [SPD]: So bringt ein Profes- 
sor wirklich die Regierung mit einer moder- 
nen Technik in die Klemme!) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Duve, ich 
habe natürlich nicht ohne Genugtuung festgestellt, 
daß der Professor Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann, der 
nach den raffiniertesten neuen technologischen Ent- 
wicklungen fragt, mit der Tatsache, daß wir hier zwei 
oder drei Sekunden warten müssen, bis wir endlich 
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(A) einen Ton auf dem Mikrophon haben, auch nicht 
besser zu Rande kommt als andere. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Das 
spricht gegen unsere Technik, nicht gegen 
Herrn Laermann!) 

Vielen Dank, Herr Parlamentarischer Staatssekre- 
tär. 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Wirtschaft: Die Fragen 10 und 11 - Dr. Martin Mayer 
(Siegertsbrunn) 12 und 13 - Renate Blank 14 und 
15 - Hans Raidel 16 - Hermann Bachmaier - und 
17 - Norbert Gansei - sollen schriftlich beantwortet 
werden. Die Antworten werden als Anlagen abge- 
druckt. 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ver- 
kehr: Zur Beantwortung der Fragen steht uns der 
Parlamentarische Staatssekretär Johannes Nitsch zur 
Verfügung. 

Herr Kollege Nitsch, die Frage 18, gestellt vom Kol- 
legen Horst Kubatschka, soll schriftlich beantwortet 
werden. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 19 auf, die der Kollege Joachim 
Tappe gestellt hat: 

Welche fachlichen und politischen Gründe haben den Bun- 
desminister für Verkehr veranlaßt, von der weitestgehenden 
Übereinstimmung mit dem zuständigen hessischen Fachmi- 
nister im Zusammenhang mit der bisherigen Planung zum Bau 
der A 44 abzurücken? 

Ich bitte um Beantwortung. 

Johannes Nitsch, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Verkehr: Sehr geehrter Herr Abge- 
ordneter Tappe, das Bundesministerium für Verkehr 
ist von seinen bisherigen Aussagen zur Korridorent- 
scheidung für die A 44 zwischen Kassel und Eise- 
nach nicht abgewichen. Es gelten für uns nach wie 
vor die Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsprü- 
fung Stufe 1. Ziel aller weiteren Bemühungen zur 
Trassenfindung für dieses Stück der A 44 können nur 
straßenbaufachlich orientierte Lösungen sein. Diese 
müssen in jeder planungsrechtlichen Verfahrensstufe 
nachvollziehbar sein und eventuell in einem Rechts- 
streit nachgeprüft werden können. 

Eine Entscheidung über die konkrete Trassenfüh- 
rung der A 44 wird vom Bundesministerium für Ver- 
kehr erst nach Abschluß des auf Landesebene noch 
durchzuführenden Raumordnungsverfahrens und 
auf der Basis der dann vorliegenden Daten getroffen 
werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage? 

Joachim Tappe (SPD): Herr Staatssekretär, wie Sie 
wissen, hat der hessische Verkehrsminister am 
20. September 1995 eine Vorzugslinie vorgestellt. Ich 
weiß aus dem zuständigen Hause in Wiesbaden, daß 
Ihnen wenige Tage danach dieser Vorschlag mit der 
entsprechenden Begründung zugegangen ist. Ich 
würde gerne von Ihnen wissen, ob Sie diese Vorent- 
scheidung für eine fachliche oder für eine politische 
Entscheidung halten. 


Johannes Nitsch, Pari. Staatssekretär beim Bun- (C) 
desminister für Verkehr: Herr Abgeordneter, ich muß 
hier wiederholen, daß unser Haus eine Linienbestim- 
mung erst nach Abschluß des Raumordnungsverfah- 
rens und auf Grund der dann vorliegenden Daten 
treffen kann. Die von Ihnen erwähnte Vorstellung 
des hessischen Ministers hat insoweit für uns keine 
rechtliche Bedeutung. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage? 

Joachim Tappe (SPD): Herr Staatssekretär, ich bin 
mit der Antwort auf die Frage noch nicht zufrieden, 
weil ich hier einen Brief des Bundesverkehrsmi- 
nisters an den Kasseler Oberbürgermeister vor mir 
liegen habe. Dort heißt es: 

Eine Minimierung der mit jeder Trassenführung 
verbundenen Eingriffe kann mit einem vertretba- 
ren Aufwand nur innerhalb des Lossekorridors 
erreicht werden. 

Was hat den Bundesverkehrsminister, was hat Ihr 
Haus dazu veranlaßt, von der bisherigen Überein- 
stimmung abzuweichen? 

Johannes Nitsch, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Verkehr: Ich gehe davon aus, daß Sie 
nur einen Auszug aus diesem Schreiben vorgetragen 
haben. Ich kann mir nicht vorstellen, daß wir uns 
schon definitiv für einen Korridor entschieden haben. 

Ich muß allerdings betonen, daß dieser Korridor, 
den Sie eben benannt haben, in der Umweltverträg- 
lichkeitsstudie, Stufe 1, favorisiert wurde, was wir 
zwar als bisher vorliegende Entscheidung, aber noch 
nicht im Sinne einer Linienbestimmung bewerten 
müssen. Dazu sind weitere Untersuchungen, zum 
Beispiel das Raumordnungsverfahren, und die vom 
Land vorzuschlagenden Linien erforderlich. In die- 
sem Verfahren kann es dazu kommen, daß die Linie 
im Rahmen des Lossekorridors bestimmt wird; 
genauso ist aber auch der Söhrekorridor möglich. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine weitere Zusatz- 
frage, bitte. 

Berthold Wittich (SPD): Sehr geehrter Herr Staats- 
sekretär, wie beurteilen Sie eigentlich die Einschät- 
zung des verkehrspolitischen Sprechers der F.D.P.- 
Landtagsfraktion in Wiesbaden - ich meine Herrn 
Dieter Posch, der Ihnen als ehemaliger Staatssekre- 
tär sicherlich bekannt ist -, Staatssekretär Carstens 
wolle eine Entscheidung auf die lange Bank schie- 
ben - gemeint ist das, was Sie eben dargelegt haben, 
daß im Rahmen des Raumordnungsverfahrens zwei 
Trassen intensiv geprüft werden müßten -, um dann 
den Vorstellungen der rot-grünen Koalition in Hes- 
sen zu folgen? 

Johannes Nitsch, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Verkehr: In unserem Hause ist es 
nicht üblich, etwas auf die lange Bank zu schieben, 
wenn die entsprechenden Unterlagen der Länder 
vorliegen. Ich sage Ihnen heute zu: Sobald das 
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Pari. Staatssekretär Johannes Nitsch 
(A) Raumordnungsverfahren abgeschlossen ist und die 
entsprechenden Daten für die Linienbestimmung 
vorliegen, werden wir im Rahmen der üblichen Zeit 
eine Entscheidung sofort treffen. 

(Freimut Duve [SPD]: Die übliche Zeit ist 
die lange Bank!) 


Das GVZ fördert die Kooperation zwischen den 
Speditionsunternehmen und die verstärkte Einbin- 
dung der Bahn. Dies führt wegen der Verkehrsverla- 
gerung von der Straße auf die Schiene generell zu 
einem geringeren Verkehrsaufkommen und damit zu 
mehr Verkehrssicherheit auf den Straßen. Das sind 
alles Punkte, die Sie sicherlich schon kennen und 
nicht hören wollen. Ich möchte sie aber als Vorbe- 
merkung nennen. 


Auch hinsichtlich des anderen Hintergrunds Ihrer 
Frage, inwieweit die A 7 im Bereich Kassel eventuell 
eine Verstärkung erfahren müsse, kann ich im 
Moment noch keine Auskunft geben, 

{Freimut Duve [SPD]: Kassel auf der langen 
Bank!) 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Herr Kol- 
lege Tappe. 

Entschuldigung! Herr Staatssekretär, Sie brauchen 
nur die Fragen zu beantworten, die offiziell gestellt 
werden. 

Joachim Tappe (SPD): Herr Staatssekretär, was 
halten Sie von der Aussage des persönlichen Refe- 
renten des Bundesverkehrsministers, der zu mir 


gesagt hat, die Entscheidung über das GVZ sei aus- 
schließlich eine kommunalpolitische Entscheidung 
und stehe weder im Zusammenhang mit der A 44 
noch mit der A 7; deshalb habe er es abgelehnt, 
wichtige Kommunalpolitiker, zum Beispiel den Ober- 
bürgermeister der Stadt Kassel und den Landrat des 
Landkreises Kassel, zu einem Gespräch zu dieser 
Frage zu empfangen? Er hat gesagt, er könne sich 
nicht mit jedem aufgeregten Kommunalpolitiker 
unterhalten. 

(Freimut Duve [SPD]: Das ist ja ein tolles 
Ding!) 

Johannes Nitsch, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Verkehr: Zu dieser Aussage kann ich 
nichts sagen, weil ich nicht dabeigewesen bin. Ich 
kann Ihnen zur verkehrspolitischen Bedeutung der 
GVZs sagen, daß sie weit über die kommunalen 
Interessen hinausgehen. Sie sind letzten Endes auch 
Bestandteil des Bundesverkehrswegeplans 1992. 

Wir stellen dafür beträchtliche Mittel bereit und 
sind auch auf der Leitungsebene bemüht, ein wenig 
mehr Tempo in die Entwicklung der GVZs insgesamt 
hineinzubekommen. Wir nehmen an, daß wir in Kas- 
sel bereits im nächsten Jahr Baurecht haben werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine weitere Zusatz- 
frage. 

Joachim Tappe (SPD): Meine Zusatzfrage ergibt 
sich daraus fast von selbst; ich stelle sie nun ganz 
konkret: Wann ist seitens Ihres Hauses mit einer 
Genehmigung des sogenannten Lohfeldener Rüssels, 
also der Anbindung an die bestehende A 7, zu rech- 
nen, nachdem Ihnen auch der hessische Verkehrsmi- 
nister die entsprechenden Daten vorgelegt hat? 

Johannes Nitsch, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Verkehr: Es gibt noch keine Entschei- 
dung für den Lohfeldener Rüssel. Im Rahmen der 
Daten, von denen ich bereits gesprochen habe, wird 
hierzu eine Entscheidung getroffen werden. Das Pro- 
blem ist bei uns in Bearbeitung, aber ich kann Ihnen 
im Moment nicht ja oder nein sagen. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
werden nicht gestellt. Herr Parlamentarischer Staats- 
sekretär, ich bedanke mich für die Beantwortung. 
Die Fragen 21 und 22, gestellt vom Kollegen Steen- 
block, sollen ebenso wie die Fragen 23 und 24, 
gestellt vom Kollegen Jüttner, und die Fragen 25 und 
26 des Kollegen Kunick schriftlich beantwortet wer- 
den. Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen damit zum Geschäftsbereich des Aus- 
wärtigen Amtes. Die Frage 31 des Kollegen Wallow, 
die Frage 32 des Kollegen Erler und die Frage 33 des 
Kollegen Bachmaier sollen schriftlich beantwortet 
werden. Die Antworten werden als Anlagen abqe- 
druckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisteriums des Innern. Zur Beantwortung der Fragen 


Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
dazu werden nicht gestellt. 

Dann rufe ich Frage 20 auf, die ebenfalls der Kol- 
lege Joachim Tappe gestellt hat: 

Welche Struktur- und verkehrspolitische Bedeutung mißt der 
Bundesminister für Verkehr dem Bau des Güterverkehrszen- 
trums (GVZ) Kassel am vorgesehenen Standort zu, und welche 
Auswirkungen hat die Realisierung des GVZ auf die Trassen- 
führung der zukünftigen A 44? 

Johannes Nitsch, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Verkehr: Sehr geehrter Herr Abge- 
ordneter Tappe, mit diesem in Kassel vorgesehenen 
Güterverkehrszentrum soll die strukturschwache 
Region Kassel an das im Aufbau befindliche europäi- 
sche Netz der entsprechenden Umschlagbahnhöfe 
angeschlossen und damit die Attraktivität des Wirt- 
schaftsstandorts Kassel gesteigert werden. Das ist 
Ihnen sicherlich bekannt. 


Zur Beurteilung der verkehrlichen Auswirkungen 
dieses Güterverkehrszentrums auf die Leistungsfä- 
higkeit der A 7 und der A 44 - ich nehme an, das ist 
der Kernpunkt Ihrer Frage - bedarf es noch weiterer 
Untersuchungen. Uns liegen erste Ergebnisse vor. 
Wir müssen diese bewerten und mit den hessischen 
Landesstellen abstimmen. Ich kann Ihnen im 
Moment also keine Antwort darauf geben, ob der 
Standort des GVZ den einen oder anderen Korridor 
bevorzugt oder benachteiligt. 
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Vizepräsident Hans Klein 

(A) steht uns der Parlamentarische Staatssekretär 
Eduard Lintner zur Verfügung. 

Bei den Fragen 34 und 35 des Kollegen Gerd 
Andres wird um schriftliche Beantwortung gebeten. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 36, die unser Kollege Günter 
Graf gestellt hat, auf: 

Trifft es zu, daß anläßlich des Besuchs des französischen Sena- 
tors Paul Masson (Schengen-Beauftragter des französischen 
Premiers) in Frankfurt/Oder vor einigen Wochen am Stadtüber- 
gang über das Normalmaß hinaus verstärkt Personal -vornehm- 
lich des Bundesgrenzschutzes (BGS) - und technisches Gerät 
eingesetzt wurden, um beispielhaft die Ausgleichsmaßnahmen 
in Sachen des Schengener Durchführungsübereinkommens zu 
demonstrieren? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, ich bitte um 
Beantwortung. 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Lieber Herr Kollege Graf, die 
Antwort lautet: Anläßlich des Besuches des französi- 
schen Senators Paul Masson am 27. Oktober 1995 
am Grenzübergang Frankfurt/Oder hat der BGS 
kein Personal oder Gerät über das Normalmaß hin- 
aus eingesetzt, um beispielhaft die Ausgleichsmaß- 
nahmen in Sachen des Schengener Durchführungs- 
übereinkommens zu demonstrieren. 

Unabhängig davon wurden zur sicheren und 
ungestörten Durchführung des Besuchsprogramms 
die erforderlichen Begleit- und Schutzkräfte einge- 
setzt. 

(B) 

Vizepräsident Hans Klein; Zusatzfrage? 

(Günter Graf [Friesoythe] [SPD]: Ja, zur 
zweiten Frage!) 

Dann rufe ich jetzt die Frage 37 des Kollegen Gün- 
ter Graf auf: 

Wenn ja, welches Personal bzw. Gerät wurde von welchen 
Dienststellen abgezogen und am Stadtübergang Frankfurt/ 
Oder anläßlich des Besuches des Senators Paul Masson einge- 
setzt? 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Es entfällt eine Beantwortung 
der zweiten Frage, weil die Prämisse nicht stimmt. 

Vizepräsident Hans Klein: Ihre Zusatzfrage. 

Günter Graf (Friesoythe) (SPD): Herr Staatssekre- 
tär, wenn ich Sie richtig verstanden habe, verneinen 
Sie absolut und sagen: Es hat keinerlei Besonderhei- 
ten gegeben, um den Eindruck zu erwecken, es sei 
an der Grenze alles in Ordnung? Dieses erklären Sie 
in aller Deutlichkeit. 

(Pari. Staatssekretär Eduard Lintner: So ist 
es!) 

Wir werden das überprüfen. 

Die Erkenntnisse - das sage ich Ihnen ganz deut- 
lich; Sie wissen das wahrscheinlich auch die wir 
haben, sind anderer Natur. Die Beamten vor Ort 


haben dieses anläßlich eines Besuches des Kollegen (C) 
Kemper und mir vor 14 Tagen an mehreren Stellen 
sehr deutlich gesagt. Hier ist jetzt offenbar ein Kon- 
flikt gegeben, den wir aber weiter austragen; ich will 
das jetzt hier nicht vertiefen. 


Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Herr Kollege Graf, möglicher- 
weise liegt eine Verwechslung vor. Ich habe darauf 
hingewiesen, daß zur Absicherung des Besuchspro- 
gramms und der Person des Besuchers natürlich 
zusätzliche Kräfte eingesetzt waren. Aber diese hat- 
ten nichts mit der grenzpolizeilichen Aufgabenstel- 
lung zu tun. 


Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 


Günter Graf (Friesoythe) (SPD): Dann möchte ich 
noch eine Zusatzfrage stellen. Wenn Sie sagen, das 
seien Maßnahmen zum Schutz von Herrn Masson 
gewesen, frage ich mich natürlich: Vor welchem Hin- 
tergrund wurden denn technische Einrichtungen - 
EDV-Anlagen, Bildschirme und sonstige Dinge - an 
anderen Grenzübergangsstellen abgezogen und am 
Übergang Stadtmitte in Frankfurt/Oder installiert? 
Das hat doch sicherlich nichts mit dem Schutz des 
Herrn Masson zu tun. 


Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Herr Kollege Graf, das, was sich (D) 
dort abgespielt hat, vollzog sich im Bereich des nor- 
malen Dienstes. Es gab also keine zusätzlichen, 
wenn Sie so wollen: getürkten Situationen und kei- 
nen entsprechenden Aufwand. 


Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Graf, Sie 
hätten noch zwei Zusatzfragen, wenn Sie wollen. 
Aber der Kollege Kemper möchte ebenfalls etwas fra- 
gen. Bitte sehr. 


Hans-Peter Kemper (SPD): Da meine Fragen im 
Prinzip durch Ihre Antwort zur ersten Frage des 
Herrn Graf erledigt sind, möchte ich gerne eine 
Zusatzfrage stellen: Können Sie mir erklären, warum 
dann Computeranlagen - beim Personal kann man 
Ihren Ausführungen durchaus noch folgen - zum 
Grenzübergang Frankfurt/Oder transportiert worden 
sind und die anderen Dienststellen dadurch von 
Computern entblößt wurden? Das ist ja nun keine 
Schutzmaßnahme für Herrn Masson, sondern das 
sind Maßnahmen, die einen technischen Standard 
nachweisen sollen, der im Normalfall an dieser 
Grenzschutzstelle nicht vorhanden ist. 


Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Herr Kollege Kemper, die Unter- 
lagen, die mir zur Verfügung stehen, weisen einen 
solchen Vorgang nicht aus. Deshalb kann ich Ihnen 
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Pari, Staatssekretär Eduard Lintner 
(A) nur sagen, daß das offenbar nicht im Zusammenhang 
mit dem Besuch von Masson steht. 

(Hans-Peter Kemper [SPD]: Das ist überein- 
stimmend von den Führungskräften und 
auch von den betroffenen Beamten so 
geschildert worden! - Freimut Duve [SPD]: 

Ausgerechnet an der Grenze!) 

Vizepräsident Hans Klein: Wenn keine weiteren 
Zusatzfragen zu der Frage 37 gestellt werden, rufe 
ich die Frage 38 auf, die der Kollege Hans-Peter 
Kemper gestellt hat: 

Wie wurden an den anläßlich des Besuchs von Senator Paul 
Masson an der deutsch-polnischen Grenze zugunsten der be- 
sichtigten Dienststelle personell und technisch geschwächten 
übrigen Grenzübergangsstellen und der grünen Grenze die not- 
wendigen Überwachungs- und Kontrollmaßnahmen durchge- 
führt, und welche dadurch bedingten Sicherheitsdefizite oder 
sonstigen Nachteile haben sich ergeben? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, bitte. 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Herr Kollege Kemper, die Ant- 
wort ergibt sich eigentlich bereits aus dem Bisheri- 
gen. Ich kann nur noch einmal darauf hinweisen, daß 
anläßlich des Besuches des Senators Masson weder 
eine Grenzschutzstelle an einem Grenzübergang 
noch eine solche an der grünen Grenze personell 
oder technisch zugunsten der genannten Dienststelle 
geschwächt worden ist. 

Die Kontroll- und Überwachungsmaßnahmen 

ßj wurden von dem Personal der Dienststellen wie 
üblich durchgeführt. Nachteile und Sicherheitsdefi- 
zite haben sich durch den Besuch des Senators des- 
halb nicht ergeben. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Hans-Peter Kemper (SPD): Nun haben Sie, Herr 
Staatssekretär, gerade bestätigt, daß für den Besuch 
von Herrn Masson Verstärkungen vorgenommen 
worden sind. Können Sie mir denn sagen, woher die 
Verstärkungskräfte kamen, wenn nicht von den 
anderen Grenzschutzstellen? 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Aus dem Einsatzzug der Inspek- 
tion, der für solche Dinge zur Verfügung steht. 

(Freimut Duve [SPD]: Wenn ein Senator 
kommt, gibt es einen Einsatzzug?) 

- Wem soll ich jetzt antworten: Ihnen, Herr Kollege 
Duve? 

Hans-Peter Kemper (SPD): Stammt das technische 
Gerät ebenfalls aus dem Einsatzzug? 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Es stammt aus Mitteln der 
Inspektion. Davon gehe ich jetzt einmal aus, ohne 
das genau nachgeprüft zu haben. 


Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Graf, Sie (C) 
wollten dazu eine Zusatzfrage stellen. 

Günter Graf (Friesoythe) (SPD): Herr Staatssekre- 
tär, wenn ich Sie jetzt richtig verstanden habe, muß 
ich davon ausgehen, daß Sie den Kontrollstandard an 
dem Übergang Stadt in Frankfurt/Oder mit Personal 
und technischem Gerät für vollkommen ausreichend 
ansehen, weil er den nach Schengen-Standard gefor- 
derten Ausgleichsmaßnahmen gerecht wird. Können 
Sie das so bestätigen? 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Herr Kollege Graf, das kann ich 
bestätigen. Aber ich unterstelle dabei einmal, daß Sie 
auch wissen, daß wir natürlich laufend zusätzliches 
Gerät zur Verfügung stellen; beispielsweise werden 
mobile Abfrageeinheiten und dergleichen zur Ergän- 
zung der Ausrüstung des BGS an der polnischen 
Grenze zusätzlich beschafft. 

Günter Graf (Friesoythe) (SPD): Ganz konkret 
gefragt - - 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Graf, Sie 
konnten nur eine Zusatzfrage stellen. 

Möchte noch jemand aus dem Kreis der Kollegin- 
nen und Kollegen eine Frage stellen? - Das ist nicht 
der Fall. 

Dann rufe ich die Frage 39, ebenfalls vom Kollegen 
Kemper gestellt, auf: (D) 

Hält es die Bundesregierung für angemessen, anläßlich des 
Besuchs von Senator Paul Masson eine technische und perso- 
nelle Ausstattung zu präsentieren, die den tatsächlichen Gege- 
benheiten nicht entspricht, um gegenüber dem französischen 
Partnerland den Eindruck eines den vertraglichen Regelungen 
entsprechenden besonders hohen Kontrollstandards zu erwek- 
ken? 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Herr Kollege Kemper, die Beant- 
wortung der Frage 39 entfällt naturgemäß, weil wie- 
derum die Prämisse nicht stimmt. 

Vizepräsident Hans Klein: Sie können aber zwei 
Zusatzfragen stellen, Herr Kollege Kemper, wenn Sie 
wollen. 

Hans-Peter Kemper (SPD): Nein, ich verzichte. 

Vizepräsident Hans Klein: Das ist nicht der Fall. 

Herr Kollege Duve, bitte. 

Freimut Duve (SPD): Ich möchte eigentlich nur wis- 
sen, ob es analog zu diesem Beauftragten des fran- 
zösischen Premierministers für das Schengener 
Abkommen, Senator Masson, auch einen Beauftrag- 
ten bei uns gibt und ob nicht unser Beauftragter bei 
solchen Besuchen schon einmal wahrgenommen hat, 
daß dort ganz große - Sie haben eben das Wort 
„getürkt" benutzt; so will ich es nicht sagen -, dra- 
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Freimut Duve 

(A) malische Zusatzeinrichtungen „for show" auf gefah- 
ren werden? 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Herr Kollege Duve, in der Bun- 
desrepublik gibt es keinen Beauftragten, der etwa 
die BGS-Maßnahmen an der polnischen oder tsche- 
chischen Grenze inspizieren würde. Dafür haben wir 
die normalen parlamentarischen Gremien: den 
Innenausschuß, die Mitglieder des Innenausschusses 
und sonstige Abgeordnete vor Ort. Es gibt also genü- 
gend, die sich darum kümmern. Wir brauchen einen 
zusätzlichen Beauftragten nicht. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
zur Frage 39 werden nicht gestellt. 

Die Fragen 40 und 41, die vom Kollegen Klaus 
Hagemann gestellt wurden, sollen schriftlich beant- 
wortet werden. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 42, gestellt vom Kollegen Frei- 
mut Duve, auf: 

Auf welche Weise ist das Bundeskriminalcimt 1993 vor dem 
Besuch des Chefs des iranischen Auslandsgeheimdienstes, 
Fallahian, in der Bundesrepublik Deutschland 1993 informiert 
worden, und wie hat die Bundesregierung gegenüber dem Ge- 
neralbundesanwalt zur Möglichkeit der Festnahme Fallahians 
Stellung genommen, der der Beteiligung am Mordanschlag auf 
vier Führungsmitgliedor der iranisch-kurdischen Opposition 
1992 in Berlin verdächtigt wird? 

Ich bitte, Herr Parlamentarischer Staatssekretär, 
um Beantwortung. 

(B) 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Herr Kollege Duve, die Antwort 
lautet: Das Bundeskriminalamt erhielt im Rahmen 
seiner Zuständigkeit für den Schutz ausländischer 
Gäste der Bundesregierung Kenntnis vom Besuch 
des Ministers Fallahian. Anläßlich dieses Besuches 
hat der Generalbundesanwalt beim Bundesministe- 
rium der Justiz unter Bezugnahme auf das Mykonos- 
Verfahren und im Hinblick auf eine mögliche Invol- 
vierung von Minister Fallahian in die dem Verfahren 
zugrunde liegenden Straftaten um Auskunft gebe- 
ten, in welcher Eigenschaft Minister Fallahian die 
Bundesrepublik Deutschland besuche. 

Diese Anfrage wurde dahin gehend beantwortet, 
daß sich Minister Fallahian als Repräsentant der ira- 
nischen Regierung auf Einladung der Bundesregie- 
rung in der Bundesrepublik aufhalte und damit 
gemäß § 20 Abs. 1 des Gerichtsverfassungsgesetzes 
nicht der inländischen Gerichtsbarkeit unterliege. 
Wegen weiterer Einzelheiten erlaube ich mir auf die 
Antwort der Bundesregierung zu der mündlichen 
Frage des Abgeordneten Gerd Poppe vom 
22. Oktober 1993 Bezug zu nehmen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Freimut Duve (SPD): War dieser den Besucher 
schützende Status schon bei den Vorbereitungen zu 
diesem Besuch so definiert worden, daß eine mögli- 
che Strafverfolgung, wie sie in der Anfrage des 


Generalbundesanwaltes angelegt gewesen sein (C) 
muß, von vornherein ausgeschlossen war? 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Herr Kollege Duve, die Anfrage 
des Generalbundesanwalts lag vor dem Besuch. 
Insofern haben sich die zuständigen Behörden tat- 
sächlich vorher damit befaßt. Ob dieser Aspekt 
bereits im Vorfeld der Überlegungen eine Rolle 
gespielt hat, kann ich Ihnen nicht sagen, weil das aus 
meinen Unterlagen nicht ersichtlich ist. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage, 

Freimut Duve (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
haben ja mitbekommen, daß wir neulich gebeten 
hatten, einen Außenminister nur wegen einer Äuße- 
rung auszuladen. Ist denn, wenn die Anfrage des 
Generalbundesanwaltes erkennen ließ, daß es sich 
möglicherweise um das Vorspiel zu einer Verhaftung 
handeln würde, nicht überlegt worden, diesen Besu- 
cher des Herrn Staatsministers auszuladen? 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Herr Kollege Duve, da diese 
Frage, wie ich dargelegt habe, vorweg beantwortet 
worden ist, nämlich so, daß es sich um einen Besuch 
im Sinne des § 20 Abs. 1 handelte, hat sich diese 
Konsequenz sozusagen erledigt. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Gansei, 
eine Zusatzfraqe. 

(D) 

Norbert Gansei (SPD): Wann wurde das Bundeskri- 
minalamt von dem bevorstehenden Besuch des irani- 
schen Geheimdienstchefs informiert, und auf welche 
Art und Weise erhielt die Generalbundesanwalt- 
schaft durch die Bundesregierung Kenntnis? 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Herr Kollege Gansei, die Einzel- 
heiten dieser ganzen Angelegenheit sind dort erör- 
tert worden, wo der Sachverhalt eigentüch hinge- 
hört, nämlich in der PKK, der Parlamentarischen 
Kontrollkommission. Deshalb möchte ich Sie bitten, 
mir jetzt die Antwort zu erlauben, daß ich Sie in 
bezug auf die Details auf das zuständige Gremium 
verweise. 

Vizepräsident Hans Klein: Werden zu der Frage 42 
weitere Zusatzfragen gestellt? - Das ist nicht der Fall. 

Dann rufe ich die Frage 43 auf, ebenfalls gestellt 
vom Kollegen Freimut Duve: 

Wann sind die USA über den Besuch Fallahians durch die 
Bundesregierung informiert worden, und trifft es zu, daß der da- 
malige amerikanische Botschafter Holbrooke bei der Bundesre- 
gierung gegen den Besuch von Fallahian protestiert hat? 

Bitte, Herr Parlamentarischer Staatssekretär. 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Herr Kollege Duve, die Regie- 
rung der USA war bereits Anfang Oktober 1993 von 
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Pari. Staatssekretär Eduard Lintner 

(A) dem Besuch Fallahians informiert. Die Information 
hat auf verschiedenen Ebenen stattgefunden. Der 
amerikanische Botschafter Hoibrooke hat bei der 
Bundesregierung Bedenken gegen den Besuch 
geäußert. 

Vizepräsident Hans Kiein: Eine Zusatzfrage. 

Freimut Duve (SPD): Ist Botschafter Hoibrooke 
auch mitgeteilt worden, daß seitens der Generalbun- 
desanwaltschaft erwogen worden ist, diesen Mann 
hier verhaften zu lassen? 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Herr Kollege Duve, ich kann es 
aus den Unterlagen nicht ersehen. Aber auch hier 
möchte ich darauf hinweisen dürfen, daß die PKK 
das zuständige Gremium für die Erörterung von 
Details ist. 

Im übrigen darf ich noch eines sagen - ich habe es 
vorhin ja vorgelesen Die Generalbundesanwalt- 
schaft hat auf eine mögliche Involvierung hingewie- 
sen - sie hat also nicht etwa erwogen, ihn verhaften 
zu lassen - und hat gebeten, zum Charakter des 
Besuchs Stellung zu nehmen. Das ist der ganze Sach- 
verhalt. 

Vizepräsident Hans Klein: Die zweite Zusatzfrage. 

Freimut Duve (SPD): Sind Sie darüber informiert, 
Herr Staatssekretär, ob jetzt die freundschaftlichen 

(B) Beziehungen zu den Vereinigten Staaten auch dazu 
genutzt werden, um kontinuierlich über die besonde- 
ren, manchmal absonderlichen Kontakte hoher deut- 
scher Stellen, in diesem Falle eines Staatsministers, 
zu hohen iranischen Stellen zu informieren? 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Herr Kollege Duve, wie Sie wis- 
sen, sind die Beziehungen zu den Vereinigten Staa- 
ten bestens. Aber mehr weiß ich auch nicht. Ich kann 
Ihnen die Frage jetzt nicht konkret beantworten. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
dazu? - Herr Kollege Gansei. 

Norbert Gansei (SPD): Herr Staatssekretär, da 
diese ganzen Vorgänge durch den Abdruck eines 
Artikels aus der angesehenen amerikanischen Zeit- 
schrift „Foreign Affairs" in der „Welt am Sonntag“ 
vom 9. November wieder hochgekommen sind und 
laut „Foreign Affairs" in den Augen der Amerikaner 
die Tatsache als besonders schlimm erschien - ich 
zitiere -, 

daß die Deutschen versucht hatten, die Gesprä- 
che mit Fallahian hinter dem Rücken der eigenen 
Verbündeten durchzuführen, 

(Freimut Duve [SPD]: Hört! Hört!) 

frage ich Sie: Hatte die Bundesregierung die ameri- 
kanische Regierung vor dem Besuch Fallahians infor- 
miert, oder war es nicht vielmehr so, daß die USA, 


auf welche Weise auch immer, von dem geheimge- (C) 
haltenen Besuch Fallahians in der Bundesrepublik 
erfahren haben und daß daraufhin der amerikani- 
sche Botschafter im Auftrag des amerikanischen 
Außenministers Christopher bei der Bundesregie- 
rung Einwände dagegen erhoben hat, daß ein Mann 
als Staatsgast in der Bundesrepublik akzeptiert oder 
vielleicht sogar willkommen geheißen wird, der der 
Organisation von Mordanschlägen in verschiedenen 
westlichen Staaten verdächtigt wird, unter anderem 
auch in der Bundesrepublik? 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Herr Kollege Gansei, ich muß 
wieder auf die Zuständigkeit der PKK hinsichtlich 
der Details verweisen. 

(Freimut Duve [SPD]: Es wird immer 
geheimnisvoller! ) 

Auch wenn „Foreign Affairs“ so etwas veröffentlicht, 
bin ich deshalb nicht von den Vorschriften der hiesi- 
gen Gesetze entbunden, und diese lauten dahin 
gehend, daß über solche Vorgänge in diesem Ver- 
trauensgremium im Detail informiert werden soll. Im 
übrigen habe ich Ihnen schon vorgetragen, daß die 
Information der Regierung der USA auf verschiede- 
nen Ebenen stattgefunden hat. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schily. 

Otto Schily (SPD): In welcher Weise hat die Regie- 
rung der USA auf den Besuch des Geheimdienst- pj 
Chefs des Iran reagiert? 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Herr Kollege Schily, auch das 
habe ich bereits vorgetragen. Der amerikanische Bot- 
schafter hat bei der Bundesregierung Bedenken 
gegen den Besuch geäußert. 

Vizepräsident Hans Klein: Kollege Graf. 

Günter Graf (Friesoythe) (SPD): Herr Staatssekre- 
tär, es kann doch nicht angehen, daß Sie sich hier auf 
die PKK zurückziehen, die ja einen anderen Aufga- 
benbereich hat, wenn es jetzt um die internationalen 
Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und den Amerikanern geht, wo man in einer 
offenen Art und Weise miteinander umgeht. Sie tun 
hier so, als sei das ein Geheimnis. 

(Beifall der Abg. Freimut Duve [SPD] und 
Norbert Gansei [SPD]) 

Das interessiert die Öffentlichkeit. Dazu müssen Sie 
hier eine klare Antwort geben, und Sie können sich 
nicht auf die PKK zurückziehen. 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Herr Kollege Graf, hier sind wir 
total verschiedener Meinung. Ausschlaggebend ist 
natürlich der Gesamtzusammenhang. Daß dabei 
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Pari. Staatssekretär Eduard Lintner 

(A) auch die Beziehungen zu den Vereinigten Staaten 
am Rande eine Rolle gespielt haben, 

(Freimut Duve [SPD]: Am Rande! Das sind 
ja sehr interessante Formulierungen! Ich 
dachte, das sei das Herzstück unserer 
Außenpolitik!) 

wird ja nicht bestritten. Aber der Vorgang als solcher 
ist Gegenstand der PKK-Beratungen. Dabei muß ich 
leider bleiben. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen? 

Dann rufe ich die Frage 44 auf, die der Kollege 
Norbert Gansei gestellt hat: 

Welche Maßnahmen hat das Bundeskriminalamt dem Gene- 
ralbundesanwalt 1993 anläßhch des Deutschlandbesuchs des 
Chefs des iranischen Auslandsgeheimdienstes Fallahian, der 
der Beteiligung an einem Mordanschlag auf vier Führungsmit- 
glieder der iranisch-kurdischen Opposition im September 1992 
in Berlin verdächtigt wird, vorgeschlagen, und warum hat der 
Generalbundesanwalt nicht die Festnahme von Fallahian ange- 
ordnet? 

Bitte, Herr Parlamentarischer Staatssekretär 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Das Bundeskriminalamt hat 
dem Generalbundesanwalt anläßlich des Besuches 
von Minister Fallahian im Oktober 1993 in der Bun- 
desrepublik Deutschland keine Maßnahmen vorge- 
schlagen. Im übrigen verweise ich auf die bisher 
gegebenen Antworten. 

(B) Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Norbert Gansei (SPD): Herr Staatssekretär, in den 
„Foreign Affairs", abgedruckt in der „Welt am Sonn- 
tag“, hieß es an anderer Stelle; 

Das BKA wollte Fallahian bei seiner Ankunft in 
Bonn festnehmen, weil er als Drahtzieher des 
Mordanschlags auf die vier Führungsmitglieder 
der iranisch-kurdischen Opposition gilt, die am 
17. September 1992 im griechischen Restaurant 
Mykonos in Berlin mit automatischen Waffen nie- 
dergestreckt wurden. Das Kanzleramt verhin- 
derte die Festnahme. 

Können Sie diese Darstellung eindeutig bestätigen 
oder dementieren, und habe ich Sie richtig verstan- 
den, daß das BKA, das, wenn es die Freistellung 
nach dem Gerichtsverfassungsgesetz nicht gegeben 
hätte, den des Mordes verdächtigen Fallahian hätte 
festnehmen müssen, 

(Freimut Duve [SPD]: Müssen!) 

statt dessen von der Bundesregierung dafür miß- 
braucht worden ist, Herrn Fallahian einen besonde- 
ren Schutz in der Bundesrepublik zu geben? 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Herr Kollege Gansei, hypotheti- 
sche Fragen sind einer Antwort nicht zugänglich. 

(Norbert Gansei [SPD]: Das war nicht hypo- 
thetisch!) 


Tatsache ist, daß der Besuch von Minister Fallahian (C) 
nach § 20 Abs. 1 eingestuft worden ist, und deshalb 
haben sich für das BKA all diese Fragen nicht 
gestellt. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Norbert Gansei (SPD): Eine solche Einstufung ist ja 
keine Normalität, sondern sie erfolgt auf eine beson- 
dere Initiative in einer besonderen Interessensitua- 
tion. Deshalb frage ich Sie: Wer trägt die Verant- 
wortung dafür, daß der iranische Geheimdienstchef 
Fallahian, verdächtigt der Anstiftung zur oder Betei- 
ligung an der Ermordung von vier Kurden in der 
Bundesrepublik, den Status eines besonderen Staats- 
gastes erhalten hat, anstatt daß er beim Besuch in der 
Bundesrepublik festgenommen worden wäre? 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Die Bundesregierung trägt die 
Verantwortung. 

Norbert Gansei (SPD): Wer in der Bundesregierung 
trägt die Verantwortung? Das war doch keine kollek- 
tive Entscheidung, sondern es muß doch ein Mann 
oder eine Frau dafür verantwortlich sein. 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Die formelle Auskunft über 
diese Einstufung hat das Bundesministerium der 
Justiz gegeben. 

(D) 

Norbert Gansei (SPD): Aus eigenem Ermessen 
oder auf wessen Antrag oder Initiative? Das passiert 
doch nicht aus heiterem Himmel. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Gansei, Sie hatten 
Ihre zwei Zusatzfragen. Jetzt bekommen der Kollege 
Duve und dann der Kollege Schily eine Zusatzfrage. 

Bitte, Herr Kollege Duve. 

Freimut Duve (SPD): Herr Staatssekretär, Sie wis- 
sen, daß der damalige Generalbundesanwalt nicht 
sehr lange nach diesen Ereignissen auch aus ande- 
ren Gründen sein Amt verloren hat. Wie bewerten 
Sie heute auf der Grundlage Ihrer - mit Verlaub - 
geradezu stammelnden Antworten die Lage, in die 
das Bundeskanzleramt den Generalbundesanwalt, 
der in unserem Land immerhin eine hohe Aufgabe 
wahrzunehmen hat, seinerzeit gebracht hat? 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Herr Kollege Duve, der General- 
bundesanwalt hat nachgefragt - ich wiederhole mich 
hier in der Tat -, wie dieser Besuch einzustufen ist. 
Dann hat das Bundesministerium der Justiz stellver- 
tretend für die Bundesregierung, dem Generalbun- 
desanwalt mitgeteilt, daß es sich um einen Fall nach 
§ 20 Abs. 1 handele. 

Daraus, daß § 20 Abs. 1 existiert, ersehen Sie 
bereits, daß es sich nicht um einen Einzelfall handelt, 
sondern um eine Problematik, der sich der Gesetzge- 
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Pari. Staatssekretär Eduard Lintner 
(A) ber aus gutem Grund angenommen hat; denn solche 
Kollisionen können immer wieder entstehen. Im 
Falle des Besuchs von Minister Fallahian ist eine ent- 
sprechende Konkretisierung erfolgt. Deshalb ist die- 
ser Fall aber nicht einmalig. 

(Freimut Duve [SPD]: Jetzt muß gefragt 
werden: Wie oft?) 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen? - 
Herr Kollege Schily. 

Ich möchte nur schnell an die Adresse des Kolle- 
gen Duve sagen: An sich sollten Fragen nach unserer 
Geschäftsordnung keine Bewertungen enthalten. 
Davon abgesehen hatte ich den Eindruck, daß der 
Kollege Lintner ziemlich flüssig gesprochen hat. 

(Freimut Duve [SPD]: Man kann auch 
inhaltlich stammeln, in der Form aber nicht 
stammeln!) 

Bitte, Herr Schily. 

Otto Schily (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
davon gesprochen, daß auch in anderen Fällen sol- 
che Anordnungen ergangen seien. Können Sie uns 
sagen, in wie vielen Fällen das geschehen ist? 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Herr Kollege Schily, natürlich 
nicht. Darauf bin ich jetzt nicht vorbereitet. 

(Freimut Duve [SPD]: Schriftlich!) 

Sie müßten auf den schriftlichen Weg verwiesen wer- 
den. Das tue ich hiermit. 

Vizepräsident Hans Klein: Kollege Kemper. 

Hans-Peter Kemper (SPD): Herr Staatssekretär, hat 
es im Vorfeld dieses Besuches über den Generalbun- 
desanwalt oder das BKA Hinweise an die Bundesre- 
gierung gegeben, daß eine Festnahme geplant ist? 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Meines Wissens nicht. Um Aus- 
kunft zu erhalten, müssen Sie aber in diesem Punkt 
letztlich den Generalbundesanwalt fragen. 


Vizepräsident Hans Klein: Kollege Graf. (C) 

Günter Graf (Friesoythe) (SPD): Herr Staatssekre- 
tär, gibt es in diesem Zusammenhang einen Schrift- 
wechsel zwischen dem BKA und dem Generalbun- 
desanwalt, der möglicherweise im Bundeskanzler- 
amt oder im Justizministerium liegt? Wenn ja: Sind 
Sie gegebenenfalls bereit, diesen kompletten Vor- 
gang der PKK zur Verfügung zu stellen, wenn Sie 
sich hierzu nicht äußern wollen, und im Innenaus- 
schuß Rede und Antwort zu stehen? 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: »Herr Kollege Graf, mir liegen 
jeweils ein Schreiben des Bundeskriminalamtes und 
des Bundesministeriums der Justiz vor. Ob es dar- 
über hinaus noch weitere Schreiben gegeben hat, 
kann ich Ihnen jetzt nicht beantworten. 

In dem einem Schreiben teilt das Bundeskriminal- 
amt mit, daß es dem Generalbundesanwalt keinen 
Vorschlag gemacht hat. - Das nur zur Beantwortung 
all der Fragen, ob das Bundeskriminalamt etwas vor- 
hatte. 

In dem anderen Schreiben teilt der Bundesminister 
der Justiz dem Bundesministerium des Innern mit, 
daß seinerzeit auf Nachfrage des Generalbundesan- 
walts die Auskunft gegeben worden sei, § 20 Abs. 1 
sei zutreffend, 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
werden nicht gestellt. Dann bedanke ich mich für die 
Beantwortung, Herr Parlamentarischer Staatssekre- (D) 
tär. 

Die Fragen 45 bis 52, die zum Geschäftsbereich 
des Bundesministeriums der Justiz eingereicht wor- 
den sind, sollen insgesamt schriftlich beantwortet 
werden. Die Antworten werden als Anlagen abge- 
druckt. 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Tages- 
ordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun- 
destages auf morgen, Donnerstag, 7. Dezember 1995, 
um 9.00 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen, 

(Schluß der Sitzung: 14.29 Uhr) 


Berichtigung 

74. Sitzung, Seite 6558 B, 9. Zeile von unten: Statt 
„Bundesrat" ist „Bundestag" zu lesen. 
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(A) 


Anlagen zum Stenographischen Bericht (C) 


Anlage 1 


Anlage 2 


Liste der entschuldigten Abgeordneten 


Abgeordnete (r) 

Antretter, I^obert 
Behrendt, Wolfgang 
Belle, Meinrad 
Blunck, Lilo 

Bühler (Bruchsal), Klaus 

Erler,Gernot 

Fischer (Unna), Leni 

Hörsken, Heinz-Adolf 

Hornung, Siegfried 

Dr. Hoyer, Werner 

Irber, Brunhilde 

Junghanns, Ulrich 

Kirschner, Klaus 

Klemmer, Siegrun 

Dr. Graf Lambsdorff, Otto 

Maaß (Wilhelmshaven), 
Erich 

Marten, Günter 

Meißner, Herbert 

Neumann (Berlin), Kurt 

Dr. Probst, Albert 

Purps, Rudolf 

Dr. Rappe (Hildesheim), 
Hermann 

Schloten, Dieter 

Sebastian, Wilhelm-Josef 

Siebert, Bernd 

Terborg, Margitta 

Vogt (Düren), Wolf gang 

Wohlleben, Verena 

Zierer, Benno 


entschuldigt bis 
einschließlich 


SPD 

6. 12. 95 

SPD 

6. 12. 95 

CDU/CSU 

6. 12. 95 

SPD 

6. 12. 95 

CDU/CSU 

6. 12. 95 

SPD 
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CDU/CSU 
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• für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver- 
sammlung des Europarates 

• • für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen 
Union 


Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Angelika Beer, 

Annelie Buntenbach, Amke Dietert-Scheuer, 

Monika Knoche, Steffi Lemke, Halo Saibold, 
Irmingard Schewe-Gerigk, Ursula Schönberger, 
Marina Steindor, Ludger Volmer, 

Helmut Wilhelm (Amberg) und Christian Sterzing 
(alle BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
zur Abstimmung über die Beschlußempfehlung 
des Auswärtigen Ausschusses 
zu dem Antrag der Bundesregierung: 

Deutsche Beteiligung an den militärischen 
Maßnahmen zur Absicherung des 
Friedensvertrages für Bosnien-Herzegowina 
(Tagesordnungspunkt 1 a) 

Wir begrüßen, daß es zwischen den Konfliktpar- 
teien Bosnien-Herzegowina, Kroatien und Serbien in 
Dayton unter amerikanischer Moderation zum Frie- 
densschluß gekommen ist. Auch wenn das getrof- 
fene Abkommen zahlreiche Probleme aufweist, ist es 
ein entscheidender Fortschritt für die Menschen im 
ehemaligen Jugoslawien, denn es eröffnet die 
Chance zur Beendigung des unendlichen Leids. 
Auch ein schlechter Frieden ist besser als Krieg. Die 
Bundesrepublik Deutschland steht in der Mitverant- 
wortung dafür, den Abschluß des Friedensabkom- 
mens in einen selbsttragenden Friedensprozeß zu 
überführen. Im Zusammenspiel mit internationalen 
Organisationen wie UNO und der OSZE sollte sie (D) 
sich vor allem dafür engagieren, daß die humanitäre 
Hilfe für die Bevölkerung, insbesondere für die 
Flüchtlinge verstärkt, umfassende Hilfe beim wirt- 
schaftlichen Wiederaufbau und der Sicherung der 
Menschenrechte geleistet und die Entwicklung 
demokratischer Verhältnisse, insbesondere der Auf- 
bau unabhängiger Massenmedien und demokrati- 
scher Parteien, gefördert wird. 

Wir nehmen mit großer Sorge zur Kenntnis, daß 
mit dem Vertrag von Dayton auch das Waffenem- 
bargo für die Region aufgehoben worden ist und 
dadurch zwei Elemente des Friedensvertrages in 
deutlichem Widerspruch zueinander stehen. So 
besteht die große Gefahr, daß die Region jetzt noch 
stärker militarisiert wird. Dadurch wächst die Wahr- 
scheinlichkeit weiter an, daß die IFOR-Truppen in 
größere Kampfhandlungen verwickelt werden und 
daß sich nach dem binnen Jahresfrist vorgesehenen 
Abzug der IFOR-Truppen die alten Konfliktparteien 
erneut hochgerüstet gegenüberstehen und so einem 
möglichen Wiederaufflammen der militärischen Aus- 
einandersetzungen Vorschub geleistet wird. 

Wir bedauern, daß ein deutscher Beitrag zur 
Umsetzung des Friedensabkommens von Dayton 
nicht durch die Verpflichtungen gegenüber der UNO 
selbst, sondern im Rahmen des Militärbündnisses 
NATO vorgenommen wird. Daß die Konfliktparteien 
im Friedensabkommen die NATO als Garantiemacht 
einsetzen, bindet die NATO-Mitgliedsländer an eine 
ganz bestimmte militärische Strategie. Die friedens- 
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(A) politische Rolle der Vereinten Nationen wird so 
geschwächt. Dies wollen wir nicht unterstützen, um 
keinen Präzedenzfall zuzulassen. 

Ferner wird der Gestaltungsspielraum für das Par- 
lament dadurch eingeschränkt, da eine freie Gestal- 
tung des jeweiligen Beitrages, wie sie bei Einsätzen 
unter Leitung der Vereinten Nationen möglich und 
üblich ist, durch die NATO-Entscheidungen faktisch 
aufgehoben wird. 

Trotz all dieser Probleme begrüßen und unterstüt- 
zen wir den Friedensschluß. 

Es gilt aber ausdrücklich festzuhalten, daß der 
Deutsche Bundestag heute nicht über das Friedens- 
abkommen von Dayton abstimmt. Es geht heute um 
einen Beschluß dieser Bundesregierung und um die 
Gestaltung des deutschen Beitrages zur Umsetzung 
des Friedensschlusses. Wir haben sehr deutliche Kri- 
tik an ihren Vorschlägen und der damit verbundenen 
Militärpolitik. 

Das beginnt damit, daß die Regierung auf dem Ein- 
satz von Kampfflugzeugen besteht, deren Einsatz für 
friedenserhaltende Maßnahmen überhaupt keinen 
Sinn macht. Es setzt sich mit dem Kampfauftrag für 
die Soldaten fort. Der Generalinspekteur der Bundes- 
wehr hat dies mit dankenswerter Offenheit bestätigt. 
Er hat gesagt, die NATO-Vereinbarungen für den 
Einsatz der Bundeswehr beinhalten „das, was wir 
einen Kampf auftrag nennen". 

Ferner legt die Bundesregierung einen sogenann- 
ten „Vorratsbeschluß'' vor. Sie will sich bei veränder- 
jßj ter Lage Vorbehalten, weitere Fallschirmjäger und 
Gebirgsjäger zu entsenden, bis hin zum ergänzen- 
den Einsatz von Leopard-Panzern. Sie verwischt im 
hier vorgelegten Konzept mutwillig die Unterschiede 
zwischen friedensbewahrenden Einsätzen nach 
Kapitel VI und Kampfeinsätzen nach Kapitel VII der 
UN-Charta. Dabei können und wollen wir ihr nicht 
folgen. 

Wir begrüßen trotz der genannten Vorbehalte jede 
deutsche Unterstützung für die medizinische und 
humanitäre Versorgung der Bevölkerung und für den 
Aufbau der Infrastruktur als Beitrag zur Entwicklung 
eines alltäglichen, zivilen Lebens, das für die Men- 
schen in Bosnien so wichtig ist. Wir lehnen es aber 
ab, deswegen den vorgeschlagenen Maßnahmen zur 
Vorbereitung und Durchführung von Kampfeinsät- 
zen zuzustimmen. 

Die Bundesregierung hat sich in den vergangenen 
Jahren in keiner Weise bemüht, Vorsorge für mögli- 
che zivilgesellschaftliche Peace-keeping-Maßnah- 
men zu treffen, obwohl dies seit langem international 
diskutiert und gefordert wird. Sie hat insbesondere 
keine Ausbildungskapazitäten für Konfliktmodera- 
tion geschaffen. 

Der Inhalt der Beschlußvorlage zeigt deutlich, daß 
es der Bundesregierung überhaupt nicht um eine 
breite, gemeinsame Zustimmung im Deutschen Bun- 
destag zu friedensbewahrenden und humanitären 
Hilfsmaßnahmen in Bosnien geht. Die Bundesregie- 
rung will die Situation politisch ausnutzen, um von 
der Opposition auch noch Zustimmung zu ihrer mili- 


tärischen Konzeption der Vermischung von Peace- (C) 
keeping-Einsätzen und Kampfeinsätzen zu erhalten. 

Dies - nicht den Friedensschluß von Dayton - lehnen 
wir ab. 


Anlage 3 

Erklärung nach § 31 GO 

der Abgeordneten Konrad Gilges, Adolf Ostertag, 
Anni Brandt-Elsweiler, Brigitte Adler, 
Friedhelm Julius Beucher, Rudolf Bindig, 

Lilo Blunck, Hans Martin Bury, 

Dr. Marliese Dobberthien, Peter Dreßen, 

Arne Fuhrmann, Günter Graf (Friesoythe), 
Angelika Graf (Rosenheim), Christel Hanewinckel, 
Ingrid Holzhüter, Barbara Imhof, Ilse Janz, 
Waltraud Lehn, Christa Lörcheri Erika Lotz, 

Dr. Christine Lucyga, Dieter Maaß (Herne), 
Dorle Marx, Ulrike Mäscher, Heide Mattischeck, 
Michael Müller (Düsseldorf), Günter Oesinghausen, 
Otto Reschke, Bernd Reuter, Günter Rixe, 

Dr. Hansjörg Schäfer, Dr. Hermann Scheer, 
Horst Schmidbauer (Nürnberg), 

Dagmar Schmidt (Meschede), 

Dr. R. Werner Schuster, 

Dr. Angelica Schwall-Düren, Horst Sielaff, 

Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk, Antje-Marie Steen, 
Ludwig Stiegler, Jörg Tauss, Margitta Terborg, 
Adelheid Tröscher, Ute Vogt (Pforzheim), 
Hildegard Wester, Heidemarie Wieczorek-Zeul, 
Berthold Wittich (alle SPD) 
zur Abstimmung über die Beschlußempfehlung 
des Auswärtigen Ausschusses 
zu dem Antrag der Bundesregierung: 
Deutsche Beteiligung an den militärischen 
Maßnahmen zur Absicherung 
des Friedensvertrages für Bosnien-Herzegowina 
(Tagesordnungspunkt 1 a) 

Wir haben uns entschlossen, dem Antrag der Bun- 
desregierung im Gegensatz zu einem Mehrheitsbe- 
schluß der SPD-Fraktion nicht zuzustimmen. Dabei 
muß klar sein: Es besteht kein Zweifel daran, daß mit 
der in Dayton paraphierten Friedensregelung ein 
wichtiger und erfreulicher Schritt in Richtung eines 
dauerhaften Friedens für das ehemalige Jugoslawien 
getan worden ist, auch wenn das Abkommen selbst 
eine Reihe von Problemen birgt. Ebenso unzweifel- 
haft ist es, daß die Völkergemeinschaft dazu aufgeru- 
fen ist, diese Friedensregelung nach Kräften zu 
unterstützen und durch ihre Präsenz vor Ort abzusi- 
chern. Dazu kann und soll auch die Bundesrepublik 
Deutschland einen angemessenen Beitrag leisten. In 
Frage steht aber sehr wohl die Wahl der adäquaten 
Mittel. 

Die SPD-Fraktion hat einen Antrag eingebracht, 
der die deutsche Beteiligung an einer militärischen 
Absicherung des Friedensabkommens für Bosnien- 
Herzegowina in einen Gesamtkatalog von Maßnah- 
men zur Stabilisierung der Region einbettet und 
dabei der Bundesrepublik Deutschland eine wichtige 
Rolle zuweist. Dieser Antrag ist für uns inhaltlich 
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(A) tragbar, da er einen klaren Schwerpunkt auf die 
zivile Friedenssicherung und Konfliktnachsorge legt 
und den Prozeß des Peacebuilding in der Region 
nicht unzulässig auf militärische Aspekte verkürzt. 
Der Übergang von einer friedenserhaltenden hin zu 
einer friedenserzwingenden Rolle deutscher Truppen 
wird darin ausgeschlossen. Dies manifestiert sich 
nachgerade in der Ablehnung des Einsatzes von 
ECR-Tornados, der dem defensiven Charakter einer 
multinationalen Friedenstruppe nicht entspricht. 

Unsere entschiedene Ablehnung gegenüber dem 
Antrag der Bundesregierung speist sich aus inhaltli- 
chen und grundsätzlichen Bedenken: Ohne Zweifel 
handelt es sich bei einer Abstimmung über die deut- 
sche Teilnahme an der Implementation Force (IFOR) 
zum jetzigen Zeitpunkt um einen Vorratsbeschluß. 
Über das deutsche Engagement wird entschieden, 
ohne daß dafür notwendige Voraussetzungen gege- 
ben wären. Noch wurde kein Mandat durch den 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen erteilt. Ein vor- 
ausgehender Beschluß widerspricht dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichtes, das einen Auslandsein- 
satz der Bundeswehr zu anderen Zwecken als der 
Landes- oder Bündnisverteidigung nur dann vor- 
sieht, wenn bereits eine Legitimationsgrundlage der 
Vereinten Nationen existiert. Sie sind die einzige 
Institution, die einer derartigen Mission ausrei- 
chende Legitimität verleihen kann. Noch ist offen, 
inwieweit die politische Kontrolle der gesamten Ope- 
ration bei der Weltorganisation verbleibt. Deutlich ist 
schon jetzt, daß ihre Bedeutung gegenüber der 
NATO in den Hintergrund gerückt ist. Multinationale 
Friedenstruppen unter der Führung der NATO sind 
jedoch kein Modell für die Zukunft. 

Hinzu kommt, daß der Friedensvertrag noch nicht 
unterzeichnet ist. Nach wie vor ist große Skepsis im 
Hinblick darauf angebracht, ob sich alle an dem Kon- 
flikt beteiligten Parteien an die getroffenen Verein- 
barungen halten werden. Darüber hinaus hat auch 
der NATO-Rat noch nicht endgültig über die Trup- 
penentsendung entschieden. Die „Rules of engage- 
ment" der IFOR sind noch nicht bekannt, der militäri- 
sche Charakter der Truppe ist damit noch unklar. 
Eine Entscheidung in Unkenntnis all dieser elemen- 
taren Voraussetzungen treffen zu müssen heißt letzt- 
endlich, daß der Parlamentsvorbehalt in inakzeptab- 
ler Art und Weise zur Formsache degradiert wird. 

Angesichts dieser ungenügenden Voraussetzun- 
gen wiegen die politischen Defizite des Regierungs- 
antrages um so schwerer. Der Antrag ist auf militäri- 
sche Aspekte des deutschen Engagements verengt, 
während die Regierung vermeidet, konkrete Zusa- 
gen im Hinblick auf die Bereitstellung materieller 
Voraussetzungen für den Frieden zu geben. Er stellt 
nicht sicher, daß ein Übergang von einer friedenser- 
haltenden zu einer friedenserzwingenden Rolle der 
Bundeswehr ausgeschlossen bleibt. Sind deutsche 
Soldaten erst einmal entsandt, ist für eine beliebige 
Verwendung der Truppen nur das Benehmen mit 
den NATO-Stäben, nicht aber mit dem Parlament 
erforderlich. Durch den Vorbehalt der lageabhängi- 
gen Entsendung weiterer Kräfte wird überdies 
bewußt vermieden, eine personelle und materielle 
Obergrenze für die deutsche Beteiligung anzugeben. 


Qualität und Umfang der deutschen Truppenpräsenz (C) 
werden so teilweise im Dunkeln gelassen. Eine Grau- 
zone darf es in solchen Fragen nicht geben, insbe- 
sondere da es sich um einen Einsatz handelt, der 
durchaus große Gefahren birgt. Das Risiko des Verlu- 
stes von Menschenleben wird noch gesteigert durch 
die kontraproduktive Aufhebung des Waffenembar- 
gos, die den Konflikt erneut anzuheizen droht. 
Gerade die Gefährlichkeit des Einsatzes wirft auch 
die Frage nach dem Einsatz Wehrpflichtiger auf. Die 
mündliche Zusage der Bundesregierung, keine kurz- 
dienenden Wehrpflichtigen innerhalb des deutschen 
Kontingentes einzusetzen, findet in ihrem Antrag 
keine schriftliche Bestätigung. 

Unter den genannten Umständen halten wir eine 
Zustimmung zum Antrag der Regierung nicht für 
verantwortbar. Mit unserem ablehnenden Votum 
befinden wir uns in Übereinstimmung mit dem 
Beschluß des Mannheimer Parteitages der SPD. 


Anlage 4 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Eckart Kuhlwein, 
Hermann Bachmaier, Hans-Werner Berti, 

Hans Büttner (Ingolstadt), Edelgard Bulmahn, 
Wolf-Michael Catenhusen, Petra Ernstberger, 
Elke Ferner, Gabriele Fograscher, Dagmar Freitag, 
Katrin Fuchs (Verl), Monika Ganseforth, 

Iris Gleicke, Günter Gloser, Reinhold Hemker, 

Dr. Barbara Hendricks, Reinhold Hiller (Lübeck), 
Frank Hofmann (Volkach), Eike Hovermann, 
Klaus Kirschner, Nicolette Kressl, Brigitte Lange, 
Detlev von Larcher, Robert Leidinger, Ulrike Mehl, 
Angelika Mertens, Dr. Jürgen Meyer (Ulm), 
Ursula Mogg, Dr. Edith Niehuis, 

Georg Pfannenstein, Doris Odendahl, Manfred Opel, 
Dr. Martin Pfaff, Karin Rehbock-Zureich, 
Renate Rennebach, Gudrun Schaich-Walch, 
Regina Schmidt-Zadel, Dr. Cornelie Sonntag- Wolgast, 
Joachim Tappe, Uta Titze-Stecher, 

Dr. Konstanze Wegner, Matthias Weisheit, 

Gert Weisskirchen (Wiesloch), Lydia Westrich, 

Dr. Wolf gang Wodarg, Hanna Wolf (München), 
Heidi Wright und Uta Zapf (alle SPD) 
zur Abstimmung über die Beschlußempfehlung 
des Auswärtigen Ausschusses 
zu dem Antrag der Bundesregierung: 
Deutsche Beteiligung an den militärischen 
Maßnahmen zur Absicherung 
des Friedensvertrages für Bosnien-Herzegowina 
(Tagesordnungspunkt 1 a) 

Die Unterzeichneten Bundestagsabgeordneten 
stimmen dem Antrag der Bundesregierung „Deut- 
sche Beteiligung an den militärischen Maßnahmen 
zur Absicherung des Friedensvertrages für Bosnien- 
Herzegowina" am heutigen 6. Dezember 1995 trotz 
erheblicher Bedenken zu. Dies geschieht, um ein 
gemeinsames Signal aus dem Deutschen Bundestag 
zur Unterstützung des Friedens in Bosnien zu sen- 
den, um damit weltweit um Unterstützung für die 
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(A) schwierige Friedensmission zu werben und den Bun- 
deswehrsoldaten, die an IFOR beteiligt werden, die 
größtmögliche politische Rückendeckung zu geben. 
Die Mission hat für uns strikt friedenserhaltenden 
und friedenssichernden Charakter. 

Wir wollen mit dieser Erklärung niemanden aus- 
grenzen. Wir wissen, daß viele Kolleginnen und Kol- 
legen aus der SPD-Bundestagsfraktion unsere Sor- 
gen und Bedenken teilen. 

Wir wollen unsere Bedenken mit dieser Erklärung 
zur Abstimmung im Deutschen Bundestag ausdrück- 
lich zu Protokoll geben. Sie beziehen sich vor allem 
auf folgende Punkte: 

Erstens. Die Bundesregierung bringt einen Antrag 
zur Abstimmung, der sich ausschließlich mit dem 
deutschen Anteil an der militärischen Absicherung 
des Friedensschlusses von Dayton beschäftigt. Wir 
verkennen nicht die Notwendigkeit einer militäri- 
schen Absicherung der Friedensvereinbarungen. Die 
politische, ökonomische und humanitäre Unterstüt- 
zung des Friedens in Bosnien und im gesamten 
Gebiet Ex-Jugoslawiens erscheint uns aber minde- 
stens genauso notwendig. Ohne wirksame Aufbau- 
hilfen wird es kaum gelingen, die Konfliktparteien 
aus der verhängnisvollen Logik der bewaffneten 
Interessenwahrung, also der Kriegslogik, herauszu- 
holen. Wir beobachten mit Sorge, daß Programme 
und Finanzierungsentscheidungen zur nichtmilitäri- 
schen Absicherung des Friedens hinter den rein mili- 
tärischen Entscheidungen Zurückbleiben. Unseren 
Druck auf die Bundesregierung, ihre zivilen Hilfspro- 
gramme ebenso klar zu definieren wie ihre militäri- 
sehen, werden wir noch verstärken. 

Zweitens. Nach den entsetzlichen Erfahrungen des 
Krieges wird es schwer sein, Dialog und schließlich 
Versöhnung zwischen verfeindeten Menschen und 
Gruppen möglich zu machen. Um so dringlicher ist 
deshalb die politische und finanzielle Förderung zivi- 
ler Einsätze von Nichtregierungsorganisationen. Not- 
wendig sind vor allem Hilfen zur Entwicklung von 
Gesprächsbereitschaft wie Angebote zur Koopera- 
tion bei der behutsamen Bearbeitung psycho-sozialer 
Kriegsfolgen. 

Zivile Friedensdienste sind unverzichtbare Instru- 
mente zur zivilen Arbeit an Konflikten. Sie eignen 
sich insbesondere zur Aufarbeitung von seelischen 
Erschütterungen, die durch Gewalthandeln entstan- 
den sind. Entscheidend für ihre Wirksamkeit ist es, 
mit den Menschen in Bosnien-Herzegowina eine 
zivile Perspektive für ein geregeltes Zusammenleben 
zu entwickeln. 

Deshalb ist es vordringlich, die Fachdienste der 
freien Träger und der Nichtregierungsorganisationen 
zu nutzen und sie, aufeinander abgestimmt, so einzu- 
setzen, daß sie - in Kooperation mit den unterschied- 
lichen Ebenen der Administration - optimal einge- 
setzt werden, damit die praktischen Probleme des 
zivilen Wiederaufbaus angegangen werden können. 

Drittens. Die Kürze der Zeit, in der die vorgesehe- 
nen Bundeswehrkontingente an IFOR zusammenge- 
stellt und ausgebildet werden müssen, belegt die 
Richtigkeit und Notwendigkeit der alten SPD-Forde- 


rung, innerhalb der Bundeswehr besonders ausgebil- (C) 
dete Verbände und Einheiten für Peace-keeping- 
Missionen der Vereinten Nationen ständig einsatzfä- 
hig bereitzuhalten. Wir fordern, daß alle vorgesehe- 
nen technischen Ausrüstungen zum Selbstschutz 
unseres IFOR-Kontingentes rechtzeitig vor Beginn 
des Einsatzes zur Verfügung gestellt werden. 

Viertens. Wir halten nach wie vor den Einsatz von 
Wehrdienstleistenden im bosnischen Konfliktgebiet 
für falsch, wenn auch entsprechend der SPD-Forde- 
rung Grundwehrdienstleistende (W 10) nicht heran- 
gezogen werden. Selbst in einer begrenzten logisti- 
schen Rolle kann das deutsche Kontingent jederzeit 
in bewaffnete Auseinandersetzungen geraten. Des- 
halb halten wir es für richtig, die zu entsendenden 
Kräfte auf Berufs- und Zeitsoldaten zu beschränken. 

Fünftens. Aus den Erfahrungen von UNPROFOR 
wissen wir, welche entscheidende Rolle bei der Ver- 
meidung von Menschenrechtsverletzungen auf 
Dauer vor Ort stationierte, speziell ausgebildete 
Zivilpolizeikräfte (CIVPOL) und Polizeimonitore 
(UNMOS) spielen. Wir haben die Sorge, daß im Day- 
ton-Abkommen die Bedeutung solcher Polizeikräfte, 
deren Aufgaben nur teilweise von Militäreinheiten 
übernommen werden können, unterbewertet wird. 

Im Sinne einer Vermeidung weiterer Unrechtstaten 
an der Zivilbevölkerung müssen unserer Meinung 
nach Wege gefunden werden, die internationale 
zivilpolizeiliche Komponente in Bosnien und in eini- 
gen Gebieten Kroatiens zu verstärken. 

Sechstens. Wir nehmen zur Kenntnis, daß der Auf- 
trag für die deutschen Aufklärungs- und ECR-Torna- pj 
dos lautet, die gemäß Friedensvertrag vorgesehenen 
Truppenbewegungen und Entflechtungen sowie die 
Abschaltung der radargestützten Flugabwehr zu 
überwachen. Gerade auch die Erfahrung der letzten 
Monate hat aber gezeigt, daß sich im Falle einer 
unvorhergesehenen Entwicklung oder eines Schei- 
terns des Friedensprozesses sehr schnell neue Lagen 
entwickeln können, bei denen im Konfliktgebiet 
deutsche Kampfflugzeuge in eine völlig andere Rolle 
geraten können. Die Beteiligung der Bundeswehr an 
Kriegseinsätzen lehnen wir aber strikt ab. Solche 
Einsätze in einer Region, in der deutsche Kriegsver- 
brechen aus dem zweiten Weltkrieg noch nicht ver- 
gessen sind und ein Teil der Konfliktparteien durch 
jahrelange Propaganda antideutsche Ressentiments 
entwickelt hat, wären sowohl zu Lande wie auch in 
der Luft nicht verantwortbar. 

Siebtens. Wir halten ohne Einschränkung am Par- 
lamentsvorbehalt bei Auslandseinsätzen der Bundes- 
wehr fest, den die SPD über das Bundesverfassungs- 
gericht erstritten hat. Normalerweise kann eine 
Beschlußfassung des Bundestages erst erfolgen, 
wenn der Beschluß des Sicherheitsrates der Verein- 
ten Nationen vorliegt und der Operationsplan für 
einen solchen Einsatz einschließlich der „Rules of 
engagement" in allen Einzelheiten beraten worden 
ist. Die politischen Umstände und die Zeitzwänge 
der international verabredeten Einsatzplanung nöti- 
gen uns, in diesem einen Fall von der normalen Rei- 
henfolge bis hin zum Parlamentsbeschluß abzuwei- 
chen. Dies ist kein Präzedenzfall für eventuelle 
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(A) künftige vergleichbare Entscheidungen über die 
Beteiligung der Bundeswehr an friedenserhaltenden 
Maßnahmen. Die Rechte des Parlaments, bei einer 
Änderung des Friedensvertrages sowie der Operati- 
ons- und Einsatzpläne erneut zu entscheiden, blei- 
ben davon unberührt. Der Deutsche Bundestag ist 
deshalb über die Friedensmission der Bundeswehr in 
Bosnien laufend zu unterrichten. Wir erwarten künf- 
tig ein rechtlich einwandfrei geregeltes Verfahren für 
die Beteiligung des Deutschen Bundestages bei der 
Entsendung von Bundeswehreinheiten. 

Achtens. Die im Beschluß der Bundesregierung 
enthaltene Ermächtigung zur Bereitstellung weiterer 
Kräfte, insbesondere zur Eigensicherung, legen wir 
eng aus und beziehen uns auf die Erläuterungen im 
Verteidigungsausschuß, vor dem der Bundesminister 
der Verteidigung von einer möglichen lageabhängi- 
gen Verstärkung in der Größenordnung einer Kom- 
panie gesprochen hat. Wir unterstreichen in diesem 
Zusammenhang den Beschluß des Rechtsausschus- 
ses, nach dem der Bundestag neu entscheiden muß, 
wenn der Einsatz des deutschen Kontingents länger 
als zwölf Monate dauern bzw. die Zahl der eingesetz- 
ten Soldaten wesentlich überschritten werden sollte. 
Veränderungen des Auftrags bedürfen in jedem Fall 
einer neuen Entscheidung des Bundestages. 

Wir wissen, daß unsere Verantwortung mit der 
Bereitstellung von Bundeswehr-Soldaten für die 
IFOR nicht geringer wird, sondern noch wächst. Das 
Dayton-Abkommen ist keine Garantie für den Frie- 
den, aber möglicherweise die letzte Chance dafür. 
Vieles hängt jetzt davon ab, wie wir die genannten 

(B) Gefahren des Militäreinsatzes vermeiden, wie Fehl- 
entwicklungen rechtzeitig korrigiert werden können 
und wie wir auch die notwendige nichtmilitärische 
Friedenssicherung in konkrete Programme umset- 
zen. Wir sind dabei zur Mitarbeit bereit und appellie- 
ren an Parlament und Bevölkerung, durch aktive 
Mithilfe aus dem Einsatz der Bundeswehr einen 
erfolgreichen Friedensprozeß zu machen. 


Anlage 5 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Klaus Barthel, Uwe Hiksch, 
Horst Kubatschka und Erika Simm (alle SPD) 
zur Abstimmung über die Beschlußempfehlung 
des Auswärtigen Ausschusses 
zu dem Antrag der Bundesregierung: 

Deutsche Beteiligung an den militärischen 
Maßnahmen zur Absicherung 
des Friedensvertrages für Bosnien-Herzegowina 
(Tagesordnungspunkt 1 a) 

Wir werden dem Antrag der Bundesregierung 
nicht zustimmen. Das in Dayton paraphierte Abkom- 
men bietet eine große Chance für einen dauerhaften 
Frieden, wirft aber auch eine Reihe von Fragen und 
Problemen auf. Es kann nicht losgelöst von der bishe- 
rigen Entwicklung in der Region, dem Vorgehen der 
Staatengemeinschaft und der Haltung der Bundes- 


regierung dazu gesehen werden. Angesichts der (C) 
grundsätzlichen Bedeutung des vorliegenden 
Antrags, mit dem eine neue Qualität bundesdeut- 
scher Sicherheitspolitik geschaffen wird, bedarf eine 
Zustimmung der Messung an besonders hohen Maß- 
stäben und der Gewährleistung besonders hohen 
Vertrauens. Auch die Lage in der betroffenen Region 
muß daraufhin überprüft werden, ob die geplante 
militärische Option wirklich der richtige Weg zur 
Schaffung des Friedens und zur Nutzung bestehen- 
der Chancen ist. 

Unsere entschiedene Ablehnung gegenüber dem 
Antrag der Bundesregierung speist sich aus inhaltli- 
chen und grundsätzlichen Bedenken: Ohne Zweifel 
handelt es sich bei einer Abstimmung über die 
deutsche Teilnahme an der Implementation Force 
(IFOR) zum jetzigen Zeitpunkt um einen Vorratsbe- 
schluß. Über das deutsche Engagement wird ent- 
schieden, ohne daß dafür notwendige Vorausset- 
zungen gegeben wären. Noch wurde kein Mandat 
durch den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 
erteilt. Ein vorausgehender Beschluß widerspricht 
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichtes, das 
einen Auslandseinsatz der Bundeswehr zu anderen 
Zwecken als der Landes- oder Bündnisverteidigung 
nur dann vorsieht, wenn bereits eine Legitimations- 
grundlage der Vereinten Nationen existiert. Sie 
sind die einzige Institution, die einer derartigen 
Mission ausreichende Legitimität verleihen kann. 

Noch ist offen, inwieweit die politische Kontrolle 
der gesamten Operation bei der Weltorganisation 
verbleibt. Deutlich ist schon jetzt, daß ihre Bedeu- 
tung gegenüber der NATO in den Hintergrund 
gerückt ist. Multinationale Friedenstruppen unter (^) 
der Führung der NATO sind jedoch kein Modell für 
die Zukunft. 

Hinzu kommt, daß der Friedensvertrag noch nicht 
unterzeichnet ist. Nach wie vor ist große Skepsis im 
Hinblick darauf angebracht, ob sich alle an dem 
Konflikt beteiligten Parteien an die getroffenen Ver- 
einbarungen halten werden. Darüber hinaus hat 
auch der NATO-Rat noch nicht endgültig über die 
Truppenentsendung entschieden. Die „Rules of 
engagement" der IFOR sind noch nicht bekannt, 
der militärische Charakter der Truppe ist damit 
noch unklar. Eine Entscheidung in Unkenntnis all 
dieser elementaren Voraussetzungen treffen zu 
müssen heißt letztendlich, daß der Parlamentsvorbe- 
halt in inakzeptabler Art und Weise zur Formsache 
degradiert wird. 

Angesichts dieser ungenügenden Voraussetzun- 
gen wiegen die politischen Defizite des Regierungs- 
antrages um so schwerer. Der Antrag ist auf militäri- 
sche Aspekte des deutschen Engagements verengt, 
während die Regierung vermeidet, konkrete Zusa- 
gen im Hinblick auf die Bereitstellung materieller 
Voraussetzungen für den Frieden zu geben. Er stellt 
nicht sicher, daß ein Übergang von einer friedenser- 
haltenden zu einer friedenserzwingenden Rolle der 
Bundeswehr ausgeschlossen bleibt. Sind deutsche 
Soldaten erst einmal entsandt, ist für eine beliebige 
Verwendung der Truppen nur das Benehmen mit 
den NATO-Stäben, nicht aber mit dem Parlament 
erforderlich. 
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Durch den Vorbehalt der lageabhängigen Entsen- 
dung weiterer Kräfte wird überdies bewußt vermie- 
den, eine personelle und materielle Obergrenze für 
die deutsche Beteiligung anzugeben. Qualität und 
Umfang der deutschen Truppenpräsenz werden so 
teilweise im dunkeln gelassen. Eine Grauzone darf 
es in solchen Fragen nicht geben, insbesondere da es 
sich um einen Einsatz handelt, der durchaus große 
Gefahren birgt. Das Risiko des Verlustes von Men- 
schenleben wird noch gesteigert durch die kontra- 
produktive Aufhebung des Waffenembargos, die den 
Konflikt erneut anzuheizen droht. Gerade die 
Gefährlichkeit des Einsatzes wirft auch die Frage 
nach dem Einsatz Wehrpflichtiger auf. Die mündli- 
che Zusage der Bundesregierung, keine kurzdienen- 
den Wehrpflichtigen innerhalb des deutschen Kon- 
tingentes einzusetzen, findet in ihrem Antrag keine 
schriftliche Bestätigung. 

Unter den genannten Umständen halten wir eine 
Zustimmung zum Antrag der Regierung nicht für 
verantwortbar. Mit unserem ablehnenden Votum 
befinden wir uns in Übereinstimmung mit dem 
Beschluß des Mannheimer Parteitages der SPD, der 
zum Ausdruck gebracht hat, daß sich die Sozialde- 
mokratie mehrheitlich gegen einen gewaltförmigen 
Einsatz Deutschlands in Bosnien wendet. 


Anlage 6 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Volker Beck (Köln) 
und Andrea Fischer (Berlin) 

(beide BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
zur Abstimmung über die Beschlußempfehlung 
des Auswärtigen Ausschusses 
zu dem Antrag der Bundesregierung: 

Deutsche Beteiligung an den militärischen 
Maßnahmen zur Absicherung des 
Friedensvertrages für Bosnien-Herzegowina 
(Tagesordnungspunkt 1 a) 

Wir lehnen den Einsatz bewaffneter Streitkräfte, wie 
ihn der Antrag der Bundesregierung vorsieht, ab. 

Diese Entscheidung ist uns nicht leicht gefallen. 
Denn wir sagen ja zum Friedensschluß von Dayton. 
Mit großer Sorge erfüllt uns allerdings, daß der Frie- 
densschluß von Dayton eine Aufhebung des Waffen- 
embargos beinhaltet und damit die Gefahr neuer 
bewaffneter Konflikte in Bosnien-Herzegowina her- 
aufbeschwört. Aber auch ein schlechter Frieden ist 
besser als eine Fortsetzung des Krieges. 

Wir befürworten grundsätzlich eine deutsche 
Beteiligung an friedensbewahrenden Blauhelm-Ein- 
sätzen der UNO in Bosnien. Aber mit ihrer Vorlage 
macht es die Bundesregierung denjenigen, die frie- 
denserhaltende Maßnahmen befürworten, aber 
einen Kampfeinsatz nicht mittragen wollen, schwer, 
ihrem Beschluß vom 28. November pauschal zuzu- 
stimmen. Wir haben uns daher aus folgenden Grün- 
den dagegen entschieden: 


Die Bundesregierung hat ihre Beteiligung nicht auf (C) 
einen friedenserhaltenden Einsatz beschränkt. Der 
Unterschied zwischen einem Einsatz nach Kapitel VI 
und Kapitel VII der UN-Charta wurde bei dem Bos- 
nien-Einsatz bewußt verwischt. Die Bundesregierung 
hat nicht von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, 
ihren Beitrag auf einen friedensbewahrenden Ein- 
satz zu beschränken. Generalinspekteur Naumann 
hat festgestellt, daß es sich bei dem Einsatz in Bos- 
nien um einen klaren Kampfauftrag handelt. 

Der Beschluß der Bundesregierung beinhaltet die 
Bereitstellung von Tornado-Flugzeugen der Luft- 
waffe und Flugzeuge Breguet Atlantique der Marine. 

Ich lehne den Einsatz von Waffensystemen, die 
Kampfeinsätze möglich machen, insbesondere den 
Einsatz der Tornados ab. Sie sind für friedenserhal- 
tende Maßnahmen weder notwendig noch sinnvoll. 

Der Antrag der Bundesregierung enthält einen 
Vorratsbeschluß: „Abhängig von der Lageentwick- 
lung vor Ort“ will die Bundesregierung auch ohne 
weiteren Beschluß über die 4 000 Soldaten „zusätz- 
liche Kräfte“ in beliebiger Höhe „bereitstellen“ kön- 
nen (Abs. 4 Satz 2). Vertreter der Bundesregierung 
haben im Rechtsausschuß sogar im Falle einer even- 
tuellen Verlängerung des Einsatzes nach Auslaufen 
des deutschen Beitrags nach längstens zwölf Mona- 
ten (Abs. 5) die Notwendigkeit einer Zustimmung 
des Parlamentes in Zweifel gezogen. Dies hat zu 
einer kritischen Stellungnahme des Rechtsausschus- 
ses geführt. Er hat beschlossen, daß er davon aus- 
geht, „daß es einer erneuten Zustimmung des Parla- 
ments bedarf, wenn der Einsatz des deutschen Kon- 
tingents länger als zwölf Monate dauern oder der (D) 
Umfang die Zahl der 4 000 wesentlich überschreiten 
soll“. Der Begriff wesentlich ist jedoch unbestimmt 
und einem solchen ergänzenden Beschluß kommt 
keine Rechtswirksamkeit zu. Die Auseinanderset- 
zung zeigt, daß Teile der Exekutive den Bosnienein- 
satz benutzen wollen, um den Spielraum der Bundes- 
regierung für eine militärisch gestützte Außenpolitik 
zu erweitern. 


Anlage 7 

Erklärung nach § 31 GO 
zur Abstimmung über die Beschlußempfehlung 
des Auswärtigen Ausschusses 
zu dem Antrag der Bundesregierung: 

Deutsche Beteiligung an den militärischen 
Maßnahmen zur Absicherung 
des Friedensvertrages für Bosnien-Herzegowina 
(Tagesordnungspunkt 1 a) 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN): Ich stimme mit Nein, weil ich mich nicht an 
dem ersten NATO-Einsatz deutscher Soldaten nach 
Ende des Zweiten Weltkrieges beteiligen will. 

Die einzige Konsequenz aus dieser deutschen 
Geschichte kann nur sein, daß nie wieder und nir- 
gendwohin deutsche Soldaten entsandt werden. 
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(A) Militärische Intervention ist für mich nicht die 
Ultima ratio, sondern das kalkulierte, billigend in 
Kauf genommene oder beabsichtigte Ende jedes 
politischen und nicht militärischen Handelns. 

Ich kann meine Stimme nicht dafür hergeben, daß 
der Friedensvertrag von Dayton für die Militarisie- 
rung der Außen- und Innenpolitik instrumentalisiert 
werden soll. Für jede nicht-militärische Option aus 
dem Dayton-Vertrag hätte die Bundesregierung 
meine Zustimmung erhalten. 

Die Logik, daß, wenn die Staatengemeinschaft 
keine politischen und zivilen Lösungen will, ihr dann 
automatisch die Lizenz zum militärischen Intervenie- 
ren erteilt wird, kann und will ich nicht nachvollzie- 
hen. 

Und auch die moralische Hochrüstung des Mili- 
tärs, seine „Entdämonisierung“, selbst durch ein- 
zelne Mitglieder meiner Fraktion, ist für mich unver- 
antwortlich und unerträglich. 

Kriege kann man nicht durch Kriegseinsätze been- 
den, Kriege ziehen immer neue Kriege nach sich, 
immer neue Opfer, noch mehr Rüstung, noch mehr 
Leid. 

Militär kann keinen Frieden schaffen, alle Militär- 
strategien zielen auf Vernichtung und Zerstörung, 
die Opfer werden einkalkuliert. Die Ausbildung bei 
der Bundeswehr ist keine zivile, ist keine Friedens- 
ausbildung. 

Ich möchte auch nicht verantwortlich sein für den 
Wirtschaftsaufschwunq in der Rüstungsindustrie, die 
^ ^ schon jetzt „Gewehr bei Fuß” steht, weil das Waffen- 
embargo für die Region aufgehoben werden soll, und 
dies im Namen des Friedens. 

Und ich stimme auch mit Nein gegen den Ent- 
schließungsantrag der CDU/CSU-Fraktion, die es 
kaum erwarten kann, den Bundeswehrsoldaten auch 
noch die Flüchtlinge aus dem ehemaligen Jugosla- 
wien hinterherzuschicken. 

Wer meint, daß Hilfe und Helfen militärisches Ein- 
greifen voraussetzt, und wer NATO-Kampfeinsätze 
als Friedensmissionen bezeichnet, hat aus allen Krie- 
gen dieser Welt nichts hinzugelernt. 

Marieluise Beck (Bremen) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Zu meinem Abstimmungsverhalten zum 
Antrag der Bundesregierung „Deutsche Beteiligung 
an den Maßnahmen zur Absicherung des Friedens- 
vertrages für Bosnien-Herzegowina” erkläre ich: 

Der Frieden von Dayton ist ein bitterer Friede: Das 
Volk von Bosnien-Herzegowina hat nicht den 
gerechten Frieden bekommen, auf den es Anspruch 
hätte. Alles deutet darauf hin, daß den skrupellosen 
Aggressoren die Teilung des Landes letztlich doch 
gestattet wird. Vieles deutet darauf hin, daß es zur 
Rückkehr der Menschen in ihre angestammten Hei- 
matgebiete nicht kommen wird. 

Ich bezweifle, daß es wirklich zur Bestrafung der 
Kriegsverbrecher kommen wird. Wir wissen, daß der 
Krieg auch und vor allem von Belgrad aus betrieben 


wurde, aber niemand spricht davon, die Verantwort- (C) 
liehen dort zur Rechenschaft zu ziehen. 

Die europäische und internationale Diplomatie 
erkennt völkische Prinzipien an, wenn sie jetzt die 
Republik Bosnien-Herzegowina in ethnisch defi- 
nierte Zonen aufteilt. Dennoch gibt es zu diesem bit- 
teren Friedensabkommen zum jetzigen Zeitpunkt 
keine Alternative. Jeder weitere Tag des Krieges 
wäre für das geschundene Volk von Bosnien-Herze- 
gowina unerträglich. 

Nach wie vor wollen die skrupellosen Kriegsherren 
Karadzic und Milosevic den Frieden nicht. Weil sie 
zum Morden auch weiterhin bereit sind, muß dieser 
Frieden - notfalls auch mit Gegengewalt - gegen sie 
durchgesetzt werden. In diesem Vorhaben ist sich die 
internationale Staatengemeinschaft einschließlich 
Rußlands einig. Doch ohne die aktive Unterstützung 
des zivilen und wirtschaftlichen Aufbaus in Bosnien 
ist die Durchsetzung des Friedensabkommens ein 
sinnloses Unterfangen. 

Weil das unermeßliche Leid der Menschen in Bos- 
nien endlich ein Ende finden muß, weil ich mich den 
Opfern nahe fühle, stimme ich dem Antrag der Bun- 
desregierung zu. 

Franziska Eichstädt-Bohlig (BÜNDNIS 90/ DIE 
GRÜNEN): Den Krieg und Völkermord im ehemali- 
gen Jugoslawien und auch den endlich mühsam er- 
rungenen Friedensschluß von Dayton empfinde ich 
als eine sehr tiefe und schmerzliche Niederlage. Der 
Friedensvertrag ist eine fürchterliche Belohnung der 
Sieger Serbien und Kroatien und ihrer Raubzüge, pj 
Massenmorde, Vergewaltigungen und Vertreibun- 
gen, deren Opfer zu allermeist bosnische Muslime 
wurden. Der Friedensvertrag zerstört das jahrhun- 
dertelange Zusammenleben einer multi-ethnischen 
und multikulturellen Gesellschaft in Bosnien-Herze- 
gowina. 

Der Krieg und der Friedensvertrag sind eine Nie- 
derlage des demokratischen Europas und auch 
Ergebnis des schweren Versagens der führenden 
europäischen Staaten. Der jugoslawische Krieg und 
der Friedensvertrag von Dayton sind aber auch eine 
bittere Niederlage für die Friedensbewegung und 
den Pazifismus, die in ihrem Streben und Hoffen auf 
nichtmilitärische, friedliche Konfliktregelungen und 
Kriegsverhinderung weit zurückgeworfen worden 
sind. 

Ich muß diese historische Niederlage anerkennen 
und annehmen und diesem Friedensvertrag zustim- 
men, einschließlich dem von der Bundesrepublik 
Deutschland zu übernehmenden zivilen und militäri- 
schen Beitrag, auch wenn ich ihm in einer Reihe von 
Punkten sehr kritisch gegenüberstehe. 

Viele meiner politischen Freunde sehen in einer 
Zustimmung zu einer deutschen militärischen Betei- 
ligung an einem von der NATO geführten Einsatz zur 
Durchsetzung des Friedensplans eine Gefährdung 
der Ziele der Friedensbewegung. Ich respektiere und 
verstehe diese Haltung und teile auch die Befürch- 
tungen, daß eine Zustimmung zu diesem friedenser- 
zwingenden Militäreinsatz als Türöffner für ganz 
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(A) anders geartete militärische Ambitionen genutzt 
werden kann. 

Aber ich muß diesen Friedensvertrag und die deut- 
sche Beteiligung an seiner Umsetzung allen Beden- 
ken zum Trotz aus folgenden Gründen anerkennen: 

Es gibt niemanden, der eine bessere Lösung weiß, 
um Morden und Brennen in Bosnien-Herzegowina 
und in weiteren Bereichen des ehemaligen Jugosla- 
wien ein Ende zu bereiten. Ohne eine militärische 
Absicherung hat der Friedensprozeß keine Chance. 
Die Anforderung von internationaler Unterstützung 
ist von den drei Konfliktparteien selbst ausgespro- 
chen worden. Über 30 Nationen beteiligen sich an 
dem Friedenssicherungsplan, so daß die deutsche 
Beteiligung in ein breites internationales Netz einge- 
bunden ist. Es ist das erste Mal in Europa, daß deut- 
sche Soldaten nicht in einen Aggressionskrieg 
geschickt werden, sondern für die Durchsetzung und 
Sicherung einer Friedensmission eingesetzt werden. 

Mein Ja für eine begrenzte deutsche militärische 
Beteiligung an der Friedensmission in Bosnien-Her- 
zegowina darf aber nicht als ein Ja für Militarismus, 
Aufrüstung und Waffenhandel fehlgedeutet werden, 
im Gegenteil: Gerade, weil dieser barbarische und 
unnötige Krieg mich nötigt, einer militärischen 
Lösung unter Führung der NATO und unter Beteili- 
gung der Bundeswehr zuzustimmen, ist es mir beson- 
ders wichtig, daß für das ehemalige Jugoslawien 
ebenso wie für andere Krisenregionen alle denkba- 
ren Instrumente der präventiven Kriegsvermeidung 
und der zivilen Friedenssicherung und Friedens- 

(B) Schaffung qualifiziert und gestärkt werden. 

Dr. Barbara HÖII (PDS): Die heutige Entscheidung 
des Deutschen Bundestages ist für mich die Fortset- 
zung der weiteren Militarisierung der deutschen Au- 
ßenpolitik. 

Der Generalinspekteur hat in aller Offenheit den 
Charakter des Bundeswehreinsatzes benannt. Es 
macht mir Angst, wenn deutsche Soldaten wieder 
marschieren, deshalb werde ich gegen die Mehrheit 
dieses Hauses stimmen. 

Ich hoffe, mit dieser Entscheidung auch den 
114 000 Kriegsdienstverweigerern der ersten neun 
Monate dieses Jahres den Rücken zu stärken. Es sind 
immerhin 30 000 junge Männer mehr als im gleichen 
Zeitraum des Vorjahres. 

Meine Entscheidung resultiert auch aus dem Wis- 
sen, daß junge Männer, die ihren Dienst bei der Bun- 
deswehr absolvieren, eben nicht mehr entscheiden 
können, ob sie diesen Einsatz mitmachen wollen. 
Freiwillig länger Dienenden ist diese Möglichkeit 
verwehrt. 

Die heutige Debatte hat mich in meiner Entschei- 
dung bestärkt, denn ich empfand viele Redebeiträge 
als heuchlerisch. 

Appelle an Verantwortung und Gefühle entlassen 
uns meines Erachtens eben nicht aus der politischen 
Entscheidung. 


Auch ich bin betroffen und entsetzt über ethnische (C) 
Säuberungen und vielfältige Menschenrechtsverlet- 
zungen, aber ich habe seit meiner Mitghedschaft im 
Deutschen Bundestag miterleben müssen, wie die 
Mehrheit dieses Hauses Entscheidungen getragen 
und getroffen hat, wie die vorschnelle Anerkennung 
Kroatiens und Sloweniens, die mitverantwortlich für 
das vielfältige Leid im ehemaligen Jugoslawien 
waren. 

Mein Nein zum Bundeswehreinsatz ist die Konse- 
quenz meiner bisherigen politischen Tätigkeit in die- 
sem Parlament. 

Sie haben das Feuer mitangefacht und versuchen 
nun, mit Feuer zu löschen. 

Frieden mit Waffen schaffen im ehemaligen Jugo- 
slawien - dem kann ich nicht zustimmen. 

Ich hätte mir gewünscht, daß das Symbol der Frie- 
densbewegung der DDR „Schwerter zu Pflugscha- 
ren" nicht mehr wie in der DDR diskreditiert und ver- 
boten wäre, sondern Leitsymbol der Politik der 
neuen Bundesrepublik Deutschland geworden wäre. 

Herr Pflüger, wenigstens bei der Übernahme des 
Waffenbestandes der NVA hätten Sie dies sofort ver- 
wirklichen können. 

Für meine Entscheidung mit Nein zu stimmen, ist 
noch eins wichtig: Noch heute beginnen die Beratun- 
gen über einen Vorschlag zur Änderung der 
Geschäftsordnung des Bundestages. Mit dieser 
Änderung sollen Entscheidungen über Bundeswehr- 
einsätze noch schneller, noch reibungsloser gefällt 
werden können. Es soll der Opposition - wem sonst? - 
die Möglichkeit der Fristeinrede genommen werden. 

Es soll auch die Möglichkeit abgeschafft werden, 
gegen eine überfallartige Erweiterung der Tagesord- 
nung durch einen TOP Bundeswehreinsätze Wider- 
spruch zu erheben. Das sind die Signale, die mich 
neben all den anderen Argumenten gegen den 
Antrag stimmen lassen. 

Konrad Kunick (SPD): Ich lehne den Einsatz deut- 
scher Truppen im früheren Jugoslawien ab und stelle 
mich hinter alle Soldaten, die im Verlaufe des Einsat- 
zes feststellen, daß sie in ihr Gewissen verletzende 
Situationen geraten, welche Tötung und nicht Peace- 
keeping, Krieg und nicht Frieden bedeuten. Sie sol- 
len wissen, daß ihre Gewissensentscheidungen ge- 
gen Töten und Kriegführen Rückhalt im Deutschen 
Bundestag haben. 

Ich lehne diesen größten Einsatz in der Bundes- 
wehrgeschichte ab, der eine Aufhebung der Selbst- 
beschränkung bedeutet, nach der deutsche Soldaten 
nur eingesetzt werden durften im Rahmen des Bünd- 
nisses und Bündnisgebietes, um „Recht und Freiheit 
des deutschen Volkes tapfer zu verteidigen". Die 
Bundesregierung drängt auf Revidierung einer Mili- 
tärdoktrin, tut aber so, als wolle sie nur situationsbe- 
dingte Einzelbeschlüsse vom Bundestag. Der dem 
Deutschen Bundestag abverlangte Beschluß zum 
Einsatz deutscher Truppen im früheren Jugoslawien 
ist ein gefährlicher Schritt auf dem Wege zu einer 
Rückkehr Deutschlands zum Status einer militäri- 
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(A) sehen Großmacht, die in aller Welt Soldaten einsetzt. 
Dies wird in der Zukunft mehr Leben deutscher Sol- 
daten Kosten. Ich bin im Gegensatz zur vermutlichen 
Mehrheit des Bundestages der Auffassung, daß die 
seit 40 Jahren geübte militärische Tradition der 
Zurückhaltung nicht aufgegeben werden sollte, auch 
nicht, weil ein Sitz im Weltsicherheitsrat angestrebt 
wird. 

Ich bedauere, daß die Bundesregierung den Bun- 
destag zur Truppenentsendung drängt, ohne daß 
auch nur Beschlüsse des Weltsicherheitsrates oder 
ein unterschriebener Friedensvertrag vorliegen. Es 
wäre ein besserer Friedensbeitrag Deutschlands, 
zivile und humanitäre Programme für die Zeit nach 
dem Friedensschluß zu entwickeln und finanziell 
abzusichern. 

Die Behauptung des Bundesverteidigungsmi- 
nisters, eine Ablehnung der Truppenentsendung sei 
unmoralisch, lehne ich als unmoralische Einfluß- 
nahme auf die Entscheidung des Bundestages ab. Da 
der Vertrag von Dayton nicht den Einsatz von Blau- 
helm-Soldaten, sondern den Einsatz von Truppen 
vorsieht, die zur Anwendung von Gewalt legitimiert 
sind (siehe Äußerungen des Generalinspekteurs 
General Naumann vom 4. Dezember 1995, der Bos- 
nien-Einsatz beinhalte „das, was wir einen Kampf- 
auftrag nennen."), ist das inzwischen in Vergessen- 
heit geratene Wort des Bundeskanzlers noch immer 
richtig, daß deutsche Soldaten vor dem Hintergrund 
der deutschen Geschichte nichts auf dem Boden des 
früheren Jugoslawiens zu suchen haben. 

Kerstin Müller (Köln) (BÜNDNIS 90/DlE GRÜ- 
NEN): Ich möchte persönlich begründen, warum ich 
heute entgegen der Mehrheit der Abgeordneten mei- 
ner Fraktion dem Antrag der Bundesregierung zum 
Einsatz bewaffneter Streitkräfte in Bosnien-Herzego- 
wina nicht zustimmen werde. 

Das Abkommen von Dayton ist ein entscheidender 
Fortschritt für die Menschen im ehemaligen Jugosla- 
wien. Denn es eröffnet die Chance zur Beendigung 
des unendlichen Leids. Wir gedenken dabei in 
Trauer der über 250 000 Toten, die dieser Krieg gefor- 
dert hat, der verstümmelten und vergewaltigten 
Opfer einer entfesselten Soldateska, der Flüchtlinge 
und Vertriebenen. Wir alle sind erleichtert über den 
Friedensschluß. Wir alle wissen aber auch, daß die- 
ses Abkommen große Probleme und Widersprüche in 
sich trägt. 

Das beginnt damit, daß es territoriale Eroberungen 
und damit auch Ergebnisse der sogenannten ethni- 
schen Säuberungen festschreibt und die Rückkehr- 
möglichkeit sehr vieler Vertriebener in ihre Heimat 
fraglich bleiben läßt. Das setzt sich mit der Frage fort, 
ob die Anstifter des Krieges nach internationalem 
Recht bestraft werden. 

Das führt mich zum vielleicht problematischsten 
Punkt des Abkommens: der Aufhebung des Waffen- 
embargos. Gerade dadurch wird der Frieden von 
Dayton auch ein gefährdeter Frieden. Denn der Weg 
vom Nichtkrieg zum Frieden im ehemaligen Jugosla- 
wien ist noch sehr lang, und niemand weiß, ob er 


wirklich zum Frieden führen wird, ob die Mission (C) 
nach einem Jahr beendet sein wird oder nicht. 

Es ist Unsinn zu behaupten, Deutsche würden dort 
nur friedensbewahrend eingesetzt. Herr Rühe, wenn 
Sie schon wollen, daß deutsche Soldaten sich erst- 
mals in großem Umfang an einem Kriegseinsatz nach 
Kapitel VII der UN-Charta beteiligen, dann erzählen 
Sie auch keine Märchen, sondern sagen Sie den 
Menschen im Lande klar und deutlich die Wahrheit. 
Jeder weiß, Herr Rühe, Sie wissen: Auch deutsche 
Soldaten können in Kampfeinsätze, in Einsätze nach 
Kapitel VII der UN-Charta verwickelt werden. 

Nicht zuletzt weil durch die Aufhebung des Waf- 
fenembargos die gesamte Region weiter hochgerü- 
stet wird - was bei einem solchen labilen Frieden 
hochgefährlich ist -, steigt die Wahrscheinlichkeit, 
daß die IFOR-Truppen in größere Kampfhandlungen 
verwickelt werden, daß nicht nach einem Jahr der 
Frieden erreicht ist. General Naumann hat es immer- 
hin deutlich gesagt. 

Genau deshalb wollen Sie ja, will die Bundesregie- 
rung alle, auch die Opposition, mit ins Boot nehmen. 

Eben deshalb werben Sie um unsere Zustimmung. 
Dabei wäre es eigentlich Ihre Aufgabe, die Aufgabe 
der Politik und nicht die der Generalität, den Men- 
schen reinen Wein einzuschenken und ihnen nicht 
Sand in die Augen zu streuen. 

Sie haben Angst, es geht schief. Und am Ende sind 
deutsche Soldaten erstmals wieder seit dem Ende 
des Zweiten Weltkrieges auf dem Balkan in einen 
Krieg verwickelt, in einem Land, wo ihre Väter (D) 
zusammen mit Faschisten der kroatischen Ustascha 
Hunderttausende Serben und Juden massakrierten. 

Ich bin der festen Überzeugung: Es hätte andere 
Möglichkeiten für die deutsche Bundesregierung 
gegeben, sich im Rahmen von Dayton am Aufbau 
des Friedens zu beteiligen. 6 Milliarden DM werden 
für den zivilen Aufbau, für humanitäre Hilfeleistun- 
gen benötigt. Ganze 2 Milliarden DM hat die EU erst 
aufgebracht. Gerade nach den Erfahrungen des 
Zweiten Weltkrieges, gerade wegen der deutschen 
Geschichte stünde es den Deutschen gut an, eine 
Außenpolitik der militärischen Zurückhaltung, eine 
Politik der Selbstbeschränkung zu üben. Jeder wird 
das verstehen. 

Leider will die Bundesregierung diesen zivilen 
Weg nicht gehen. Sie will statt dessen den größten 
Bundeswehr-, den größten NATO-Einsatz seit Ende 
des Zweiten Weltkrieges. Sie schafft damit einen Prä- 
zedenzfall. 

Der heutige Tag ist eine Zäsur in der deutschen 
Geschichte. Ich habe mein Leben lang für zivile 
Wege der Konfliktlösung gekämpft. Ich werde mich 
daher an dieser Zäsur nicht beteiligen. Ich werde 
daher mit Nein stimmen und auf zivile Art und Weise 
den Opfern, den Menschen im ehemaligen Jugosla- 
wien weiter helfen. Gemeinsam mit Flüchtlingsinitia- 
tiven, mit Friedensgruppen werden wir uns weiter 
für die Versöhnung der Menschen von unten einset- 
zen. 
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(A) Dn Jürgen Rochlitz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Den Antrag der Bundesregierung lehne ich ab und 
stimme mit Nein aus folgenden zusammengefaßten 
Gründen: 

Der Frieden im ehemaligen Jugoslawien muß in 
den Köpfen und Herzen der Menschen gewonnen 
werden. Dies ist jedoch nicht möglich durch den 
weiteren und zusätzlichen Einsatz militärischer 
Kräfte, schon gar nicht durch das Aufmarschieren 
einer Besatzungsarmee, an der ausgerechnet Deut- 
sche beteiligt werden sollen, die die Bevölkerung im 
ehemaligen Jugoslawien schon einmal als Besat- 
zungsmacht kennenlernen mußte. Selbstverständlich 
muß der schon vier Jahre dauernde Krieg auf dem 
Balkan beendet werden, doch muß endlich die 
Chance ergriffen werden - anders als seinerzeit in 
Versailles -, einen Friedensschluß mit nichtmilitäri- 
schen Mitteln, ohne die Option auf Kampfeinsätze, 
zu erzwingen. Vier Jahre lang ist versäumt worden, 
tragfähige Alternativen zur militärischen Konfliktlö- 
sung zu entwickeln und zum Einsatz zu bringen. Nur 
wenn dieser Weg endlich Eingang in die internatio- 
nale Politik findet, haben wir die Chance, die Wie- 
derholungen des Balkankonflikts weltweit künftig zu 
verhindern. Nur eine Politik, die eine Entmilitarisie- 
rung der Strategien von Konfliktlösungen zum Ziel 
hat, kann als zukunftsfähig betrachtet werden. 

In diesem Sinn möchte ich mit meinem Nein ein 
Zeichen gegen eine weitere Militarisierung der deut- 
schen Außenpolitik setzen, ganz in der Tradition des 
deutschen Pazifismus von Bertha von Suttner, Rosa 
Luxemburg, Carl von Ossietzky und Kurt Tucholsky. 


Dn Antje Vollmer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich stimme dem vorliegenden Antrag zur Beteiligung 
deutscher Soldaten an den internationalen Streitkräf- 
ten, die den Frieden in Bosnien-Herzegowina sichern 
wollen, zu, obwohl ich mich in meinen politischen 
Überzeugungen vor allem den pazifistischen Tradi- 
tionen verpflichtet weiß. 

Ich tue dies im Bewußtsein, daß Politik zu machen 
immer bedeutet, daß eine Entscheidung, die wir fäl- 
len, Konsequenzen haben kann, die wir nicht voraus- 
sehen. Eine Entscheidung wie diese, die eine histori- 
sche Zäsur für die deutsche Außenpolitik bedeutet, 
kann ich nur nach bestem Wissen und Gewissen fäl- 
len, nicht nach dem Maßstab irgendeiner unumstöß- 
lichen Gewißheit. 

Ich stimme zu in dem Bewußtsein, daß die pazifisti- 
schen Strategien bis heute für eine Situation, wie sie 
in Bosnien-Herzegowina eingetreten ist, noch keine 
zureichenden Strategien entwickelt haben. Der Pazi- 
fismus wurde von Mahatma Gandhi, Martin Luther 
King und Nelson Mandela vor allem für innenpoliti- 
sche Auseinandersetzungen entwickelt oder in Aus- 
einandersetzung mit fremden Kolonialmächten. Pazi- 
fismus heißt für mich, mit allen Kräften und aller 
möglichen Intelligenz die Logik des Krieges zu 
durchbrechen. Dies weiterzuentwickeln, auch für die 
neuen Konflikte in der Welt nach 1989, betrachte ich 
als eine der Hauptaufgaben meiner Generation. 


Meine Zustimmung basiert auf den jetzt bekann- (C) 
ten und beabsichtigten Maßnahmen zur Friedenssi- 
cherung in Bosnien-Herzegowina. Sie ist deshalb - 
wie gewiß auch die Zustimmung vieler Kolleginnen 
und Kollegen - kein Blanko-Scheck für die Zukunft. 

Ich gehe davon aus, daß die Bundesregierung 
alles, aber auch alles unternehmen wird, um bei 
absehbaren Änderungen der Art des Einsatzes sowie 
der Größenordnung der deutschen Beteiligung das 
Parlament umfassend zu informieren und daß - im 
Einklang mit dem Urteil des Bundesverfassungsge- 
richtes - Entscheidungen auch künftig nur hier, im 
Deutschen Bundestag, getroffen werden. 

Es bleibt ein historisches Versagen der europäi- 
schen Staaten, daß sie angesichts der dramatischen 
Entwicklung auf dem Balkan nicht rechtzeitig zu 
einer einheitlichen Konzeption gefunden haben, die 
das Anschwellen des Krieges verhindert und zumin- 
destens die Zivilbevölkerung in den Schutzzonen 
wirksam geschützt hätte. Es bleibt auch ein Versagen 
der Völkergemeinschaft, daß sie die UNO nicht mit 
den notwendigen materiellen und politischen Mitteln 
ausgestattet haben, daß sie eine wirksame Schutz- 
macht ohne militärische Eskalation hätte sein kön- 
nen. Um so mehr fühle ich mich verpflichtet, in der 
jetzigen Situation nach dem Friedensschluß von Day- 
ton die Mittel nicht zu versagen, zu der sich über 
30 Staaten gemeinsam verpflichtet haben und die 
auch mit der Zustimmung der beteiligten Konflikt- 
parteien nun endlich möglich wird, um den zerbrech- 
lichen Frieden in diesem vom Krieg gepeinigten 
Land zu ermöglichen und zu schützen. (D) 


Anlage 8 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wolfgang Gröbl auf die 
Frage des Abgeordneten Gernot Erler (SPD) 
(Drucksache 13/3180 Frage 1): 

Mit welcher Begründung hat die Bundesregierung im Außen- 
ministerrat der EU den Vorschlag der EU-Kominission, den Zu- 
wachs der Agrarimporte aus den osteuropäischen Ländern für 
die nächsten fünf Jahre um zehn Prozent zu erhöhen, abgelehnt 
und zusammen mit Frankreich und weiteren EU-Mitgliedem 
den Zuwachs auf fünf Prozent begrenzt? 

Der Vorschlag der EU-Kommission sah eine Erhö- 
hung der präferentiellen Zollkontingente für die mit- 
tel- und osteuropäischen Länder (MOEL) um 50 Pro- 
zent in den nächsten fünf Jahren, das heißt eine 
jährliche Aufstockung von 10 Prozent, vor. Dagegen 
räumt der mehrheitlich angenommene Vorschlag der 
Präsidentschaft eine Aufstockung der Zollkontin- 
gente um 25 Prozent in den nächsten fünf Jahren ein, 
sprich eine jährliche 5prozentige Aufstockung über 
fünf Jahre. Dieser Vorschlag war ein pragmatischer 
Kompromiß, der auch von uns mitgetragen werden 
konnte. Denn dieser Kompromiß zeigt zum einen ein 
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(A) Entgegenkommen der EU gegenüber den MOEL, ein 
wie wir meinen vor dem Hintergrund der Osterweite- 
rungsdiskussion wichtiges Zeichen. Zum anderen 
trägt dieser Kompromiß der schwierigen Situation 
Rechnung, in der sich unsere Landwirte durch die 
Umsetzung der Urguay-Runde und der Agrarreform 
befinden. 


Anlage 9 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Michaela Geiger auf die 
Frage des Abgeordneten Hans Wallow (SPD) 
(Drucksache 13/3180 Frage 2): 

Welchen Inhalts war der „Rapport" (siehe den Bericht in der 
„Rhein-Zeitung" vom 28. November 1995), zu dem am Morgen 
des 27. November 1995 Zivilbedienstete der Bundeswehr beim 
Kommandeur des Heeresfliegerregimentes 35 in Mendig einbe- 
stellt wurden, und treffen in diesem Zusammenhang Berichte 
zu, bei der genannten Einheit sei Druck auf Zivilbedienstete 
ausgeübt worden, am geplanten Bosnien-Einsatz teilzunehmen? 

Die Pressemeldung der Rhein-Zeitung vom 
28. November 1995, wonach am Morgen des 
27. November 1995 Zivilbedienstete der Bundeswehr 
beim Kommandeur des Heeresfliegerregimentes 35 
in Mendig einbestellt worden seien, trifft so nicht zu. 
Vielmehr hat der Regimentskommandeur mit dem 
Personalratsvorsitzenden der Luftfahrzeugtechni- 
schen Abteilung des Regiments ein Informations- 
gespräch geführt, in dem er um Aufklärung des 
Sachverhaltes der Prei^severöffentlichungen vom 
25. November 1995 in den Zeitungen „Trierischer 
Volksfreund" und „Die Rheinpfalz" bat. In diesen 
Presseveröffentlichungen war der Vorwurf erhoben 
worden, Zivilbeschäftigte der Bundeswehr in Rhein- 
land-Pfalz würden laut der Gewerkschaft ÖTV von 
ihren Kommandeuren zu einem Einsatz in Bosnien 
unter dem Hinweis gedrängt, sonst ihren Arbeits- 
platz verlieren zu können. Im Gespräch stellte der 
Personalratsvorsitzende klar, daß er während der Sit- 
zung des ÖTV-Landesvorstandes lediglich die Frage 
aufgeworfen habe, wie tarifrechtlich zu verfahren 
sei, wenn zivile Mitarbeiter zu einer möglichen Teil- 
nahme am Bosnien-Einsatz der Bundeswehr befragt 
würden. Darüber hinaus erklärte der Personalrats- 
vorsitzende, daß ihm von keinem zivilen Mitarbeiter 
des Verbandes bekannt sei, daß in irgendeiner Weise 
Druck ausgeübt worden wäre, am geplanten Bos- 
nien-Einsatz teilzunehmen. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage kann ich Ihnen 
sagen, daß solche Berichte nicht zutreffen. Im kon- 
kreten Fall dieses Verbandes wird dies belegt durch 
einen Leserbrief des bereits genannten Personalrats- 
vorsitzenden, der den von Ihnen zitierten Artikel 
richtigstellt. Dieser Leserbrief wurde vorgestern in 
der „Rhein-Zeitung" veröffentlicht. Darin heißt es - 
ich zitiere: „Die Äußerungen der ÖTV mußten zu Irri- 
tationen führen, da auf dem Flugplatz Mendig kein 
Arbeitnehmer unter Druck gesetzt wurde." 


Anlage 10 (C) 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Michaela Geiger auf die 
Frage des Abgeordneten Winfried Nachtwei 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/3180 
Frage 3): 

Kann die Bundesregierung die Angaben der „Wirtschaftswo- 
che" Nr. 49 vom 30. November 1995 bestätigen, wonach der 
Bundesminister für Post und Telekommunikation, Dr. Wolfgang 
Bötsch, und der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau, Dr. Klaus Töpfer, Wehrdienst geleistet haben, 
und welche der anderen der männlichen Kabinettsmitglieder 
haben Wehrdienst, Zivildienst, sonstigen Ersatzdienst bzw. kei- 
nen dieser Dienste geleistet? 

Die von Ihnen zitierten Angaben in der Wirt- 
schaftswoche Nr. 49 zur Wehrdienstleistung der Bun- 
desminister Dr. Wolfgang Bötsch und Prof. Dr. Klaus 
Töpfer kann ich ausweislich von Kürschners Volks- 
handbuch „Deutscher Bundestag" bestätigen. Im 
übrigen sieht die Bundesregierung keine Veranlas- 
sung, Fragen, die nicht in unmittelbarem Zusammen- 
hang mit dem Amt der jeweiligen Kabinettsmitglie- 
der stehen, zu beantworten. 


Anlage 11 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
auf die Fragen des Abgeordneten Ernst Hinsken 
(CDU/CSU): (Drucksache 13/3180 Fragen 4 und 5): 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über die gesund- 
heitlichen Wirkungen biodynamischer Sitzmöbel für ihre Benut- 
zer vor, und ergeben sich aus der Benutzung dieser Sitzmöbel 
gesundheitliche Vorteile im Vergleich zu herkömmlichen Sitz- 
möbeln? 

Wenn Vorheriges zutrifft, wie hoch sind schätzungsweise die 
Ersparnisse volkswirtschaftlicher Kosten, und könnten im Ge- 
sundheitswesen Kosten eingespart werden, wenn biodynami- 
sche Sitzmöbel im Kostendämpfungsgesetz berücksichtigt wür- 
den? 

Der Begriff „Biodynamische Sitzmöbel" wird laut 
Verbandsauskunft in der Branche bisher nicht als 
feststehender Begriff verwandt. Untersuchungen 
über gesundheitliche Wirkungen solcher Möbel lie- 
gen der Bundesregierung nicht vor. Aussagen über 
etwaige Kostenersparnisse in den von Ihnen genann- 
ten Bereichen sind daher zur Zeit nicht möglich. 


Anlage 12 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Ulrich Klinkert auf die Fra- 
gen der Abgeordneten Marion Caspers-Merk (SPD) 
(Drucksache 13/3180 Fragen 6 und 7): 

Bleibt die Bundesregierung angesichts der ablehnenden Hal- 
tung des Bundeskartellamtes und der offenen Fragen bei der 
Mittelverwendung des Preisaufschlages bei ihrer Haltung, die 
freiwillige Vereinbarung mit der Getränkeindustrie und dem 
Handel über die Erhöhung der Endverbraucherpreise um zehn 
Pfennig je Getränkedose abzuschlielien? 
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(A) Ist der Passus der freiwilligen Vereinbarung, nach dem Son- 
derregelungen zu Getränkeverpackungen aufzuheben und 
durch flexiblere Instrumente zu ersetzen sind, dahin gehend zu 
interpretieren, daß bei einer Novellierung der Verpackungsver- 
ordnung die Mehrwegquoten für Getränke verändert werden 
oder wegfallen sollen? 

Zu Frage 6: 

Bei den von Getränkeindustrie und Handel vorge- 
sehenen Maßnahmen zur Stützung der Mehrweg- 
quote handelt es sich nicht um eine Vereinbarung 
mit der Bundesregierung, sondern um ein von der 
Wirtschaft beabsichtigtes Sofortmaßnahmenpro- 
gramm. Mit dieser Initiative reagieren die Wirt- 
schaftsbeteiligten auf einen durch zusätzliche Do- 
senabfüllungen verminderten Mehrweganteil. Sie 
beabsichtigen damit, ein Verfehlen der Anforderun- 
gen der Verpackungsverordnung zu vermeiden. 

Das Bundesumweltministerium hat diese kurzfri- 
stig zugesagten Sofortmaßnahmen als ein Signal zum 
Schutz der Umwelt, aber auch als ein erfreuliches 
Zeichen der Kooperationsfähigkeit der Wirtschaft 
begrüßt. Mit der Vorgabe länderspezifischer bzw. 
bundesweiter Mehrwegquoten in der Verpackungs- 
verordnung haben Bundesregierung und Bundesrat 
die Erwartung verbunden, daß die Wirtschaft 
Anstrengungen unternimmt, diese Quoten zu erfül- 
len. Die vorgesehene Anhebung der Abgabepreise 
für Einwegdosen ist diesem Ziel verpflichtet. Die 
damit verbundenen Auswirkungen auf die Marktver- 
hältnisse erscheinen nicht vergleichbar mit den Wett- 
bewerbsverzerrungen, vor denen das Kartellrecht die 

(B) Volkswirtschaft typischerweise schützen will. Es geht 
hier nicht darum, auf Kosten der Verbraucher und 
zugunsten der überwiegenden Zahl der Anbieter 
Preisvorteile zu schaffen, sondern um die Förderung 
eines Gemeinwohlinteresses: den Schutz der 
Umwelt. Insoweit stand der Schutzzweck des Wett- 
bewerbsrechts nicht zur Disposition. 

Zu Frage 7: 

Um Mißverständnisse zu vermeiden, muß zunächst 
noch einmal betont werden; Die im Sofortprogramm 
dargelegten Maßnahmen sind von Handel und 
Getränkeindustrie vor dem Hintergrund des § 9 der 
Verpackungsverordnung vorgesehen. Eine Verknüp- 
fung mit von der Bundesregierung im Rahmen der 
Novellierung der Verpackungsverordnung geplanten 
Regelungen besteht nicht. 

Es ist seit längerem bekannt, daß das Bundesum- 
weltministerium als Ergebnis der Ökobilanzstudien 
für Getränkeverpackungen flexiblere Instrumente 
zur Förderung von Mehrwegsystemen prüfen will. 
Ein vom IFO-Institut, München, wissenschaftlich 
begleiteter Arbeitskreis, in den das Bundesumwelt- 
ministerium Vertreter der Länder und der Wirtschaft 
berufen hat, wird in diesem Monat seine Arbeit auf- 
nehmen und voraussichtlich bis zum Frühjahr ent- 
sprechende Vorschläge unterbreiten. Welche Aus- 
wirkungen diese Arbeiten auf künftige Regelungen 
zur Förderung von Mehrweg-Getränkeverpackun- 
gen haben werden, bleibt abzuwarten. Für die Mehr- 


wegschutzquote gilt in gleicher Weise wie für die (C) 
Verpackungsverordnung insgesamt: Es gibt ein 
bestehendes Regelwerk. Veränderungen werden nur 
insoweit vorgenommen, wie dies zu einer Optimie- 
rung der Umweltschutzeffekte führen kann. 


Anlage 13 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Martin Mayer (Sie- 
gertsbrunn) (CDU/CSU) (Drucksache 13/3180 Fra- 
gen 10 und 11): 

Hält die Bundesregierung das vomBundesministeriumfür Bil- 
dung, Wissenschaft, Forschung und Technologie gemeinsam mit 
der Deutschen Ausgleichsbank und der Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau initiierte Programm „Beteiligungskapital für kleine 
Technologieunternehmen" (BTU) für ausreichend, um die Kapi- 
talsituation insbesondere der jungen Unternehmen mit hohem 
Forschungs- und Entwicklungsanteil entscheidend zu verbes- 
sern, und welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
deutlich mehr privates Kapital in diese Unternehmen zu lenken? 

Inwieweit besteht die Möglichkeit, den Risikokapitalmarkt für 
kleine und mittlere Unternehmen durch eine Verbesserung der 
Handelbarkeit von Unternehmensbeteiligungen weiterzuent- 
wickeln? 

Zu Frage 10: 

Das Programm „Beteiligungskapital für kleine (D) 
Technologieunternehmen (BTU)" stellt eine bis in 
das Jahr 2000 reichende Beteiligungsfinanzierung 
von Innovationsvorhaben in kleinen Technologie- 
unternehmen sicher. Insgesamt sollen rund 
900 Millionen DM Beteiligungskapital mobilisiert 
werden. Der Umfang des Programmes wurde 
gemeinsam mit der Deutschen Ausgleichsbank (DtA) 
und der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) auf- 
grund des erwarteten Bedarfs festgelegt. 

Eine Arbeitsgruppe der Bundesregierung hat sich 
intensiv mit Möglichkeiten zur Verbesserung des 
Risikokapitalmarktes für kleine und mittlere Unter- 
nehmen beschäftigt. Die Ergebnisse werden heute 
der 6. Gesprächsrunde von Bundeskanzler Dr. Kohl 
mit Wirtschaft und Gewerkschaften vorgelegt wer- 
den. 

Zu Frage 11: 

Mit dem Gesetz für kleine Aktiengesellschaften 
und zur Deregulierung des Aktienrechtes wurden 
besondere Vorschriften für kleine Aktiengesellschaf- 
ten geschaffen. Das Umwandlungsrecht sowie das 
Umwandlungssteuerrecht wurden so modifiziert, daß 
eine flexible Umwandlung von der GmbH in die 
Aktiengesellschaft ohne zusätzliche steuerliche Bela- 
stung möglich ist. Mittelständischen Unternehmen 
wurde so die Umwandlung in eine Aktiengesell- 
schaft erleichtert und damit längerfristig der Zugang 
zur Börse eröffnet. 
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(A) Anlage 14 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert auf die 
Fragen der Abgeordneten Renate Blank (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/3180 Fragen 12 und 13): 

Welche Möglichkeiten räumt die Bundesregierung der Wie- 
dereinführung eines modifizierten staatlich geförderten Exi- 
stenzgründersparens zur Förderung der Eigenkapitalbildung 
vor einer Existenzgründung ein? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag, Eigenkapi- 
talhilfeprogramme (einschließlich ERP = European Research 
Program) stärker an die Bedürfnisse des Strukturwandels und 
der Unternehmensnachfolge oder -Übernahme anzupassen? 

Zu Frage 12: 

Die im Jahr 1985 eingeführte Ansparförderung 
hatte zum Ziel, die Bildung von Eigenkapital für die 
längerfristig geplante Gründung einer selbständigen 
Existenz zu erleichtern. Danach gewährt bzw. 
gewährte der Bund einen Ansparzuschuß in Höhe 
von 20 V. H., maximal 10 000 DM für Sparleistungen, 
die aufgrund eines zum Zweck der Existenzgrün- 
dung abgeschlossenen Sparvertrages (Gründungs- 
sparvertrag) erbracht und als Eigenkapital für die 
Existenzgründung verwendet werden. Bei Abschluß 
des Gründungssparvertrages erhielt der Sparer von 
der Deutschen Ausgleichsbank - dem für die Pro- 
grammabwicklung zuständigen Institut - eine Zu- 
sage auf spätere Gewährung eines Ansparzuschus- 
ses, sofern er frühestens 3 Jahre und spätestens 
12 Jahre nach Abschluß des Sparvertrages eine selb- 
ständige Existenz gründet bzw. gegründet hat. 

Das Programm ist im Hinblick auf die geringe 
Inanspruchnahme dieser Fördermöglichkeit in den 
alten Bundesländern zum Jahresende 1991 und in 
den neuen Bundesländern zum Jahresende 1993 aus- 
gelaufen. Für die finanzielle Abwicklung werden 
noch bis zum Jahr 2006 Haushaltsmittel benötigt. 
Eine Wiedereinführung ist zur Zeit nicht vorgesehen. 
Die Bundesregierung fördert weiterhin Existenzgrün- 
dungen insbesondere durch das Eigenkapitalhilfe- 
programm sowie über zinsgünstige Kredite über das 
ERP-Programm. 

Zu Frage 13: 

Die Bundesregierung betrachtet die Förderung der 
Existenzgründung mit dem Eigenkapitalhilfe-Pro- 
gramm und den Existenzgründungskrediten aus dem 
ERP (European Recovery Program) als wesentlichen 
Beitrag zum Strukturwandel. Neue Unternehmen 
verwirklichen in der Regel neue Ideen und führen zu 
einer steten Anpassung der Wirtschaftsstruktur an 
die sich ändernden Verhältnisse. Insoweit sieht die 
Bundesregierung keine Notwendigkeit, diese Pro- 
gramme anders auszurichten. 

In der Frage der Förderung der Unternehmens- 
übernahme ist die Bundesregierung an die Beihilfe- 
vorschriften der EU gebunden. Diese verbieten die 
Gewährung von Zinssubventionen bei der Finanzie- 
rung von Übernahmen aus dem Eigenkapitalhilfe- 
Programm als Betriebsbeihilfen. U. a. aus diesem 
Grunde werden Unternehmensübernahmen daher 


bei der Eigenkapitalhilfe mit der Gewährung zins- (C) 
günstiger aber nicht subventionierter, nachrangig 
haftender Darlehen gefördert. ERP-Kredite stehen 
den Unternehmen zu den üblichen Konditionen zur 
Verfügung. 

Die Frage einer stärkeren Förderung kann erst 
geprüft werden, wenn die EU-Kommission ihre Bei- 
hilf eregeln geändert hat. Darüber gibt es mit der 
Kommission Gespräche. Konkrete Ergebnisse zeich- 
nen sich aber noch nicht ab. Für den Vorschlag feh- 
len daher die rechtlichen und fiskalischen Grundla- 
gen. 


Anlage 15 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert auf die 
Fragen des Abgeordneten Hans Raidel (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/3180 Fragen 14 und 15): 

Hält die Bundesregierung die Einführung einer europäischen 
Risikokapital-Computerbörse für innovative mittlere Unterneh- 
men und die Überprüfung der EU-Prospekt-Richtlinie für eine 
geeignete Maßnahme, um den kleinen und mittleren Unterneh- 
men (KMU) den Börsenzugang zu erleichtern, und welche Kon- 
sequenzen zieht sie hieraus? 

Sieht die Bundesregierung in der Aufwertung von Regional- 
börsen durch die Emissionen kleiner und mittlerer Unterneh- 
men und durch die Beseitigung des Bankenmonopols in einer 
Reihe von kapitalmarktrelevanten Geschäftsbereichen geeig- 
nete Maßnahmen, um den Börsenzugang für kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU) zu erleichtern, und welche Konsequenzen 
zieht sie hieraus? 

Zu Frage 14: 

Die Bundesregierung sieht das Vorhaben der 
EASD (European Association of Securities Dealers) 
zum Aufbau und Betrieb einer europäischen Börse 
speziell für kleine und wachstumsstarke Unterneh- 
men als ein Beispiel für mögliche Beiträge zur Risiko- 
beschaffung für kleine und mittlere, insbesondere 
technologieorientierte Unternehmen an. Eine Com- 
puterbörse eröffnet den Marktteilnehmern die Mög- 
lichkeit des dezentralen Zugangs. Dabei darf aber 
nicht außer acht gelassen werden, daß die bestehen- 
den technischen Möglichkeiten noch keine endgül- 
tige Aussage über die tatsächliche Emission von 
Wertpapieren an dieser Börse und die Attraktivität 
der dort gehandelten Wertpapiere sowie über die 
Akzeptanz bei den Marktteilnehmern ermöglichen. 
Letztere ist jedoch Voraussetzung für den Erfolg 
einer Börse, 

Unabhängig davon darf es nicht durch Fördermaß- 
nahmen der EU zu Wettberwerbsverzerrungen zwi- 
schen den nationalen Börsen und etwaigen europäi- 
schen Institutionen kommen. 

Die EU-Börsenzulassungsprospekt-Richtlinie vom 
17. März 1980 betrifft ausschließlich Wertpapiere, für 
die ein Antrag auf Zulassung zur amtlichen Notie- 
rung gestellt wird. In aller Regel werden kleine 
und mittlere Unternehmen, die einen Gang an die 
Börse erwägen, den geregelten Markt oder den Frei- 
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(A) verkehr wählen. Der geregelte Markt siedelt sich 
zwischen dem mit geringen Anforderungen behafte- 
ten Freiverkehr und dem mit hohen Zulassungsvor- 
aussetzungen verknüpften amtlichen Markt an. Eine 
Überprüfung der Börsenzulassungsprospekt-Richt- 
linie hätte daher für diese Unternehmen keine Aus- 
wirkungen. 

Auch hier ist nicht ersichtlich, welche Vorteile eine 
Überprüfung der EU- Verkaufsprospekt-Richtlinie 
vom 17. April 1989 für die kleinen und mittleren 
Unternehmen bringen könnte. Die Richtlinie stellt 
bereits jetzt schon geringere Anforderungen an den 
Prospekt für Wertpapiere, die nicht amtlich notiert 
werden sollen. Der Unternehmensbericht für die 
Zulassung im geregelten Markt muß nur nach Maß- 
gabe dieser Mindestanforderungen erstellt werden. 
Im Interesse eines wirksamen Anlegerschutzes 
erscheinen weitere Erleichterungen nicht angezeigt. 
Das Vertrauen der Anleger ist eine wesentliche Vor- 
aussetzung dafür, daß auch Aktien von KMU erfolg- 
reich im Publikum plaziert werden können. 

Zu Frage 15: 

Regionalbörsen können einen Beitrag dazu leisten, 
die Aktien von kleinen und mittleren Unternehmen 
verstärkt an organisierten Kapitalmärkten zu han- 
deln, die einen Schwerpunkt im Aktienhandel in 
Nebenwerten setzen. Eine wichtige Voraussetzung 
für die Steigerung der Attraktivität eines Börsen- 
gangs ist aber eine weitere Verbesserung der Markt- 
effizienz der Börsen, damit sich noch mehr Anleger 
engagieren. Hier sind vor allem die Börsen selbst 

(B) und die Marktteilnehmer gefragt. 

Von einem Bankenmonopol kann im Zusammen- 
hang mit der Börseneinführung nicht gesprochen 
werden. Das im amtlichen Handel bislang den Kre- 
ditinstituten vorbehaltene Recht, Unternehmen an 
der Börse einzuführen, wurde im geregelten Markt 
auch Nicht-Banken eröffnet. Auch für den Freiver- 
kehr sehen die Mehrzahl der Freiverkehrsrichtlinien 
vor, daß der Antrag auf Einbeziehung in den Freiver- 
kehr von einem Nicht-Kreditinstitut gestellt werden 
kann. 

Eine weitere Intensivierung des Wettbewerbs auf 
dem Markt für Wertpapierdienstleistungen strebt die 
Bundesregierung mit der Umsetzung der Wertpapier- 
dienstleistungs- und Kapitaladäquanz-Richtlinie an. 


Anlage 16 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert auf die 
Frage des Abgeordneten Hermann Bachmaier (SPD) 
(Drucksache 13/3180 Frage 16): 

Welche Verdachtsmomente über die Beteiligung deutscher 
Firmen beim Rüstungsprogramm des Iraks für ABC-Waffen hat 
Botschafter Ekeus bei seinem Besuch am 4. und 5. September 
1995 der Bundesregierung mitgeteilt, und wie stellt sich z. Z. der 
Kenntnisstand der Bundesregierung insgesamt über die Beteili- 
gung deutscher Firmen am Rüstungsprograinm des Iraks dar? 


Der Besuch von Botschafter Ekeus am 4. und (C) 
5. September 1995 diente dem Zweck, die Bundes- 
regierung allgemein über die seitens der Sonder- 
kommission Abrüstung Irak (UNSCOM) gewonne- 
nen Erkenntnisse über den Stand der Massenver- 
nichtungswaffen-Programme des Irak zu unterrich- 
ten. 

Die Auswertung der der UNSCOM vom Irak nach 
der Flucht von Kamal Hussein zur Verfügung gestell- 
ten Unterlagen ist noch nicht abgeschlossen. 

Nach einer ersten Einschätzung von Botschafter 
Ekeus deuten jedoch die bisher gesichteten Mate- 
rialien nicht darauf hin, daß deutsche Firmen eine 
besondere Rolle bei der Aufrüstung des Irak gespielt 
hätten. Eine genaue Einschätzung der Beteiligung 
deutscher Firmen läßt sich erst abgeben, wenn die 
Auswertung der Unterlagen durch UNSCOM abge- 
schlossen ist. 


Anlage 17 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert auf die 
Frage des Abgeordneten Norbert Gansei (SPD) 
(Drucksache 13/3180 Frage 17): 

Welche Informationen hat die Bundesregierung über die Be- 
teiligung deutscher Firmen beim Rüstungsprogramm des Iraks 
für ABC-Waffen nach dem Besuch des VN-Beauf fragten Ekeus 
und der Entsendung deutscher Experten in den Irak erhalten, 
und sind die Strafverfolgungsbehörden in der Bundesrepublik 
Deutschland darüber unterrichtet worden? 


Die UN-Sonderkommission Abrüstung Irak 
(UNSCOM) ist dabei, das vom Irak nach der Flucht 
von Kamal Hussein übergebene Material zu sichten 
und auszuwerten. 

In diesem Zusammenhang auftauchende Verbin- 
dungen deutscher Firmen zum Irak, die die Zeit vor 
Erlaß des VN-Embargos betreffen, werden - wo dies 
möglich ist - u. a. auch im Kontakt mit den Firmen 
aufgeklärt. Die zeitliche Begrenzung der Aufbewah- 
rungspflichten für Geschäftsunterlagen lassen aller- 
dings erwarten, daß nicht für alle Fälle noch Fir- 
menunterlagen zur Verfügung gestellt werden kön- 
nen. 

Hierbei ist darauf hinzuweisen, daß die Nennung 
einer Firma noch keinen Rückschluß darauf zuläßt, 
ob es sich um legale oder illegale Lieferungen gehan- 
delt hat. Diese Frage läßt sich erst beantworten, 
nachdem die betreffende Lieferung nach den seiner- 
zeit geltenden außenwirtschaftsrechtlichen Vor- 
schriften beurteilt worden ist. Dort, wo sich hieraus 
Anhaltspunkte für illegale Lieferungen ergeben, 
werden die zuständigen Ermittlungsbehörden unter- 
richtet. 
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(A) Anlage 18 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Johannes Nitsch auf die 
Frage des Abgeordneten Horst Kubatschka (SPD) 
(Drucksache 13/3180 Frage 18): 

Wann kann mit der endgültigen Fertigstellung der Autobahn 
A 94 zwischen München und Passau gerechnet werden, und 
welche Kosten werden - pro Jahr und Bauabschnitt - bisher ver- 
anschlagt? 

Im 4. Fernstraßenausbauänderungsgesetz mit dem 
Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen als Anlage ist 
die A 94 zwischen München und Simbach und ihre 
Verlängerung von Simbach bis zur A 3 südlich von 
Passau in der Stufe „Vordringlicher Bedarf" enthal- 
ten. 

Zur Fertigstellung der insgesamt 139,7 km langen 
Neubaustrecke vom AK München/Ost (A 99) bis zur 
AS Pöcking (A 3) werden nach heutigem Kosten- 
stand noch 1159 Millionen DM benötigt; davon sind 
95 Millionen DM mit Baubeginn bereits gebunden. 
Von der Gesamtstrecke stehen bisher rund 31 km 
unter Verkehr, davon 14 km als erste Fahrbahn. 

Die Umsetzung dieser BAB-Neubauplanung hängt 
sowohl von rechtsbeständigen Planungen für die ein- 
zelnen Verkehrseinheiten ab, als auch von ihrer 
Finanzierbarkeit. 

Wegen der damit verbundenen Unabwägbarkeit 
können konkrete Daten für die Fertigstellung aus 
heutiger Sicht nicht genannt werden. Die A 94 wird 

(B) sicher erst weit nach dem Jahr 2000 vollendet wer- 
den können. 


Anlage 19 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Johannes Nitsch auf die Fra- 
gen des Abgeordneten Rainder Steenblock (BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/3 180 Fragen 21 
und 22): 

Warum wird, anders als bei den Bedarfsgesetzen für Schie- 
nen- und Straßeninfrastrukturen im Entwurf der Bundesregie- 
rung für das Magnetschwebebahnbedarfsgesetz (Drucksache 
13/3103), der Bau des Transrapid nicht unter einen Haushalts- 
vorbehalt gestellt? 

Wie hat sich nach Erkenntnissen der Bundesregierung der 
Personenverkehr {Fahrgastzahlen pro Jahr) auf der Relation 
Hamburg-Berlin von 1990 bis 1994 für die Verkehrsträger Bahn, 
Flugzeug und Pkw entwickelt? 

Zu Frage 21: 

Es trifft zu, daß sowohl im Fernstraßenausbauge- 
setz als auch im Bundesschienenwegeausbaugesetz 
ein Haushaltsvorbehalt enthalten ist. Gleichwohl 
steht es für die Bundesregierung außer Frage, daß 
auch ohne diese Haushaltsvorbehalte mit Bauvorha- 
ben erst begonnen werden kann, wenn die notwen- 
digen Haushaltsmittel durch den jeweiligen Haus- 
halt zur Verfügung gestellt worden sind. 


Dies gilt auch für den Bau der Magnetschwebe- (C) 
bahnstrecke Hamburg-Berlin. Mit dem Bau dieser 
Strecke kann daher erst nach der Bereitstellung der 
Haushaltsmittel begonnen werden. 

Auf die im Fernstraßenausbaugesetz und im Bun- 
desschienenwegeausbaugesetz an sich überflüssigen 
Bestimmungen konnte im Magnetschwebebahnbe- 
darfsgesetz auch deshalb verzichtet werden, weil es 
sich hierbei ausschließlich um ein Einzelprojekt und 
nicht - wie bei den Ausbaugesetzen für Straße und 
Schiene - um eine Vielzahl von Projekten handelt. 

Zu Frage 22: 

Der Personenverkehr auf der Relation Hamburg- 
Berlin wird im Rahmen der amtlichen Verkehrsstati- 
stiken lediglich für den Luftverkehr erhoben und ver- 
öffentlicht: 



Einsteiger: 
von Hamburg 
nach Berlin 

Aussteiger: 
von Berlin 
nach Hamburg 

Zusammen 

1994 

98 843 

98 225 

197 068 

1993 

105 955 

105 119 

211074 

1992 

119 042 

119 008 

238 050 

1991 

141 880 

144 788 

286 668 

1990 

204 555*) 

211181*) 

415 736 


•) ohne Berlin-Schönefeld 


Relationsspezifische Angaben zum Pesonenver- 
kehr der Verkehrsträger Bahn sowie des Pkw-Ver- 
kehrs werden fallweise - wie im wesentlichen zuletzt 
anläßlich der vorbereitenden Arbeiten zur Bundes- 
verkehrswegeplanung - zusammengestellt und auf- 
bereitet. Angaben für die Jahre 1990 bis 1994 sind 
daher nicht verfügbar. 

Mit der ersten Stufe der Bahnstrukturreform ist die 
Deutsche Bahn (DB) ein selbständiges, nach einzel- 
wirtschaftlichen Maßstäben operierendes Unterneh- 
men, auf das die Bundesregierung keinen Einfluß 
ausübt. Ob die Deutsche Bahn AG die erbetenen 
Angaben auf freiwilliger Grundlage bereitstellen 
wird, ist offen. Die Bundesregierung wird hierum 
bemüht sein und die Frage in schriftlicher Form 
beantworten. 


Anlage 20 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Johannes Nitsch auf die Fra- 
gen des Abgeordneten Dr. Egon Jüttner (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/3180 Fragen 23 und 24): 

Hat der Bund die zum Bau der Hochgeschwindigkeitsverbin- 
dung Mannheim-Saarbrücken erforderlichen Finanzmittel im 
Haushalt so eingeplant, daß das Projekt bis zum Jahr 2000 be- 
triebsbereit fertiggestellt werden kann? 

Steht der Zeitpunkt der konkreten Verknüpfung des deut- 
schen und des französischen Hochgeschwindigkeitsnetzes 
(Nord- und Südwest) der Schnellbahntrasse Paris-Metz-Mann- 
heim fest? 
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(A) Zu Frage 23: 

Die Eisenbahnstrecke Mannheim-Saarbrücken 
wird als Bestandteil der geplanten grenzüberschrei- 
tenden Hochgeschwindigkeitsverbindung Paris-Ost- 
frankreich-Südwestdeutschland (POS) ausgebaut 
werden. Nach Vorliegen der planungsrechtlichen 
Voraussetzungen wird der Baubeginn voraussichtlich 
Ende 1996 möglich sein. Es wird, je nach Baureife, 
ein stufenweiser Ausbau der Strecke Saarbrücken- 
Mannheim stattfinden, der einen Hochgeschwindig- 
keitsverkehr gewährleistet. Die im Dreijahresplan 
Schiene für beide deutschen Äste der POS-Verbin- 
dung vorgesehenen Mittel werden in den Verkehrs- 
haushalt eingestellt werden. 

Zu Frage 24: 

Ein exakter Zeitpunkt für die Verknüpfung kann 
noch nicht benannt werden. Die Fertigstellung soll 
im Einklang mit Frankreich zügig erfolgen. Im Rah- 
men der Aufstellung des neuen Fünf-Jahresplans- 
Schiene wird der Zeitpunkt konkretisiert werden. 


Anlage 21 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Johannes Nitsch auf die Fra- 
gen des Abgeordneten Konrad Kunick (SPD) 
(Drucksache 13/3180 Fragen 25 und 26): 

Ist die Bundesregierung bereit, etwas gegen das Trassenpreis- 
dumping der niederländischen Staatsbahnen zu unternehmen, 
welches zur Abwerbung der Kunden der deutschen Seehäfen 
führt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Falle der Beibehal- 
tung dieses Verfahrens z. B. nordrhein-westfälische Industrieun- 
ternehmen bei Nutzung der niederländischen Bahnstrecken 
nach Rotterdam keinerlei Trassenentgelt zahlen müssen, wäh- 
rend die Eisenbahntransporte nach Hamburg oder Bremen mit 
den Kosten des Bahnnetzes belastet werden, und welche Konse- 
quenzen zieht sie ggf. hieraus? 

Zu Frage 25: 

Der Bundesminister für Verkehr hat bereits im Mai 
1995 bei der niederländischen Regierung wegen des 
befristeten Verzichts der niederländischen Seite auf 
die Erhebung von Trassenpreisen im Eisenbahnver- 
kehr schriftlich angefragt und die Zusage erhalten, 
daß die Einführung von Trassenentgelten noch vor 
dem Jahr 2000 erwogen werde. 

Der Bundesminister für Verkehr wird wegen der 
o. g. Zusage mit den Niederlanden in Verbindung 
bleiben. 

Zu Frage 26: 

Dem Bundesminister für Verkehr sind die Möglich- 
keiten der Trassenpreisgestaltung nach der EU- 
Richtlinie 91/440/EWG bekannt, die zu unterschiedli- 
chen Trassenentgelten der Mitgliedstaaten führen 
können. Die Bundesregierung hält es für zweckmä- 
ßig, daß sich die Nutzer und Betreiber der Schienen- 
netze über wettbewerbsfähige Trassenpreise eini- 
gen. 


Anlage 22 (C) 

Antwort 

des Pari, Staatssekretärs Bernd Neumann auf die 
Frage des Abgeordneten Horst Kubatschka (SPD) 
(Drucksache 13/3180 Frage 30): 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob nicht doch Verhandlun- 
gen mit dem Ministerium für Atomenergie der Russischen Föde- 
ration (Minatom) über die Versorgung von Forschungsreaktoren 
in Deutschland - insbesondere für den geplanten Forschungsre- 
aktor in Garching (FRM II) - mit hochangereichertem Uran ge- 
führt wurden, oder entsprechen die Ausführungen des Parla- 
mentarischen Staatssekretärs beim Bundesministerium für Bil- 
dung, Wissenschaft, Forschung und Technologie, Bernd Neu- 
mann, in der Fragestunde des Deutschen Bundestages vom 
11. Oktober 1995, „daß es keine Verhandlungen bezüghch der 
Versorgung mit hochangereichertem Uran aus russischen Be- 
ständen gibt" und keine Notwendigkeit besteht, „auf russische 
Bestände zur Versorgung des FRM II zurückzugreifen" (Plenar- 
protokoll der 60. Sitzung, S. 5055), immer noch dem aktuellen 
Sachstand? 

Nach wie vor gilt: Die Versorgung des FRM II mit 
Kernbrennstoff ist Sache des Betreibers sowie der 
EURATOM-Versorgungsagentur, die in eigener Zu- 
ständigkeit handeln. Es ist in der Europäischen 
Gemeinschaft Aufgabe der Versorgungsagentur, Lie- 
ferquellen für die Versorgung der Gemeinschaft mit 
Kernbrennstoffen zu erschließen. Die Versorgungs- 
agentur handelt in eigener Zuständigkeit und nicht 
auf Weisung der Regierungen der Mitgliedstaaten; 
sie führt zu diesem Zweck Gespräche mit potentiel- 
len Lieferanten. Nach den mir inzwischen vorliegen- 
den Informationen kann ich heute nicht mehr aus- 
schließen, daß Verhandlungen auch mit Rußland 
geführt werden. (D) 


Anlage 23 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Frage 
des Abgeordneten Hans Wallow (SPD) (Drucksache 
13/3180 Frage 31): 

Angesichts der Tatsache, daß Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl 
sich im August 1994 öffentlich für die Idee eines zivilen Hilfs- 
korps für internationale humanitäre Einsätze ausgesprochen 
hat, frage ich die Bundesregierung, welche Schritte sie bislang 
zur Umsetzung dieses Vorhabens eingeleitet hat und welche 
Einsatzmöglichkeiten sie für ein solches Hilfskorps etwa im ehe- 
maligen Jugoslawien sieht? 

Die Überlegungen des Bundeskanzlers vom 
August 1994 wurden durch die tragische Entwick- 
lung in Ruanda ausgelöst. Der Umfang dieser 
menschlichen Katastrophe mit mehr als 4 Millionen 
Vertriebenen und Flüchtlingen stellte nationale und 
internationale Hilfseinrichtungen vor eine bis dahin 
nicht gekannte Herausforderung. 

Im Lichte der Erfahrungen aus der Ruanda-Krise 
haben die Bundesregierung und die privaten Hilfsor- 
ganisationen ihre bisherige Zusammenarbeit weiter 
verstärkt und insbesondere durch den im Herbst 
1994 geschaffenen regelmäßig tagenden „Koordi- 
nierungsausschuß Humanitäre Hilfe" auf eine feste 
institutionelle Grundlage gestellt. Im Krisenfall tritt 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 76. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 6. Dezember 1995 


6705 


(A) dieser Ausschuß kurzfristig zusammen und setzt bei 
Bedarf einen im Auswärtigen Amt tagenden Krisen- 
stab ein, der die staatlichen und privaten Hilfsmaß- 
nahmen vorbereitet und koordiniert. 

Die Bundesregierung und die privaten Hilfsorgani- 
sationen sind mit diesen Maßnahmen bemüht, das 
mit den Überlegungen zur Schaffung eines zivilen 
Hilfskorps angestrebte Ziel der Erhöhung von 
Schnelligkeit und Wirksamkeit der deutschen huma- 
nitären Hilfe im Ausland zu erreichen, zugleich aber 
auch Vielfalt und Eigenständigkeit der sich auf eine 
große Hilfsbereitschaft der deutschen Bevölkerung 
stützenden privaten Hilfswerke zu wahren. Die Bun- 
desregierung ist sich mit den privaten Hilfsorganisa- 
tionen darin einig, zunächst die Erfahrungen mit 
dem neuen Koordinierungsmechanismus abzuwar- 
ten, bevor der Gedanke der Gründung eines zivilen 
Hilfskorps weiterverfolgt wird. 

Im ehemaligen Jugoslawien hat die Bundesregie- 
rung gemeinsam mit zahlreichen deutschen Hilfsor- 
ganisationen in großem Umfang humanitäre Hilfe 
geleistet. Dabei haben sich die genannten Koordinie- 
rungsmaßnahmen bewährt. Die gemeinsam gewon- 
nenen Erfahrungen bilden eine wichtige Grundlage 
für die weiterhin dringend erforderliche humanitäre 
Hilfe in den Ländern des ehemaligen Jugoslawien. 


Anlage 24 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Frage 
des Abgeordneten Gernot Erler (SPD) (Drucksache 
13/3180 Frage 32): 

Wie vereinbart die Bundesregierung diesen verlangsamten 
Abbau von Exportrestriktionen für die MOE-Länder mit der son- 
stigen Unterstützung der Bundesregierung für das Freihandels- 
prinzip sowie den deutschen Interessen an einer Ökonomischen 
KonsoUdierung der mittel- und südosteuropäischen Transforma- 
tionsstaaten? 

Die in den mit den assoziierten MOE-Staaten 
geschlossenen Europaabkommen übernommene 
Verpflichtung zur schrittweisen Reduzierung von 
Zöllen und mengenmäßigen Beschränkungen beim 
Import gewerblicher Erzeugnisse im Rahmen der 
asymetrischen Marktöffnungsstrategie wurde von 
der EU mit wenigen Ausnahmen bereits vorzeitig 
erfüllt. Auch die Erhöhung der Importkontingente für 
Agrarerzeugnisse um jährlich fünf Prozent geht über 
die Regelungen in den Europaabkommen hinaus. Sie 
stellt ein zusätzliches Entgegenkommen gegenüber 
den MOE-Ländern dar. 


Anlage 25 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Frage 
des Abgeordneten Hermann Bachmaier (SPD) 
(Drucksache 13/3180 Frage 33): 


Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung dem Vorsit- (C) 
zenden der VN-Sonderkommission Abrüstung Irak (UNSCOM), 
Botschafter Ekeus, die Entsendung deutscher Experten zur Aus- 
wertung neuerer Unterlagen angeboten, und welche Ergebnisse 
hat diese Entsendung gebracht? 

Die Bundesregierung hat die Arbeit der zur 
Umsetzung der Sicherheitsrats-Resolution 687 vom 
3. April 1991 eingesetzten VN-Sonderkommission 
(UNSCOM) zur Abrüstung im Irak von Anfang an 
nachdrücklich unterstützt. Die Bundesregierung lei- 
stet diese Unterstützung wegen ihres herausragen- 
den Interesses an der Bekämpfung der Proliferation 
von Massenvernichtungswaffen und ihres besonde- 
ren Engagements für die VN. Die Unterstützung 
umfaßt außer der Entsendung von Experten in den 
UNSCOM-Mitarbeiterstab auch die Mitwirkung 
eines deutschen Mitglieds in der 21 Personen umfas- 
senden Kommission, sowie die Bereitstellung der 
gesamten Lufttransportleistung für UNSCOM vor Ort 
mit Fluggerät und Personal der Bundeswehr. 

Derzeit liegen noch keine abschließenden Ergeb- 
nisse der Auswertung der im August 1995 erhaltenen 
umfangreichen Unterlagen durch die - von Deutsch- 
land und anderen Staaten entsandten - UNSCOM- 
Experten vor. Nach erster Einschätzung durch 
UNSCOM ergibt sich, daß die Bemühungen des Irak 
in allen Bereichen seines Massenvernichtungswaf- 
fen-Programms deutlich weiter gediehen waren als 
bisher angenommen. Botschafter Ekeus hat dem VN- 
Sicherheitsrat hierzu am 11. Oktober 1995 eine 
umfassende schriftliche Unterrichtung übermittelt, 
die Ihnen, wenn Sie dies wünschen, vom Auswärti- 
gen Amt zugeleitet werden kann. 


Anlage 26 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra- 
gen des Abgeordneten Gerd Andres (SPD) (Druck- 
sache 13/3180 Fragen 34 und 35): 

Wie hoch sind die Gesamtzahl der Asylanträge und die Aner- 
kennungsquote von Staatsbürgern aus Zaire ab dem Jahre 
1993? 

Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in denen abge- 
lehnte Asylbewerber nach ihrer Abschiebung nach Zaire dort 
verhaftet und verfolgt wurden, weil sie in der Bundesrepublik 
Deutschland exilpolitisch tätig waren oder weil sie hier einen 
Asylantrag gestellt haben, und wie bewertet sie diese Vor- 
gänge? 

Zu Frage 34: 

In der Zeit von Januar 1993 bis Oktober 1995 haben 
insgesamt 6 434 Personen aus Zaire in der Bundesre- 
publik Deutschland Asyl beantragt. In demselben 
Zeitraum hat das Bundesamt für die Anerkennung 
ausländischer Flüchtlinge über die Asylanträge von 
16 178 Personen aus Zaire entschieden. 799 Personen 
sind als Asylberechtigte anerkannt worden. Dies ent- 
spricht einer Anerkennungsquote von 4,9 Prozent. 

Zu Frage 35: 

Der Bundesregierung sind keine derartigen Fälle 
bekannt. 
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(A) Anlage 27 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra- 
gen des Abgeordneten Klaus Hagemann (SPD) 
(Drucksache 13/3180 Fragen 40 und 41): 

Warum hat die Bundesregierung im Rahmen der Neukonzep- 
tion des erweiterten Katastrophenschutzes noch kein Finanzie- 
rungskonzept für den Bereich der Bundeskomponente vorge- 
legt, so daß die Länder und die zuständigen kommunalen Stel- 
len (für Rheinland-Pfalz: Verbandsgemeinden, verbandsfreie 
Städte und Gemeinden, Landkreise und kreisfreie Städte) noch 
keine endgültigen Stationierungskonzepte erarbeiten und vor- 
legen können, und bis wann können Länder und Kommunen 
mit einem zufriedenstellenden Ergebnis rechnen, um für die Si- 
cherheit der Bürgerinnen und Bürger vor Ort sorgen zu können? • 

Wie wird sich der Bund weiterhin an den Kosten des erweiter- 
ten Katastrophenschutzes beteiligen, und welche finanziellen 
Belastungen gehen auf die Länder und die Kommunen über? 

Zu Frage 40: 

Das Bundesamt für Zivilschutz hat bereits mit 
Schreiben vom 6. Dezember 1994 jedem Land mitge- 
teilt, welches Kontingent an Einsatzfahrzeugen des 
Bundes ihm zusteht. Die Länder konnten danach die 
Dislozierungsplanung vornehmen und umsetzen. 

Die helfer- und fahrzeugbezogenen Bundesmittel 
wurden den Ländern zugewiesen. Die Maßnahmen 
des Bundes für den erweiterten Katastrophenschutz 
entbinden die Länder nicht davon, alle notwendigen 
Vorkehrungen des friedensmäßigen Katastrophen- 
schutzes für die Sicherheit der Bürger selbst zu tref- 
fen. 

(B) 

Zu Frage 41: 

Der Bund trägt die Kosten des nach dem Neukon- 
zept vorgesehenen Bundesanteils am erweiterten 
Katastrophenschutz. 


Anlage 28 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Rainer Funke auf die Frage 
des Abgeordneten Josef Hollerith (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/3180 Frage 45): 

Ist die Bundesregierung bereit, den Vorschlag, die Kapitals- 
ituation der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) durch 
eine Ausweitung der Ausnahmeregelung beim § 32 a des Geset- 
zes betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung auf- 
zugreifen? 

Eine Verbesserung der Kapitalsituation der kleinen 
und mittleren Unternehmen ist bereits durch die im 
Rahmen des Zweiten Finanzmarktförderungsgeset- 
zes vorgenommene Änderung von § 25 des Unter- 
nehmensbeteiligungsgesellschaftsgesetzes - UBGG - 
eingetreten. Danach werden Kreditinstituten für 
die Anwendung der Vorschriften über kapitalerset- 
zende Gesellschafterdarlehen die Unternehmensan- 
teile von Beteiligungsgesellschaften, mit denen sie 
nach den sinngemäß anzuwendenden §§ 15 bis 19 
AktG verbunden sind, für 10 Jahre nicht zugerech- 


net, falls das Darlehen in einem Zeitpunkt gewährt (C) 
worden ist, in dem die Gesellschafter als ordentliche 
Kaufleute dem Unternehmen nicht Eigenkapital hät- 
ten zuführen müssen, und das Darlehen dem Unter- 
nehmen belassen worden ist. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Kapital- 
situation der kleinen und mittleren Unternehmen 
durch eine Ausnahmeregelung zu § 32 a GmbH- 
Gesetz weiter zu verbessern. Die Vorschrift soll auf 
Gesellschafter mit einem Kapitalanteil von weniger 
als 10 Prozent keine Anwendung mehr finden. Diese 
„ Zwerganteile'' sollen aus dem strengen Kapitaler- 
satzrecht herausfallen, weil damit typischerweise 
keine mitunternehmerische Verantwortung verbun- 
den ist. Denn die Gesellschafter mit einem 
Geschäftsanteil unter 10 Prozent können nach § 50 
Abs. 1, 2 GmbH-Gesetz weder die Einberufung der 
Gesellschafterversammlung noch die Ergänzung des 
Gegenstandes der Beschlußfassung verlangen. 

Durch diese Änderung würde die Bereitstellung 
von Risikokapital attraktiver. Es dürfte sich empfeh- 
len, eine solche Regelung in das Dritte Finanzmarkt- 
förderungsgesetz einzustellen. 


Anlage 29 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Rainer Funke auf die Fra- 
gen des Abgeordneten Thomas Krüger (SPD) 
(Drucksache 13/3180 Fragen 46 und 47): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß Erwerber 
von Grundstücken in den neuen Bundesländern mit General- 
pachtverträgen vor Bekanntwerden der Regelungen zur Siche- 
rung der Pächter im Schuldrechtsänderungsgesetz davon aus- 
gehen konnten, daß eine Nutzung durch die Erwerber und da- 
mit neuen Eigentümer für den Eigenheimbau in absehbarem 
Zeitraum (laut Registerverfahrensbeschleunigungsgesetz) mög- 
lich sein würde? 

Hält es die Bundesregierung für korrekt, daß die bis zum Be- 
kanntwerden der neuen Gesetzesregelung (Schuldrechtsände- 
rungsgesetz und Registerverfahrensbeschleunigungsgesetz) in 
gutem Glauben handelnden Erwerber durch die jetzt geltende 
Gesetzgebung auf längere Zeit von der Nutzung ihrer Grund- 
stücke ausgeschlossen werden, und wie beabsichtigt sie, die 
während der Ausschließung von der Nutzung entstehenden Be- 
nachteiligungen der Grundstückskäufer in den neuen Ländern 
auszugleichen? 

Zu Frage 46: 

Schon der Einigungsvertrag hat in Artikel 232 § 4 
Abs. 1 EGBGB dem Bundesgesetzgeber ausdrücklich 
Vorbehalten, die Nutzungsverhältnisse an Freizeit- 
grundstücken abschließend zu regeln. Bis zu einer 
solchen abschließenden Regelung sollten die 
§§ 312ff. ZGB weitergelten. 

Mit dem durch das Registerverfahrensbeschleuni- 
gungsgesetz am 25. Dezember 1993 eingeführten und 
bis zum 31. Dezember 1994 befristeten schuldrechtli- 
chen Moratorium gemäß Artikel 232 § 4a EGBGB 
sollte lediglich verhindert werden, daß die Nutzungs- 
verträge über Erholungsgrundstücke „weggekün- 
digt" werden, bevor der Gesetzgeber - mit dem 
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(A) Schuldrechtsanpassungsgesetz - entscheiden konnte, 
unter welchen Voraussetzungen solche Verträge soll- 
ten gekündigt werden können. In der Begründung 
des Schuldrechtsmoratoriums heißt es dazu wörtlich: 

Im Rahmen der vorgesehenen Nutzungsrechts- 
bereinigung muß eine die beiderseitigen Interes- 
sen ausgleichende Kündigungsregelung gefun- 
den werden. 

Aus dem befristeten Moratorium konnte also kei- 
nesfalls auf den Inhalt der späteren Regelungen, ins- 
besondere nicht darauf geschlossen werden, daß 
nach Ablauf des Moratoriums eine freie Kündigung 
erlaubt sein würde. Dies gilt um so mehr, als sowohl 
vor als auch nach Einführung des Moratoriums eine 
breite öffentliche Diskussion über die Eckpunkte der 
Schuldrechtsanpassung in den Medien der neuen 
Länder geführt wurde. Dabei stand niemals in Zwei- 
fel, daß es bei einem zeitlich gestaffelten Kündi- 
gungsschutz bleiben würde. 

Zu Frage 47: 

Die wesentlichen Gesichtspunkte ergeben sich 
bereits aus meiner Antwort zur vorhergehenden 
Frage, Jeder, der ein mit solchen Nutzungsverträgen 
belastetes Grundstück käuflich erwarb, mußte damit 
rechnen, daß der Fortbestand dieser Nutzungsver- 
träge und damit die eingeschränkte Verfügbarkeit 
noch besonders geregelt würde. Niemand konnte dar- 
auf vertrauen, daß er nach Erwerb eines Erholungs- 
grundstücks dem Nutzer würde sofort kündigen kön- 
nen. Hierin konnte nicht der angemessene Interessen- 
ausgleich liegen, den der Einigungsvertrag dem 
Gesetzgeber aufgegeben hatte und den der Gesetzge- 
ber mit dem Schuldrechtsanpassungsgesetz vorge- 
nommen hat. Im übrigen wird diesen Erwerbern auch 
nicht mehr an Einschränkungen zugemutet, als allen 
übrigen Eigentümern, deren Grundstücke mit Nut- 
zungsverhältnissen belastet sind. Schließlich stand 
jedem frei, ob er ein mit Nutzungsverhältnissen bela- 
stetes Grundstück erwarb oder ob er dies im Hinblick 
auf die ungewisse Kündigungsmöglichkeit unterließ. 
Die Bundesregierung vermag daher Benachteiligun- 
gen für die Erwerber nicht zu erkennen. 


Anlage 30 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Rainer Funke auf die Frage 
des Abgeordneten Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) (Drucksache 13/3180 Frage 48): 

Weiche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die An- 
zahl der Fälle in jedem der letzten fünf Jahre, in denen unter Be- 
teiligung von Sicherheitsbehörden des Bundes - wie offenbar 
kürzlich im Rahmen der Fahndung nach dem Bauunternehmer 
Dr. Jürgen Schneider - der Telekommunikationsverkehr von 
Journalisten bzw. Redaktionen abgehört wurde, Telefon-Ver- 
bindungsdaten eingesehen bzw. beschlagnahmt, deren Woh- 
nungen bzw. Redaktionsräume durchsucht, Journalisten zur 
„beobachtenden Fahndung" ausgeschrieben oder anhand ihrer 
Kredit karten daten Bewegungsbilder angefertigt wurden, und 
welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus der Ent- 
wicklung dieser Bilanz hinsichtlich der Notwendigkeit, dem 
Zeugnisverweigerungsrecht von Journalisten exekutiv oder le- 
gislativ größeres Gewicht zu verschaffen? 


Zunächst ist anzumerken, daß eine statistische (C) 
Erfassung zu den in der Frage aufgeworfenen Ermitt- 
lungsmaßnahmen weder beim Generalbundesanwalt 
noch beim Bundeskriminalamt erfolgt. 

Im Bereich des Generalbundesanwalts wurde in 
den letzten fünf Jahren (1990 bis 1994) der Telekom- 
munikationsverkehr von Journalisten bzw. Redaktio- 
nen weder abgehört, noch sind Telefonverbindungs - 
daten dieses Personenkreises eingesehen oder 
beschlagnahmt worden. Ausschreibungen von Jour- 
nalisten oder Redakteuren zur beobachtenden Fahn- 
dung gemäß § 163e StPO sind nicht feststellbar. 
Bewegungsbilder anhand von Kreditkarten wurden 
nicht erstellt. 

Aus dem Zuständigkeitsbereich des Bundeskrimi- 
nalamtes sind ebenfalls keine Fälle bekannt gewor- 
den, in denen Telekommunikationsverkehr von Jour- 
nalisten bzw. Redaktionen abgehört wurde, Telefon- 
verbindungsdaten eingesehen bzw. beschlagnahmt, 
Wohnungen von Journalisten bzw. Redaktionsräume 
durchsucht, Journalisten zur „beobachtenden Fahn- 
dung" ausgeschrieben oder anhand von Kreditkar- 
tendaten von Journalisten Bewegungsbilder angefer- 
tigt wurden. 

Im Hinblick auf die oben getroffenen Feststellun- 
gen sieht die Bundesregierung keine Veranlassung, 
sich zu der Frage zu äußern, ob und wie dem Zeug- 
nisverweigerungsrecht von Journalisten exekutiv 
oder legislativ größeres Gewicht verschafft werden 
könnte. 


Anlage 3 1 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Hansgeorg Hauser auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Christian Ruck (CDU/ 
CSU) (Drucksache 13/3180) (Fragen 49 und 50): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Konkurrenz zwischen 
steuerbegünstigten Kapitalanlagen, z. B. im Schiffbau oder 
durch die Sonderabschreibungsmöglichkeiten beim Wohnungs- 
bau in den neuen Bundesländern, und Kapitalanlagen in inno- 
vativen kleinen und mittleren Unternehmen? 

Plant die Bundesregierung deutliche Steueranreize einzufüh- 
ren, um verstärkt privates Kapital für innovative kleine und mitt- 
lere Unternehmen zu mobilisieren? 

Zu Frage 49: 

Seit der Deutschen Einheit steht die Entwicklung 
der Steuervergünstigungen und der Finanzhilfen des 
Bundes ganz im Zeichen des Aufbaus der neuen Län- 
der. Die Förderung in den neuen Ländern hat in 
hohem Maße private Investitionen angeregt und 
dabei eine große Zahl von Arbeitsplätzen geschaffen 
bzw. erhalten. Auch die Sonderabschreibungsmög- 
lichkeiten beim Wohnungsbau waren angesichts 
der unzureichenden Wohnungsversorgung in Ost- 
deutschland dringend erforderlich. Nach der unum- 
gänglichen Anschubförderung in den vergangenen 
Jahren ist allerdings eine schrittweise Rückführung 
notwendig. Das Jahressteuergesetz 1996 sieht daher 
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(A) u. a. vor, daß die Abschreibungssätze im Mietwoh- 
nungsbau ab 1997 auf 25 v. H. abgesenkt werden. 

Die bis Ende 1999 befristete Bewertungsfreiheit für 
Seeschiffe und Luftfahrzeuge dient der Stärkung der 
dem internationalen Wettbewerb besonders ausge- 
setzten Schiffahrts-, Seefischerei- und Luftverkehrs- 
unternehmen. 

Zu Frage 50: 

Die Bundesregierung beabsichtigt, den seit der 
Deutschen Einheit im Westen eingeleiteten kräftigen 
Subventionsabbau konsequent fortzusetzen. Die Ein- 
führung neuer steuerlicher Vergünstigungen stünde 
hierzu - zumal eine Gegenfinanzierung nicht ersicht- 
lich ist - in Widerspruch. Die Bundesregierung prüft 
aber zur Zeit, ob durch ein Maßnahmenpaket ohne 
Subventionscharakter der Zugang mittelständischer 
Unternehmen zum Kapitalmarkt verbessert werden 
kann. 


Anlage 32 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Hansgeorg Hauser auf die 
Frage des Abgeordneten Josef Hollerith (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/3180 Frage 51): 

Was ist das Ergebnis der im „Standortbericht’’ der Bundesre- 
gierung angekündigten Überprüfung der steuerlichen For- 
schungs- und Entwicklungs-Förderung? 

Die im Jahre 1993 angekündigte Prüfung der Ein- 
führung einer besonderen steuerlichen Begünsti- 
gung für Forschungs- und Innovationsaktivitäten der 
Unternehmen stand von vornherein ausdrücklich 
unter einem Haushaltsvorbehalt. Seitdem hat sich 
die Lage der öffentlichen Haushalte beträchtlich ver- 
schärft. Dennoch werden die Steuerpflichtigen durch 
das Jahressteuergesetz ab 1996 um rund 19 Mil- 
liarden DM entlastet. Diese Steuersenkungen stär- 
ken den Konsum und damit die gesamtwirtschaft- 
liche Nachfrage; die konjunkturelle Entwicklung, 
Wachstum und Beschäftigung werden nachhaltig 
unterstützt. 

Die Steuerpolitik der Bundesregierung erfordert 
eine Bündelung aller Kräfte auf eine möglichst breit 
angelegte Senkung der direkten Steuern. Die Ver- 
wirklichung der Gewerbesteuer- und Gemeindefi- 
nanzreform, die Umsetzung der Beschlüsse des Bun- 
desverfassungsgerichts zur Vermögen- und Erb- 
schaftsteuer sowie eine Absenkung des Solidaritäts- 
zuschlags genießen dabei Priorität. 


An der bisherigen steuerpolitischen Linie, wonach (C) 
eine allgemeine Verbesserung der steuerlichen Rah- 
menbedingungen Vorrang vor Einzelregelungen hat, 
muß festgehalten werden. Von einer weiteren Schaf- 
fung von Sonderregelungen würde - unabhängig 
von den damit verbundenen Steuerausfällen - ein 
falsches Signal ausgehen. 

Hinzu kommt, daß speziell im Forschungs- und 
Entwicklungs-Bereich der Unternehmen die Perso- 
nalkosten weit im Vordergrund stehen. Da Personal- 
kosten aber in voller Höhe steuerlich sofort abzugsfä- 
hig sind, scheidet eine steuerliche Förderung in die- 
sem Bereich schon aus Gründen der Steuersystema- 
tik aus. 


Anlage 33 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Hansgeorg Hauser auf die 
Frage der Abgeordneten Dr. Elke Leonhard (SPD) 
(Drucksache 13/3180 Frage 52): 

Mit welcher juristischen Argumentation leitet die Bundesregie- 
rung aus einer Äußerung des saarländischen Ministerpräsiden- 
ten in der Plenarsitzung des Vermittlungsausschusses vom 
14. Februar 1992 den generellen Verzicht aller von Abrüstungs- 
folgen betroffenen Bundesländer auf ein Bundeskonversions- 
programm ab, der den Bund von seinen verfassungsmäßigen 
strukturpolitischen Verpflichtungen gemäß Artikel 91a und 
104 a des Grundgesetzes entbinden? 

Der Bund ist nicht nach Art. 91 a oder 104 a Grund- pj 
gesetz verpflichtet, ein Konversionsprogramm zu- 
gunsten von Gebietskörperschaften aufzulegen, die 
vom Truppenabbau betroffen sind. 

Nach Art. 91a Abs. 1 Nr. 2 Grundgesetz wirkt der 
Bund an Maßnahmen zur Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur mit. Es steht aber in seinem 
Ermessen, die Höhe der Fördermittelausstattung im 
einzelnen festzulegen. Im übrigen erfolgen die Fest- 
legungen nach den gesetzlich bestimmten Modali- 
täten in Zusammenarbeit mit den Ländern im Pla- 
nungsausschuß der Gemeinschaftsaufgabe. 

Ebenso entscheidet der Bund bei der Gewährung 
von Finanzhilfen an die Länder gemäß Art. 104 a 
Abs. 4 Grundgesetz nach pflichtgemäßem Ermessen, 
welche Bereiche er fördern will. 

Nach Meinung der Bundesregierung brauchen 
diese Mittel nicht eingesetzt werden, um die Länder 
in die Lage zu versetzen, die mit dem Truppenabbau 
verbundenen Probleme zu lösen. Insofern bedarf es 
keiner juristischen Auslegung der Äußerungen von 
Herrn Ministerpräsident Lafontaine vom 14. Februar 
1992. 
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